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Isle of Man 
Ausgabetag: 18. 9. 1992 

Wert 17 Pence: Handwagen der 
Stadt Laxey. Dieser schmale Hand­
wagen, ausgestattet mit Schlauch 
und Standrohr, war bekannt für seine 
faltbare Hakenleiter. Er wurde gekauft 
zu einer Zeit , als die Feuerwehr Laxey 
gegründet wurde (1920), ist aber weit 
früheren Baujahres. 

Wert 21 Pence: Pferdegezogene 
Dampfmaschine. 1900 wurde die 
neue Stadthalle von Douglas eröffnet, 
die auch eine Feuerwache be her-
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bergte. Das neue Feuerwehrgerät 
wurde 1909 gekauft und zu Ehren des 
Gouverneurs der Isle of Man "Ra­
glan" getauft . Schwierigkeiten mit 
dem "Antrieb" kam 1914 mit der Ein­
führung von motorangetriebenen 
Bussen in der Stadt auf, denn bis da­
hin war es Usus, daß die Stadt ihre für 
den Busbetrieb gehaltenen Pferde 
der Feuerwehr im Notfall auslieh. 

Wert 30 Pence. Die Merryweather 
Hatfield Pumpe. Dieses Fahrzeug 
wurde Mitte der 30er Jahre auf die In­
sel gebracht und war bis nach dem 
Zweiten Weltkrieg in Gebrauch. Das 
neue Wehrgerät wurde 1936 bei einer 
Vorführung in Peveril Square in 
Douglas der breiten Öffentlichkeit 
vorgeführt. 
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Wert 33 Pence: Dennis F8 Pum­
penfahrzeug. 1953 gekauft und sta­
tioniert in Peel, erwies es sich als 
äußerst zuverlässiges Fahrzeug. 
Später wurden deshalb weitere für 
die Wehren der Insel angeschafft. Im 
Fahrzeug befand sich neben der üb­
lichen Ausrüstung ein 300-Gallonen­
Wassertank. 

Wert 37 Pence: Volvo-Drehleiter. 
1989 konnte die Feuerwehr dieses 
moderne Fahrzeug mit seiner 30 Me­
ter langen Metz-Leiter in Dienst stei­
len. Es ist stationiert in Douglas. Auf 
der Marke ist im Hintergrund die 
Hauptfeuerwache und Leitzentrale 
abgebildet 
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Aktuelles im Blickpunkt 

"Neue Strukturen, neue Geräte, neue Techniken, 
das wird die Zukunft des THW sein" 
THW-Direktor Gerd Jürgen Henkel im Dialog 

"Führung, Logistik und Kommunikation als Schlüssel­
faktoren für ein integriertes Gefahrenmanagement" 
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Dr. Paul Wilhelm Kolb zur Kultur des Helfens 

"Diktat der leeren Kassen" 
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"Tag der offenen Tür" des Katastrophenschutzes in Nürnberg 

Engagement des Bundes bei der Gefahrenabwehr 
in den neuen Bundesländern 
Aufbaustand des erweiterten Katastrophenschutzes - Tei l 2 
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Informationsbesuch 
bei den Zivilschutzbehörden 

Den Zivilschut7behörden in 
Bonn-Bad Gode,berg ' taUete 
der Leiter der neugebildeten 
Abte ilung LZ V (Leitungsstab; 
Z ivi le Veneidigung) im Bun­
de~mini " l erium dc~ Innem , 
Mini>teria ldirektor Dr. Rüdi ­
ger Kas.." einen Informa lion !) ~ 
be ... uch ab. 

BVS-Direktor Helmut 
ScilUCh erläuterte die neue Or­
ganisation!)- und Führungs­
struktur des Blindesverbande~ 
fUr den Se lbstschUlI . Herr Dr. 
Ka" ließ , ich über die BVS­
Ncukon/eption infonnieren 
und di ~ kutierte mit den Refe­
rat\ leitcrn U m\etzungsmög­
lichkeiten und Schwcrpunkt­
~cl!ungcn für die Zukunft. 

A b Cßles ZwischenresU­
mee der laufenden Erpro­
bungspha!<'e nannte Koordina­
tor Peter Eykmann, daß die 
B VS-A ufgaben mit der neuen 
Struktur sachgerecht wahrge­
nommen werden könnten. So 
~e i en die Berater für Planung. 
Organi ,ation und Helfe rbe­
treuung in ihre neuen Aufga­
ben LUf Unter\tUtzung bei der 
Planung des Selb>lschutzes für 
den Kri",en-, Spannung~- und 
Veneidigungsfall e ingewiesen 
und beute bere it; in der Lage, 
die Bedarfslrägcr, insbesonde­
red ie Gemeinden. sachgerecht 
I U informieren. Der Schwer­
punkt der BVS-Arbei t liege 
bei der Information und Auf­
kHi rung ,owie der Öffentlich­
keitsarbeit für den ge~amten 
ZivilschulL. HierLu gehöre 
auch die AkLeptarllwerbung 
für den Zivilschutz und die 
Schaffung von Moti vation 
l liiTl Selbstschutz. Große Be­
deutung habe die Öffentlich­
keitsa rbe it für die Helferwer­
bung aller im Zivibchutz mit­
wi rkenden Organi ~ati onen . 
Deswegen sei auch die Ausbi l-
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Bei seinem Ucsuch wird Ministerialdirektor Dr. Kuss (links) von ß VS­
Direktor Helmut Schuch begrüßt. 

dung der BVS-Mitarbeiter, die 
in der Ö ffentlichke itsarbeit 
eingesetzt werden. neu formu­
liert und intensiviert worden. 

BVS-Direktor Helmut 
Schuch machte deutlich. daß 

LuftreHungs­
bilanz'93 

Fast 50000 Mal sind die 
bundesdeutschen Rellungs­
hubl:,chrauber im vergangenen 
Jahr LU ihren oft lebensretten­
den Einsällen ge~tartet. Insge­
samt haben sie dabei 4 1 600 
Patienten auf schnell stem Weg 
ärttliche Hilfe an den Notfall ­
ort gebracht. In 12000 Fällen 
wurden die Erkrankten oder 
Verletzten in eine KJinik ge­
nogen, be i den übrigen Einsät­
len reichte es aus, die Patien­
ten an On und Ste lle ärztlich LU 
ve"orgen. Knapp 6200 Mal 
wurden Erkrankte oder Ver­
teILte per Reuungshubschrau­
ber in eine für l:, ie besser ge­
eignete Klinik transporticl1. 

in der Au~bildung die l i vil­
schutLorientierte Wissensver­
miulung von Ausbildungs­
kräften und Multiplikatoren 
der Gemeinden und Arbeits­
stälIen im Vordergrund stehe. 

Insgesamt verfügt das bun­
de,deutsche Luftreuungsnetz 
über 47 Standon e. 22 davon 
stehen unte r der Regie des Ka­
tastrophenschutzes, der dem 
Bundesinnenministerium un­
tersteht. Für lOStationen stellt 
der ADAC Maschinen und Pi­
loten, für 8 Sllil7punkte ist die 
Bundeswehr verantwortlich 
und 7 werden von der Deut­
schen Rellungsfl ugwacht 
(DRF) betrieben. 

Seit dem Start der Luftret­
IUng im Jahr 1970 haben die 
Rellungshub,chrauber insge­
samt rund 580000 EinsätLe ge­
flogen. Dabei wurden etwa 
500000 Unfall - und Notfall ­
opfer auf die schnellstmög li ­
che Weiseärztlich erstversorgt. 

Ehrenamtliche Helferinnen 
und Helfererhielten heute e ine 
Allroundausbildung, um den 
Gemeinden und der Bevölke­
rung in allen Informalions­
und Ausbildungsfragen LUr 
Verfügung stehen zu können. 
Die verble ibenden hauptamtli­
chen A Ul\bildungskräfte des 
BVS würden vorwiegend in 
Behörden und Betrieben e in­
gesetzt werden. Zugleich wir­
ke der BVS bei der Zi vil ­
schutzausbi ldung der im e r­
weitenen Katastrophenschutz 
tätigen Hil fsorganisationen 
mit. 

Der BM I-Abteilungsle iter 
kündigte baldige Ergebnisse 
der e ingesetzten Projektgrup­
pe an. Diese Vorschläge sollten 
in einer vertrauensvollen und 
konstruktiven Zusammenar­
beit von a llen Bete iligten in die 
Praxis umgesetzt werden . 

Strahlenschutz­
Meßsystem IMIS 

nimmt seine Arbeit 
auf 

Ein bundesweites "Intc­
grienes Meß- und Informati ­
ons-System" - IM IS - soll 
künftig die radio logische Si­
tuation in Deutschland rund 
um die Uhr überwachen und 
damit Informations- und Ko­
ordinationspannen wie nach 
dem Reaktorunfall von 
Tschernobyl verhindern. Bun­
desull1weltmin ister Klaus 
Töpfer nahm es Miue Dezem­
ber in Bonn offizie ll in Betrieb. 

IM IS ist e in Frühwarnsy­
stem, das durch 2200 Meßstel­
len in ganz Deutschland konti-
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nuierlich Daten über die vor­
handene Umweltradioaktivität 
sammelt und jederzeit ein Bild 
der aktuellen Lage liefen, so­
gar Prognosen erstellen kann. 
In einem Reaktorernstfall wird 
die Ausbreitung der radioakti ­
ven Strahlung vorausberech­
net, so daß vorsorgliche Maß­
nahmen ergriffen und Hand­
lungsempfehlungen zum 
Schutz der Bevölkerung aus­
gesprochen werden können. 
IMIS schaltet dann auf " Inten­
sivbetrieb" und liefen Meßer­
gebnisse im Zweistundentakt. 

Das System wurde sei t der 
Reaktorkatastrophe von 
Tschernobyl 1986 schrittweise 
errichtet. Deutschland war 
seinerzeit auf ein solches nu­
kleares Ereignis unzureichend 
vorbereitet. Datenwirrwarr 
und Abstimmungsschwierig­
keiten fühnen zu Fehlein­
schätzungen, teilweise zu 
Überreaklionen und damit zur 
Verunsicherung bei der Bevöl­
kerung. 

IMIS soll solches künftig 
ausschließen. In dem Fern­
überwachungssystem si nd in­
zwischen alle Bundesmeßnet­
ze mit den 2200 Stationen so­
wie die 16 Bundesländer mit 
jeweils einer Landesdatenzen­
Irale und zusammen 48 Lan­
desmeßstelien integrien. 
Außerdem wurden die fünf 
Bundesleitstellen und die Pro­
gnosesysteme des Deutschen 
Wetterdienstes in Frankfurt so­
wie das radiologische Modell­
system zur Berechnung der 
Strahlenexposition des Men­
schen einbezogen. 

Alle Meßeinrichtungen sind 
durch ein rechnergestützles 
Datenübertragungssystem mit 
dem Bundesamt für Strahlen­
schutz in München verbunden. 
Don werden die Meßwerte in 
einer zentralen Datenbank ge­
speichen und zum Bundesum­
weltministerium geleitet. So 
können von don unverzüglich 
der Situation angepaßte Maß­
nahmen eingeleitet und auch 
die Länder informiert werden. 

Das Meßsystem kostete den 
Bund 38,8 Millionen Mark. 

Mit Rußland, der Tschechi­
schen sowie der Slowakischen 
Republik wurden drei Pilot­
projekte vereinban: Mit der 
Lieferung von IM IS-Techno­
logie hilft die Bundesrepublik 
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Deutschland diesen Staaten 
beim Aufbau eigener landes­
weiter Überwachungssyste­
me. 

Bundesverband 
Hausnotruf-Dienst 

gegründet 
Der Bundesverband Haus­

notruf-Dienst ist in Köln von 
den drei großen Hilfsorganisa-
lionen Arbeiter-Samariter-
Bund, Malteser-Hilfsdienst 
und Johanniter-Unfall-Hilfe 
gegründet worden. Der neue 
Bundesverband wird nun in 
Zukunft die I nteressen der 
Hilfsbedürftigen auf sozialpo­
litischer Ebene gegenüber den 
Bundes- und Landesregierun­
gen sowie Verwaltungskörper­
schaften und privaten Institu-
lianen vertreten. 

Die drei Hilfsorganisatio­
nen betreuen derzeit bereits 
bundesweit etwa 20000 ange­
schlossene Hausnotrufteilneh­
mer. Die Zahl der Pflegebe­
dürftigen wird innerhalb der 
nächsten 40 Jahre von derzeit 
1,6 Millionen bis auf 2,4 Mil­
I ionen ansteigen. Gemeinsam 
wurde der Bundesverband 
Hausnotruf-Dienst ins Leben 
gerufen, um alten, kranken und 
behinderten Menschen eine 
Unterstützung für den Erhalt 
von Lebensqualität und Selb­
ständigkeit zu ermöglichen. 
Dieser Dienst bietet die Mög­
lichkeit, sein Leben in den ei­
genen vier Wänden zu gestal­
ten und doch im Notfall sofon 
Hilfe herbeirufen zu können. 

Der HausnOlruffunktioniert 
denkbar einfach per Tasten­
druck. Ohne Wählen und sogar 
ohne Sprechen kann über eine 
rund um die Uhr besetzte Zen­
traJe Hilfe herbeigeholt wer­
den. Die monatlichen Kosten 
für den Hausnotruf-Dienst 
(etwa 60-80 DM) werden von 
den Krankenkassen nicht 
übernommen. Lediglich in ei­
nigen Fällen hilft das Sozial­
amt. ach neuesten Plänen 
soll hier die Pflegeversiche­
rung Abhilfe schaffen. Doch 
auch dies geschieht erst auf 
Drängen der Hilfsorganisatio­
nen, die mit Nachdruck beim 
Bundesministerium für Arbeit 

Unabsehbare Schäden 
nach Erdbeben in Kalifornien 

Unser dpa-Foto zeigt die Trümmer eines Apartmenthauses in 1-101-
Iywood, das bei dem Erdbeben am 17.1. zerstört worden \\ar. Oie 7...ahl 
der Toten beläuft sich auf 46, über 3000 Menschen wurden \'erletzt. 
Nach Schätzungen haben 1000 Familien ihr Zuhause verloren. 15000 
weitere wurden vorübergehend obdachlos. Kaliforniens Gouverneur 
Pete Wilson schätzte die Gesamtschäden aufbis zu 30 Milliarden Dollar. 

und Sozialordnung auf die Be­
deutung des Hausnotruf-Dien­
stes hingewiesen haben. Eine 
spürbare sozialpolitische Lob­
by existien noch nicht. Nie­
mand kann heute sagen, ob er 
nicht schon morgen fremde 
Hilfe benötigt. 

Internationales 
Infonnations­

seminar 
Verantwortliche Leiter oder 

führende Mitarbeiter von Mi­
nisterien und Zivilschutzäm­
tern aus Bulgarien, Kasach­
stan. Kroatien, Lettland. litau­
en, Österreich, Polen, der Rus­
sischen Föderation, Sloweni­
en, derTschechischen und Slo­
wakischen Republik sowie 
Ungarn folgten der Einladung 
des Bundesministeriums des 
Innem zu den Informationsse-

minaren für Zivil- und Bevöl­
kerungsschutz an der Brand­
schutz- und Katastrophen­
schut«chule Heyrothsberge 
und der Katastrophenschutz­
schuledes Bundes in Bad eu­
enahr-Ahrweiler. In den Semi­
naren wurden Themen wie der 
Zivilschutz als Staatsaufgabe, 
die Vorsorge gegen Gefahren 
und Katastrophen , das System 
des Katastrophen- und Zivil­
schutzes sowie die Rechte und 
Pnichten des Staatsbürgers im 
Zivilschutz behandelt. Jedoch 
nahm neben theoretischen 
Erörterungen auch die prakti­
sche Ausbildung einen großen 
Stellenwen ein. 

Den 53 Teilnehmern an den 
Seminarkursen, die sich ge­
genwänig mit dem Aufbau des 
Zivil- und Katastrophen­
schutzes in ihren Ländern be­
schäftigen, wurden umfang­
reiche praktische Vorführun­
gen und Exkursionen geboten, 
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wo ,ie vor Ort die gUlen Er­
fahrungen und Erkennlni"e 
beim Aufbau de; Zivil- und 
Bevölkerungs;chulles beson­
dCf\ in den neuen Bundc\Hin­
dem kennen lernen k.onnten. 

So wech,ehe Theorie und 
Praxll-I miteinander. und \ci­
ten) der Teilnehmer war 7U 

hören, daß die abgestimmten 
Themenkomplexe an beiden 
Schulen <tellr intcrcs<;ant und 
lehrreich waren. Selb;! der 
Tran,fer von der BKS Hey­
rolh,berge Lur KSB in Bad 
Neuenahr-Ahrweiler wurde 
für die Verrnilliung von Fach­
problemen genulzl. Auf die­
sem Wege waren die Teilneh­
mer GiI;!e beim THW-Ort'­
verband in Bad Lautcrberg. um 
... ich Ober die Arbeit in einem 
Ortwerband zu informieren. 
Darüber hinaus wurde in Bad 
Laulerberg die Fachdien"au,­
"allung eine, Bergungvuge, 
vorge;lClh und eingehend er­
liIulert. Die Bedeulung der Se­
minare fand auch <;einen AU';,\­
druck darin. daß Vertreler au, 
dem Bundesmini<;terium des 
Innem und aus den Innenmini­
\tcricn der Länder die aw"län­
dl\chen Gäste 7U den Semina­
ren begrüßlen. Ein ab­
,chließcnder Höhepunkl für 
alle Seminarlcilnehrner war 
die gemeinsame Lchrgang~­

au,wertung an der KSB Bad 
Neuenahr-Ahrweilerdurch die 
Leiler beider Schulen mil der 
Übergabe der Zertifikale. Die 
Teilnehmer der drei Seminare 
brachten einstimmig zum Aus­
druck. daß ;ie ,ich sowohl von 
der fachlichen Kompelenl de, 
Lehrper;onals bei der Schulen 

überzeugen I-..onnten, aber 
auch die Her/lichkeil und Für­
,orge der Mllarbeiler der 
Schulen besonder; schtilZien. 

Hessen: Dank für 
Hochwasser­

einsätze 
Der l-Ics\i~chc Irmenmini­

;Ier Dr. lIerbert Günlher hai 
den ehrcna'nllichen Helfern 
gedankl. die Ende des Jahres 
1993 bei Hochwassereinstil­
zen vorbildliche Arbeil lei"e­
ten . .. Ohne die vielen ehren­
amtlichen Helfer könnte eine 
~olche schwierige Situation 
niehl gemeislert werden. Ich 
danke allen Mitarbeitcrinnen 
und Mitarbeitern der Freiwilli­
gen Feuerwehr und der ande­
ren Hilfwerbände ..,owie allen 
Privatleuten. (he ..,ich unei­
gennülzig für ,hre Milbürger 
eill\cllcn", ,agte Günther. 

GÜnlher. der sich vor Ort 
über da; Au,maß und die Fol­
gen der Hochwasserllul infor­
mieren ließ. 7cigtc sich beein­
druckl von dem hohen Enga­
gement und der Lei"itung..,· 
fahigkeil der ehrcn3lnllichen 
Helfer. Sie le'glen ,ich ausge­
sprochen gUI vorbereilei auf 
derartig schwierige Einsätze. 
Die der/eilige Lage leige. daß 
es richtig gewesen <,ei. den 
Hilfsorgani"i::uionen mit Mil­
honen-Aufw:md eine ..,tändig 
\crbessenc AUV.,t3ttung zu er­
möglichen. Auch in Zukunfl 
,olle die FördenIßg auf hohem 
Niveau weitergehen. 

J\ uch die Erläuterung ei nb Pi llospiels stand auf dem l'rognll1l lll der In­
formationssc01 inare. WOIO: SlreHhoff) 
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Zugunglück fordert eine Tote 
und 93 Verletzte 

Hei einem SCIl\H!ren Zugung lück \\ urden in Ra isdo rf bei Kiel eine Fra u 
gdötel und 93 Menschen ... e rleLzt. Der mit rund 350 Pend lern besetzte 
Zug \\ur ;tufeinglcis iger Strecke mir eine rn ArbeHs\\ :lgcn der Hahn fron­
ta l 1.usul1l lllengestolM!n. Nach der Kollis ion stürzten der Ste uer\\ age n 
des Eibuge~" die beiden nachfo lge nden Waggons und das Arbeitsfahr­
zeug UIn. (Foto: dpa) 

Thüringen: Partner­
schaftliche Hilfe für 

Rheinland-Pfalz 
.. Die Thllringer Feuerweh­

ren haben mit ihrer sofortigen 
Berci"chafl, dem Partnerland 
Rheinland-Pfalz bei der 
Bektimpfung der Hochwa;ser­
kaw"rophe IU helfen. geleigl. 
daß das Land Thüringen auf 
"iokhe Aw.,nahme~ituationen 

gut vorbereitet iM:" Der 
Thüringer Innenrnini"iter 
Fr~nl SchuMer "iprach IU ­

gleich mil die;er Feslslellung 
)cinen Dank an Angehörige 
\'on Feuerwehren au\ 17 
Landlrei,en und drei krei,­
freien Stiidten aus, die ~ich in 
den Tagen der Hochwa;serka­
lastrophe an Mosel und Rhein 
IU einern eventuellen soforti­
gen EinsUlI bereil erklärt hm-
ten. 

Da) Thüringer Innenmini­
\tcrium hatte dem Partnerland 
Rheinland-Pfal7 am 23. De­
lernber 1993 Hilfe bei der 
Bekämpfung und Beseiligung 
der Hochwa;serfolgen ange­
bolen. Die Landesregierung 
von Rheinland-Pfalz halle das 
Angebol dankend angenom­
men mil dem Wunsch. daß ab 
dem 27. Dezember 1993 ins-

gesaml 20 Löschfahrzeuge mil 
einer ßesallung von jeweils 
neun Mann der Feuerwehr auf 
AbrufbereiISlehen. Feuerweh­
ren der Landkreise Apolda. 
Am"adl. Bad Langensalza • 
Bad SalLungen. Eisenach. Go­
Iha. HeiligenSiadl. IImenau. 
Jena. Mühlhausen. Nordhau­
sen. Rudolsladl. Saal feld. 
Schmalkalden. Sonder;hau­
sen. Sömmerda. Worbi; und 
der kreisfreien Sitidie Erfurt, 
Suhl und Weimar erklärten 
;ich sofort bereil. diesem 
Wun,ch IU fo lgen. 

Halon-Feuerlöscher 
ab 1994 verboten 
Halon-Feuerlöscher dürfen 

ab I. Januar 1994 an aus Um­
weltschutzgründen nicht mehr 
eingeseIlI werden. Ihre Ver­
wendung iM dann ~Irafbar. Mit 
dem Ga;. das bis IU lehnmal 
stärkere Zerslörungskrafl auf 
die OlOnschichl h31 als Flu­
orch I orkoh I en wa;ser;lOff e 
(FCKW). sind besonders tihe­
re Gertile und auch AUlo-Feu­
erlöscher gefüllI. Ob ein Feu­
erlöscher Halon enlhäll. dar­
über gibl die Be;ehriflung des 
Geräts Auskunfl. 
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Zu dem Beitrag " Preisbil­
dung im Rettungsdienst irra­
tiollal" ill der Al/sgabe 10/93 
erreichte die Redaktioll [01-
gellder Leserbrie[ des Deut­
schell Roten Kreu:es, Lalldes­
verballd Badell- Würuemberg 
e. v.: 

Das in dem Anikel "Preis­
bildung im Reuungsdienst ir­
rational" im "Bevölkerungs­
SChutz-Magazin" I 0193 ge­
kennzeichnete unplausibel 
hohe Kostenniveau kann für 
den bodengebundenen Ret­
tungsdienst in Baden-Wün­
temberg in dieser Fonn nicht 
unkommenlien bleiben. Sämt­
liche Angaben hinsichtlich der 
Vergleich s r ec hnun g 
KostenIEi nwohner beziehen 

sich lediglich auf das Jahr 
1986. Die jüngsten Ergebnisse 
der Auswenung der ersten Sit­
zung des vorbereitenden Aus­
schusses für die Herbstsi tzung 
der konzertierten Aktion im 
Gesundheitswesen sagen aus, 
daß Baden-Wüntemberg ne­
ben Rheinland-Pfalz und dem 
Saarland zu den günstigsten 
Bundesländern gehön. 

Die Kosten pro Einwohner 
1992 betrugen für Baden­
Wüt1lemberg 24,30 DM, da­
mit zählt dieses Bundesland zu 
einem der kostengünstigsten 
Ländern innerhalb der Bun­
desrepublik . 

So lagen im Bereich StuU­
gart die KostenIEinwohner 
1992 bei ca. 24,- DM und im 
flächenmäßi g zu den größten 
R et t u ngsd i enstbereic hen 
zählenden Main-Tauber-Kreis 
bei ca. 33,- DM , damit ent­
spricht das Kostengefü ge der 

• • • • • •• • • 
22. und 23. April 1994: 

Fachlagung "Taucher-Tage ' 1)4" 

Regensburg 
Info: Hubenus Banmann. Mmcrfeld­

straße 16a. 93309 Kclheim 

25. bis 28. April 1994: Seminar rur 
Feuerwehr und Rettungsdienst: ,.Horn­
haut auf der Sttle - Psychische Bela­
stungen im Renungsdiensl" 

Bad Mlinsler am Stein 
Info: pfarn:r Müller-Lange. Akazien­

straße 22. 53859 Niederkassel 

4. bis 7. Mai 1994: DRK-Reuu ngs· 
kongre8 .• Leben retten - europawelf' 

D«sde, 
Info: DRK-Gencralsekretariat. Refe­

rat 13. Postfach 1460.53004 Bonn 

14. Mai 1994: Sponveranstahung 
LFV Rheinland-Pfalz: Wettkampf nach 
der CfIF-Wenkampfordnung 

Langenbach 
Info: Dieter Geisler. SchloßwIese. 

57520 Friedewald 

24. bis 26. Mai 1994: Fachlagung 
Strahlenschutz-Physik und Meßtechnik 

Karlsruhe 
Info: Fach",'erband rur Strahlen.)(hutz. 

Tagungssekretarial. Postfach 3640. 
7602 1 Karlsruhe 

3. bis 8. Juni 1994: Inlerschutz - Der 
Rote Hahn 

Hanno\'cr 
Info: Deutsche Messe- und Aus!otel­

lungs-AG. Messege1ande, 30521 Hanno­
ver 

20. Juni bis I. Juli 1994: Prüfungs­
lehrgang Feue,"",ehnaucher 5IUfe I 

Kelheim 
Info: Hubenus Banmann. MIllerfeld­

straße 16 a. 93309 Ke1heim 

11. bis 15. Juli 1994: Fortbildungs­
v.oche ftJr Notfallseelsorgerlinnen 

Jellingen 
Info: Pfarrer H. v. Wietersheim. Wol· 

liner St.raße 32. 90451 Nümberg 

5. bis 7. September 1994: "Wcnn der 
Tod plötzlich kommt" - Seminar rur Fcu· 
e,"",chr und RCllungsdiensl 

Bad Boll 
Info: Pfarrer Milllcr·Lange. Akazlcn­

straße 22. 53859 Niederkassel 

11 . bis 14. Oktober 1994: Sicher­
heitsmesse "Security" 

Essen 
Info: Messe Essen GmbH. Messehaus 

Ost. 4513\ Essen 

4. bis 6. November 1994: P:.ychische 
Belastungen im Rcttungsdienst - Semi· 
nar für Fcucrwehr und Rcuungsdicnst 

Enkenbach (Pfalz) 
Info: Pfarrer MUller·Langc. Aka7.ien­

straße 22. 53859 Niederkassel 

jeweiligen bereichsindividuel­
len Struktur. 

Diese Strukturen sind im 
wesentlichen gekennzeichnet 
durch topographische Gege­
benheiten. Bevölkerungsdich­
te, Anzahl von Krankenhäu­
sern und Spezialkliniken etc. 

Hinsichtlich der Ergebnisse 
des länderinternen Preisver­
gleiches ist festzuste llen, daß 
die Benutzungsentgelte In 

Stuugan, wie schon in der Ver­
gangenheit , wei t ulller dem 
Landesdurchschniu lagen. So 
lag 1992 z.B. die Grundpau­
schale für RTW bei 286,86 
DM (Landesdurchschniu ca. 
580 DM) und NAW 7 17,20 
DM (Landesdurchschniu ca. 
1070 DM ). 

Damit kann den Ausführun­
gen der Antwon der Parla­
mentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl am 
Bei spiel Stuugart, daß gerade 

großstädtische Bereiche be­
sonders hohe Preise für Kran­
kentranspon und Rettungs­
dienst fordern, nicht gefolgt 
werden. 

Die Gesamtzahl der fü r den 
organisienen Rettungsdienst 
vereinbarten Benutzungsent­
gelte summiert sich allein in 
Baden-Wümemberg auf über 
30 Einzeltarife. Entsprechend 
sind die e inzelnen Tarife nicht 
nur in ihrem Niveau , sondern 
auch in ihrer Struktur sehr viel­
gestaltig und deshalb kaum 
miteinander vergleichbar. 

Grundlage für die Benut­
zu n g se n t ge I t ve rh a nd I u n gen 
sind die Selbstkosten, die die 
Rettungsd ienst-Organisatio­
nen den Krankenkassen offen­
zulegen haben. Durch die Mit­
wirkung der Krankenkassen 
ist gewährleistet, daß keine 
überhöhten Benutzungsent­
gelte vereinban werden. 

••••••••• 
Seminare und Lehrgänge von 
InstHuten und Finnen 

Technische Akademie Esslingen. 
Postfach 1265, 73748 Ostfildern : 

18. und 19. April 1994; Br.mdscha· 
dcn\-emütung im Krankenhaus und AI· 
tenheim. 

17. Mai 1994: Praktische Erfahrungen 
und neueste Erkenntnisse im Brand· 
schulz. 

6. und 7. Juni : Br.mdschadenverhU· 
tung. 

Verband der Sach\'el'Sicherer e. V .• 
PasteurstraBe 17. 50735 Köln : 

11. biS 15. April. 18. bis 22. April 
1994: Lehrgang rur BrandschUlzbeauf· 
tragte. 

20. April 1994: Brandschutz bei Bau­
arbeiten, 

4. und 5. Mai 1994: Brdndschutz in 
elektrischen Anlagen . 

TechniS<'he Akademie Wuppertal 
e. V., l'ostfach 100409. 42097 Wupper­
tal: 

25. und 26. April 1994; Grundlagen­
seminar Brandschutz. 

15. Juni 1994: Brandschutz in Ge­
meinden. 

16. und 17. Juni 1994: Ncuzelt llche 
Brandschutzkon/epte. 

I\linimax-Schulungszentrum. Mi· 
nimaxstraße I. 72562 Bad Urach : 

Seminarreihe •• Brandschutz" 
3. biO; 6. Mai. 30. August bis 2. Sep­

tember 1994: Betrieblicher Brandschutz. 
21. bis 24. Juni. 13. bis 16. September 

1994: Brandschutz-Praxis, 
12. bis 15. April. 11. bis 14. Oktober 

1994: Brdndschutz-Technik. 
8. bis 11. November 1994: Baulicher 

Brandschutz. 
26. bis 29. April. 18. bis 2 1. Oktober 

1994: Brandschutz-Organisullon. 
22. bis 25. November. 6. bis 9. De­

zember 1994: Brandschutz aktuell . 

Verband rilrSicherheit in der Wirt­
schaft Baden·Württemberg, Seel· 
bergstraße 16,70312 Stuttgart: 

13. bis 15. April 1994: Betriebliche 
Gefahrenabv.chrplanung und Störfall· 
management. 

7. und 8. Juni 1994: Brandschutz in 
Unternehmen. 

ecomed Kongreß- und VerltnstaJ· 
tungsservice, Rudolf·Diesel·Straße 3, 
86899 Landsber-g: 

17. und 18_ Mai 1994: 5. Internatio­
nale Binnenschiffahrts·Gefahrgut-Tage. 

30. Mai bis I. Juni 1994: 4. Munchner 
Gefahrgut-Tage. 

20_ und 21. Juni 1994: Gefahrstoff­
Datenbanken. 

2. bis 5. November 1994: 10. Münch­
ner GcfahrslOff· Tage. 

•••••••••••••••••••••••• 
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"Neue Strukturen, 
neue Geräte, neue Techniken, 

das wird die Zukunft 

BevölkcfungslChutr : Seit Januar 
1993 ist das THW aus dem Bundes­
amt für Zivilschutz (BZS) ausgeglie­
dert und selbständig. Was hat sich in 
den vergangenen zwölf Monaten 
geändert? 

Henkel: Die Frage ist gar nicht so 
leicht zu beantworten, denn die Aus­
gliederung ist ein sehr komplexer Vor­
gang geworden. Ich darf daran erin­
nern, daß das THW bereits bis 1958 
eine selbständige Organisation mit 
Sitz in Koblenz war. Insoweit haben 
wir er.st 1993 diesen selbständigen 
Status wiedererlangt. Wichtig als ein 
Ergebnis der Verselbständigung ist, 
daß wir Anregungen und Anforderun­
gen der Helfer.schaft schneller und 
unbürokratischer beantworten kön­
nen. 

Bevölkcfungsschutr : Können Sie 
hierfür Beispiele nennen? 

Henkel: Das THW ist aus der Bun­
desauftragsverwaltung herausge­
nommen und nunmehr selbst " ver­
waltende Stelle" geworden, d. h., wir 
brauchen nicht mehr andere Institu­
tionen in unsere Bedarfsplanung ein­
zubeZiehen. Aussonderungen und 
Er.satzbeschaffungen beispielsweise 
werden von uns unmittelbar und ohne 
die früheren Umwege über den 
Hauptverwaltungsbeamten, den Re­
gierungspräsidenten, das Innenmini­
sterium des jeweiligen Landes und 
das Bundesamt vorgenommen. Das 
gilt auch für Er.stauslieferungen, die 
aufgrund der nunmehrigen Bundes­
eigenverwaltung des THW heute un­
mittelbar an die Ortsverbände des 
THW gehen und nicht mehr über die 
Innenminister der Länder. 
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des THW sein" 
THW-Direktor Gerd Jürgen Henkel 
zum Zivil- und Katastrophenschutz 

Gerd Jürgen Henkel ist seit 1986 
Direktor der Bundesanstalt Techni­
sches Hilfswerk (THW). Der 53jähri­
ge Volljurist ist verheiratet und Vater 
einer Tochter. Der gebürtige Hesse 
studierte in Marburg und Bonn 

Bcvölkcfungsschutr · Und wie 
spürt der Helfer das? 

Henkel: Durch die kür.zer werden­
den Beschaffungszeiträume. Auch 
kann mancher Antrag eines Orts ver­
bands, der in der Vergangenheit aus 
grundsätzlichen Erwägungen vom 
BZS abgelehnt wurde, heute mehr 
unter Helfergesichtspunkten geprüft 
und eher positiv beantwortet werden. 

Bnölkcfungsschutr : Also etwas 
weniger bürokratisch und etwas we­
niger formalistisch, gleichsam ein 
lean Management - schlankes Ma­
nagement? 

Henkel: Lean Management - ein 
Schlagwort, von dessen Umsetzung 

Rechtswissenschaften und trat un­
mittelbar nach dem zweiten Staats­
examen in das Bundesamt für zivi­
len Bevölkerungsschutz, das heuti­
ge Bundesamt für Zivilschutz, ein. 

Das bereits 1950 gegründete 
Technische Hilfswerk wurde 1953 
Bundesanstalt. In der Katastro­
phenschutzorganisation des Bun­
des sind über 71 000 Helferinnen 
und Helfer in elf Landesverbänden 
und 671 Ortsverbänden tätig. Etwa 
850 hauptamtliche Mitarbeiter zählt 
das THW. Das THW rettet Men­
schen und Tiere und birgt Sachgü­
ter aus Gefahrenlagen und setz1 zur 
Behebung von Gefahren und Not­
ständen Versorgungsleitungen und 
Abwassernetze instand. Es leistet 
humanitäre Hilfe bei Katastrophen 
im Ausland. Seit 1953 wurden mehr 
als 500 Einsätze in vielen Ländern 
durchgeführt. 

wir sehr betroffen sind. Unabhängig 
von den aktuellen Überlegungen zur 
Neuorganisation des erweiterten Ka­
tastrophenschutzes haben Füh­
rungskräfte des THW in den vergan­
genen Jahren zusammengesessen 
und ein Konzept erarbeitet, dem wir 
den Arbeitstitel " THW 2000" gegeben 
haben. 

Bnölkcrungsschutr : Heißt das nur 
Umorganisieren oder auch Abbau 
von Einheiten? 

Henkel: Beides trifft zu. Wir wer­
den auch spürbar Einheiten abbauen 
müssen. Lean Management heißt für 
uns, schlanker werden auf allen Ebe­
nen. Das beginnt damit, daß die Orts­
verbände strukturell verändert und 
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verkleinert werden und daß sich die 
Struktur der relativ schwerfälligen 
Züge verändern wird. Ich lege wegen 
damaliger Mißverständnisse Wert auf 
die Feststellung, daß unser Konzept 
"THW 2000" nicht zur Aufblähung, 
sondern zu Einsparungen im THW 
führen wird. Die Einheiten sollen so 
umstrukturiert werden, daß sie auch 
als kleinere Module unterhalb der 
Zugstärke arbeitsfähig sind. Wir ha­
ben die bisher eher etwas schwerfäl­
ligen Züge, die ja für Zivil­
schutzzwecke sachgerecht waren, 
regelmäßig als komplette Züge ein­
gesetzt. Dies ist zu langsam und zu 
teuer. 

Belfö/kerungsschun : Also auch 
eher eine friedensmäßige Bedeu­
tung? 

Henkel: Selbstverständlich muß 
man den Doppel- oder sogar Mehr­
fachnutzen von Material und Mann­
schaft sehen. 

Solche Einheiten sind heute frie­
densmäßig nur dann nutzbar, wenn 
sie als kleinere, flexiblere Einheiten, 
die mit Spezialausstattung versehen 
sind, eingesetzt werden können. Die­
se Überlegungen haben uns dazu ge­
bracht, das THW insgesamt umzu­
strukturieren, um so auch dem Vor­
wurf zu begegnen, daß das THW nur 
mit erheblicher Ver.zögerung einge­
setzt werden könne. Hier.zu weise ich 
darauf hin, daß immer dann, wenn es 
Verabredungen zwischen örtlichen 
Bedarfsträgern und dem THW gab, 
wir auch in der Vergangenheit bereits 
sofort Schnelleinsatzgruppen gebil­
det haben, die auch kur.zfristig an 
Schadensstellen eingesetzt werden 
konnten. 

Belfö/kel'Ungsschun : Gilt die neue 
Konzeption des THW gleichermaßen 
im haupt- wie ehrenamtlichen Be­
reich? 

Henkel: Natürlich denken wir dar­
über nach, wie die Landesverbände 
in Zukunft aussehen sollen; ob die 
Zahl der Landesverbände angesichts 
des Aufbaus in den neuen Ländern so 
bleiben kann oder ob wir nicht auch 
hier zu Straffungen kommen müssen. 
Das gilt aber auch für die zur Zeit vor­
handenen 120 Geschäftsführerberei­
che: Wir müssen in Anbetracht der 
Ausdünnung auf der Orts verbands-
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ebene auch hier entsprechend ab­
bauen. Es ist heute bereits absehbar, 
daß diese Zahl künftig deutlich unter 
100 liegen wird. 

Belfö/kerungsschun : Das Konzept 
"THW 2000" wurde in der Vergan­
genheit außerhalb des THW kontro­
vers diskutiert. Sie nennen es nun 
Mißverständnisse. Gibt es diese 
Mißverständnisse noch oder sind die 
jetzt ausgeräumt? 

Henkel: Wenn es sie noch geben 
sollte, dann ist mir dies zumindest 
nicht bekannt. Das Gebot des Spa­
rens gilt für alle im Katastrophen­
schutz mitwirkenden Organisationen, 
also auch für das THW. In der der.zei­
tigen haushaltspolitischen Lage gibt 
es keine Ansätze dafür, daß beim 
THW eingesparte Haushaltsmittel an­
deren Organisationen zur Verfügung 
gestellt würden. 

Belfö/kerungsschutz : Gibt es außer 
dem nordrhein-westfälischen Innen­
minister Dr. Schnoor noch weitere In­
nenminister, die die Auflösung des 
THW fordern? 

Henkel: Diesen Eindruck habe ich 
nicht. Gerade in jüngster Zeit konnten 
wir feststellen, daß das THW von Län­
derseite beachtliche Unterstützung 
erfahren hat. Man muß auch in NRW 
sagen, daß die Staatskanzlei weiter­
hin stark auf das THW baut und im be­
sten Sinne des Wortes auch mit dem 
THW baut, nämlich in Rumänien, Bul­
garien und neuerdings auch in 
Weißrußland. Die jahrelange gute Zu­
sammenarbeit zwischen Staatskanz­
lei NRW und THW wirkt sich segens-

"Das Gebot des Sparens gilltür alle im Kata­
strophenschutz mitwirkenden Organisationen, 
also auch tür das THW." 

reich in der gemeinsamen Auslands­
tätigkeit aus. 

Belfö/kerungsschun : Ist eigentlich 
das Institut "Anstalt" für eine Kata­
strophenschutzorganisation die an­
gemessene Organisationsform? 

Henkel: Dies war in der Vergan­
genheit ein Diskussionspunkt inner­
halb und außerhalb des THW. Gera­
de aber die Helferschaft hat sich ein­
deutig dafür entschieden, Bundesor­
ganisation bleiben zu wollen. Struktu­
ren wie die eines eingetragenen Ver­
eins oder einer anderen Rechtsform 
stehen für uns nicht zur Diskussion. 

Belfölkerungsschun : Zumal ande­
re mit der Körperschaft ja nicht die 
beste Erfahrung machen. 

Henkel: Es scheint so. 

Belfö/kerungsschun : Das THW hat 
die Aufgaben, technische Hilfe im Zi­
vilschutz, technische Hilfe außerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland und 
technische Hilfe bei Katastrophen zu 
leisten. Wo liegt heute das Schwer­
gewicht Ihrer Aufgaben? 

Henkel: Die Aufgaben technische 
Hilfe außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland und technische Hilfe bei 
Katastrophen stehen z. Zt. eindeutig 
im Vordergrund. Die humanitäre Hil­
feleistung im Ausland gibt uns zwar 
viele Einsatzmöglichkeiten, bean­
sprucht uns aber zugleich in außeror­
dentlich hohem Maße. Wir sind im 
hauptamtlichen Bereich personell 
nicht darauf eingerichtet, in großem 
Umfang Auslandseinsätze zu fahren. 
Die personelle Ausstattung des Ein­
satzreferats in der THW-Leitung und 
der Landesverbände gibt die Mög­
lichkeit, drei Projekte gleichzeitig 
durchzuführen. Meistens laufen aber 
vier und mehr Projekte parallel, so daß 
die Mitarbeiter an der physischen Lei­
stungsgrenze angekommen sind. 

Belfölkel'Ungsschun : Heißt das 
Einschränkung Ihrer Auslandstätig­
keit? 

Henkel: Nein, nicht unbedingt Ein­
schränkung, aber das THWwird künf­
tig bei eingehenden Anfragen 
Schwerpunkte setzen müssen. Denn 
je besser wir unsere Arbeit im Aus-
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land leisten, desto zahlreicher sind 
die Nachfragen. Seit 1990 ist die Zu­
sammenarbeit mit dem UNHCR ver­
traglich geregelt. Einen ähnlichen 
Vertrag strebt nunmehr auch die Eu­
ropäische Union an. 

Bevölkerungsschun Sie haben für 
die Auslandshilfe die SEEBA gegrün­
det. Wie sind die Erfahrungen mit der 
SEEBA? 

Henkel: Der seinerzeitige Bun­
desinnenminister Dr. Zimmermann 
gründete nach der Erdbebenkata­
strophe in Mexiko 1985 die SEEBA. 
Die Schnelleinsatzeinheit, die aus drei 
Mannschaften mit etwa 60 Helferin­
nen und Helfern besteht, kann binnen 
sechs Stunden mit fertig gepacktem 
Gerät und Einsatzmitteln im Flugzeug 
sitzen. Die Arbeitgeber der Helferin­
nen und Helfer sind vorinformiert. Alle 
in Betracht kommenden vorbereiten­
den Maßnahmen - wie permanenter 
Impfschutz - sind sichergestellt. Wir 
sind jedoch jederzeit einsatzbereit, 
haben jedoch gelegentlich das Pro­
blem, kurzfristig ein geeignetes 
Transportflugzeug zu bekommen. 

Bevölkerungsschun Und wie sieht 
es mit Ihrer Aufgabe" technische Hil­
fe bei Katastrophen im Inland" aus? 

Henkel: Gerade in den letzten Wo­
chen - beim Hochwasser des Rheins 
und anderer Flüsse - hat das THW 
zeigen können, wie effizient es auch 
unterhalb der Katastrophenschwelle 
einsetzbar ist. Bei der jüngsten Über­
schwemmungskatastrophe haben 
wir jedoch auch gesehen, wie wich­
tig es ist, daß all e Katastrophenab­
wehrpläne auf dem neuesten Stand 
sind. So haben in der Vergangenheit 
Bundeswehr und Bundesgrenz­
schutz bei der Bewältigung von 
Hochwasserkatastrophen mitge­
wirkt. Ende letzten Jahres haben wir 
jedoch feststellen müssen, daß Ein­
heiten und Einrichtungen der Bun­
deswehr bereits abgebaut waren, die 
gedanklich noch in die Katastrophen­
abwehr eingeplant waren. Auch das 
THW war zunächst auf diese neue Si­
tuation nicht eingestellt, hat aber 
dann zur Ver.stärkung der örtlichen 
Kräfte Einheiten aus Norddeutsch­
land herangeführt. Um entsprechen­
de Reserven zu schaffen, haben wir 
auch an der Katastrophenschutz-

8 

"Gerade In den letzten Wochen - beim Hoch­
wasser des Rheins und anderer Flüsse - hai das 
THW zeigen können , wie effi zlenl es auch uni er­
ha lb der Kalaslrophenschwelle einsetzbar ist. " 

schule des Bundes in Ahrweiler Ein­
heiten in Warteposition gebracht und 
von dort aus zum Einsatz geschickt. 

Bevölkerungsschun : In der Ver­
gangenheit gab es gelegentlich Pro­
bleme, wer den Katastrophenschutz 
des THW bezahlen mußte. Ist das im­
mer noch so? 

Henkel: Hierzu gibt es Richtlinien 
des Finanzministers, der darauf be­
steht, daß ein bestimmter Prozentsatz 
der Kosten von den anfordernden 
Stellen zu übernehmen ist. Die Kom­
munen, die ja z. Zt. finanziell in keiner 
besseren Lage als Bund und Länder 
sind, können jedoch den Antrag auf 
Kostenerlaß stellen. Solchen Anträ­
gen wurde in der Vergangenheit bei 
größeren Einsätzen regelmäßig statt­
gegeben. 

Bevölkerungsschun : Könnte die 
Kostenerstattung für eine Gemeinde 
ein Hinderungsgrund sein, das THW 
einzusetzen? 

Henkel: In der Tat ist die Kosten­
regelung für viele Gemeinden ein Hin­
dernis. Wegen der möglichen finanzi­
ellen Belastung verzichten manche 
Gemeinden generell auf den Einsatz 
des THW, Wir hoffen, daß im Rahmen 
der Neuorganisation des erweiterten 
Katastrophenschutzes die Frage der 
Kostenerstattung noch einmal durch­
dacht wird. 

BevölkerunglSchun : Sind Einsatz­
möglichkeiten nicht zusätzliche Mo­
tivation für ehrenamtliche Helfer? 

Henkel: Genau das ist der ent­
scheidende Punkt: Zehnmaliges 
Üben mit Auf- und Abbau auf dem 
Übungsgelände ist weniger motivie­
rend als ein Einsatz in natum. Auch 
das Gefühl, konkret und unmittelbar 
helfen zu können, erworbenes Wis­
sen und praktische Fähigkeiten zum 
Schutz des Nächsten einsetzen zu 
können, wirkt motivierend. 

Bevö/kerungsschun : Katastro-
phenschutzorganisationen stehen 
und fallen mit der Motivation der Hel­
ferinnen und Helfer. Die THW-Helfer­
schaft stellt sich noch überwiegend 
als eine Männerdomäne dar. Wie vie­
le Damen sind denn als Helferinnen 
tätig? 

Henkel: Der Einatz von Helferinnen 
liegt mir sehr am Herzen. Trotzdem ist 
zuzugeben, daß die Zahl der Helferin­
nen noch weiter gesteigert werden 
muß; derzeit liegt sie bei etwas mehr 
als 4000. 

BevölkerunglSchun : Und wie set­
zen Sie die Helferinnen ein? 

Henkel: Grundsätzlich können 
Helferinnen in allen Aufgabenberei­
chen des THW eingesetzt werden. 
Und natürlich bemühen wir uns dar­
um, die Helferinnen eben nicht nur mit 
Küchenarbeiten zu befassen, wenn­
gleich man diese Aufgabe nicht ge­
ring schätzen darf. Wer jemals selbst 
im Einsatz war, weiß, wie wichtig die 
Versorgung der vor Ort tätigen Helfe­
rinnen und Helfer ist. Viele Helferin­
nen haben - gelegentlich gegen den 
Willen von Führungskräften - durch­
gesetzt, selbst in den Fachdiensten 
Bergung oder Instandsetzung mitwir­
ken zu können, die bis zuletzt eine rei­
ne Männerdomäne waren. Solche er­
freulichen Ansätze gilt es zu ver.stär­
ken. 

BevölkerunglSchun : Was trei bt 
eine Bürgerin, einen Bürger dazu, 
Helferin/Helfer des THW zu werden? 

Henkel: Es gibt ja nicht den stati­
stisch normierten Helfer. Deswegen 
ist Ihre Frage nicht für alle gleich zu 
beantworten. Es gibt den Helfer, der 
von der gesetzlichen Möglichkeit der 
Freistellung von der Bundeswehr 
durch Dienst beim THW Gebrauch 
macht. Es gibt viele Helfer, die sich 
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dem Hilfeleistungsgedanken ver­
pflichtet fühlen und nichts von der 
"Pantoffelkino-Mentalität" vieler Zeit­
genossen halten. Es gibt Helfer, die 
wissen, daß man von Führungskräf­
ten in Industrie und Handwerk erwar­
tet, daß sie sich sozial engagieren. 
Natürlich gibt es auch den Gedanken, 
handwerkliche Fertigkeiten zu erwer­
ben, die man auch für private Zwecke 
nutzen kann. Man sollte auch nicht 
verschweigen, daß Auslandseinsätze 
für viele Helferinnen und Helfer einen 
besonderen Anreiz darstellen. 

k"ölkerunglschutr : Wie hoch ist 
die Zahl der freigestellten Helfer? 

Henkel: Etwas mehr als 70 Pro­
zent. Wobei interessanterweise die 
Verteifung auf die verschiedenen Lan­
desverbände sehr unterschiedlich ist. 
Einige Landesverbände zählen mehr 
als 80 Prozent freigestellte Helfer, an­
dere weniger als 30 Prozent. So gibt 
es auch regional unterschiedliche 
Motive, sich einer Organisation anzu­
schließen. Grundsätzlich ist jedoch 
festzustellen, daß in der Fläche weni­
ger Probleme mit der Gewinnung 
neuer Helferinnen und Helfer beste­
hen als in den Großstädten. 

Be"ö/kelungllchun : Diese Klage 
führen auch andere Organisationen. 
Wie reagieren Sie darauf? 

Henkel: Zunächst einmal freue ich 
mich darüber, daß das THW bisher 
von dem allseits beklagten Helfer­
schwund nur in geringem Maße be­
troffen ist. Viele Ortsverbände haben 

"Es gibt viele Helfer, die sich dem Hilfelel­
stungsgedanken verpli lchtet fühlen und nichts 
von der ,Pantoffelklno·Mentalltäf' halten. " 

(FotOS: Se .. 3, Hilberath 1) 
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sogar nach wie vor Wartelisten. An­
dererseits ist nicht zu verhehlen, daß 
auch einige Ortsverbände mit einem 
deutlichen Nachwuchsmangel zu 
kämpfen haben. Im Rahmen der Neu­
konzeption bemühen wir uns, durch 
Konzentration und Umstrukturierung 
der Einheiten sowie durch verbesser­
te Ausstattung den Dienst im THW so 
attraktiv wie möglich zu gestalten. 

k"ö/kelunglschun ' Wie sind Ihre 
Erfahrungen mit den Junghelfern, die 
wirklich sehr jung sind und wohl kaum 
zum Einsatz kommen können? 

Henkel: So pauschal würde ich 
das nicht sagen, denn der Junghelfer 
"geht" ja nach den Statuten vom 1 O. 
bis zum 18. Lebensjahr. So nimmt 
auch der Junghelfer an einer vorbe­
reitenden Grundausbifdung teif, bei 
der es naturgemäß bestimmte Gerä­
te gibt, die von Junghelfern aus 
Sicherheitsgründen nicht bedient 
werden dürfen, z. B. Motorsägen. 
Wenn diese Helferinnen und Helfer 
dann aber 18 Jahre alt sind und beim 
THW bleiben, stehen sie regelmäßig 
aufgrund ihres" Vorlaufs " kur.zfristig 
als hochmotivierte und ausgebifdete 
Helfer zur Verfügung. Dabei achten 
wir besonders darauf, einen mög­
lichst hohen weiblichen Anteil bei der 
THW-Jugend zu haben, denn erfah­
rungsgemäß bleiben etwa 30 Prozent 
der Jugendlichen später beim THW 

k"ö/kerunglschutr : Sie sprachen 
den privaten Nutzen der THW-Aus­
bildung an. Kann dies auch ein Motiv 
sein, Helfer im THW zu werden? 

Henkel: Davon gehe ich aus. Tech­
nik ist ein faszinierendes Thema und 
übt für viele einen hohen Anreiz aus, 
sich mit der Organisation THW zu be­
schäftigen. Wir sind bestrebt - insbe­
sondere im Zuge der Umstrukturie­
rung - Gerät und Technik auf den 
neuesten Stand zu bringen und somit 
auch diesem Aspekt noch mehr 
Rechnung zu tragen. Aber in der Tat, 
Helfer mit einer soliden Ausbildung in 
Holz- oder Metallbearbeitung sind 
natürlich jeder.zeit in der Lage, sich 
auch im privaten Bereich fachmän­
nisch zu helfen. 

Bevö/kerungllchutr : Müßte hier 
nicht der Bund Vorbildfunktion ge­
genüber allen anderen übernehmen? 

Henkel: Das ist leider zu allererst 
eine Kostenfrage. Natürlich müßte 
man dies sagen; wenn die Kassen je­
doch leer sind, trägt diese Forderung 
nicht allzu weit. Einer der Gründe für 
die Konzeption " THW 2000" war es 
ja, personell kleinere, modulare Ein­
heiten zu schaffen, die dafür aber mit 
besserer Ausstattung versehen wer­
den müssen. Wenn wir jedoch diese 
Forderung unter dem geltenden 
Spar.zwang kritisch betrachten, soll­
ten wir auch nicht vergessen, den 
Blick einmal über die Grenzen zu wer­
fen: Vor wenigen Tagen sah ich im 
Fernsehen nach dem Erdbeben in 
Amerika, wie Rettungsmannschaften 
mit Vorschlaghämmern versuchten, 
eine dicke Betonplatte zu zerschla­
gen, um die darunter Eingeschlosse­
nen zu befreien. Dies lehrt dann wie­
der Bescheidenheit im eigenen Hau­
se; sicherlich wird auch eine moder­
nere und effektive Ausstattung nur 
nach und nach zu erreichen sein. 

Bevölkerunglschun : Das THW hat 
auch technische Hilfe im Zivi schutz 
zu leisten. Wie sehen Sie hier die Zu­
kunft? 

Henkel: Die Mitwirkung des THW 
in der zivilen Verteidigung ist gerade 
im Moment weniger relevant: Vieles 
wird z. Zt. neu überdacht und konzi­
piert. Ich denke hier beispielsweise an 
die Mitarbeit des THW beim Schutz­
raumbetriebsdienst, der mehr oder 
weniger ruht. Wenn der Schutzraum­
bau eingestellt werden wird und an­
dere Aufgaben der zivilen Verteidi­
gung nicht mehr erste Priorität ge­
nießen, werden wir auch durch den 
Bundesminister des Innern neue Ge­
wichtungen in unserer Aufgaben­
wahrnehmung erfahren. 

Bevö/kerunglschutr : Teilen Sie 
den Eindruck, daß Zivilschutzpolitik 
z. Zt. mehr von Haushalts- als von In­
nenpolitikern gemacht wird? 

Henkel: Eine Frage, die nicht ein­
deutig mit Ja oder Nein zu beantwor­
ten ist, zumal zunehmend auch die 
Ministerialverwaltung eine Rolle 
spielt. Ich bin seit Jahren der Auffas­
sung, daß die Dinge hier zunehmend 
in eine Schieflage kommen. Mein Ver­
ständnis von Bundesverwaltung geht 
dahin, daß der Finanzminister zwar 
zur Finanzierbarkeit von Programmen 
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eines Fachministers Stellung nehmen 
und sie ggf. über einen längeren Zeit­
raum .strecken" darf, ohne sich je­
doch in die fachliche Arbeit des zu­
ständigen Ressorts einzuschalten, 
wie dies heute geschieht. 

kllö/kerungsschun · Ist denn un­
ter finanziellen Gesichtspunkten die 
Einsatzfähigkeit des THW heute noch 
sichergestellt? 

Henkel: Die Einsatzfähigkeit des 
THW ist ohne Zweifel noch sicherge­
stellt. Ich sehe aber auf der anderen 
Seite eine zunehmende Verunsiche­
rung der Führungskräfte. Ständig ge­
hen in diesen Tagen Anrufe bei mir ein 
von besorgten Helferinnen und Hel­
fern, die wissen wollen, wie es wei­
tergeht. Neue Gerüchte gehen 
durchs Land und verunsichern die 
Führungskräfte und verschlechtern 
die Motivation unserer Helferinnen 
und Helfer. Ich bin gerade dabei, mit 
Informationsschreiben an die Helfer 
und Führungskräfte etwas Ruhe in die 
Helferschaft hineinzubringen. Des­
wegen ist es zu begrüßen, daß nun­
mehr - wie ich hörte - die Gesamt­
konzeption des künftigen Bundesan­
teils am Zivil- und Katastrophen­
schutz kurz vor den Verhandlungen 
mit allen Beteiligten steht. Ehrenamt­
liche kann man nicht mehr auf unbe­
stimmte Zeit mit Ankündigungen hin­
halten. Ehrenamtliche haben An­
spruch auf realistisch durchdachte 
und geplante Lösungen, die so 
schnell wie möglich bekanntgegeben 
werden sollten. 

Bellö/kerungsschun · Werden die 
geringer werdenden Haushaltsmittel 
auch den THW-Aufbau Ost gefähr­
den? 

Henkel: Das trifft bereits jetzt im 
Liegenschaftsbereich zu; dort ist 
schon .. Stillstand der Rechtspflege". 
Schlimmer ist allerdings die Tatsache, 
daß wir uns jahrelang vergeblich um 
Stellen für den Aufbau im Osten 
bemüht haben. Nun haben wir in die­
sem Haushaltsjahr vom Parlament 
Stellen bewilligt bekommen, die je­
doch qualifiziert gesperrt sind und da­
mit weiterhin nicht zur Verfügung ste­
hen. Zudem müssen wir alles, was wir 
im Osten aufbauen, im Westen ein­
sparen. Neue Orts verbände in den 
neuen Bundesländern bedeuten in-
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zwischen Auflösung alterOrtsverbän­
de in den alten Bundesländern. Wir 
geben nicht nur technisches Material 
in die neuen Ortsver.bände, sondern 
auch den " Ortsverbandsmantel". D. 
h. auch nach Abschluß der wie immer 
gearteten Neukonzeption wird das 
THW bei etwa 620 Ortsverbänden 
bundesweit stehen bleiben. 

Bellö/kerungsschun · Das THW hat 
bei den Landesbeauftragten einen ei­
genen Sachgebietsleiter Öffentlich­
keitsarbeit. Wozu? 

Henkel: Auch für uns gilt der alte 
PR-Grundsatz .. Tue Gutes und sprich 
darüber". Natürlich braucht auch der 
Bund, wenn er Helferinnen und Hel­
fer gewinnen will, Instrumente der Öf­
fentlichkeitsarbeit. Außerdem kann es 
nur hilfreich sein, wenn möglichst vie­
le Bürgerinnen und Bürger erfahren, 
daß es noch ehrenamtliches Engage­
ment für diesen Staat und diese Ge­
sellschaft gibt. 

Bellölkerungsschun . Der bessere 
PR-Spruch könnte lauten .. Tue Gutes 
und laß andere darüber reden" . BVS 
und THW arbeiten ja in manchen 
Bereichen von Öffentlichkeitsarbeit 
schon zusammen. Könnte man diese 
Zusammenarbeit intensivieren? 

Henkel: Es gibt ja bereits Anstöße 
aus dem Bereich des Innenaus­
schusses des Deutschen Bundesta­
ges, darüber nachzudenken, wie BVS 
und THW beispielsweise auf der Ebe­
ne der Geschäftsführer des THW in 
einer gemeinsamen Geschäftsstelle 
zusammenarbeiten könnten. Hier 
kann ich mir eine Vielzahl von ge­
meinsamen Aktivitäten der Öffent­
lichkeitsarbeit vorstellen. Im übrigen 
funktioniert die Zusammenarbeit in 
einigen Ortsverbänden bereits her­
vorragend. 

kllö/kerungsschun Man könnte 
ja auch überlegen, eine gemeinsame 
Helferwerbung für alle Organisatio­
nen, die im Zivil- und Katastrophen­
schutz mitarbeiten, zu betreiben. 

Henkel: Ob das für alle möglich ist, 
kann ich so nicht beantworten. Ich 
glaube jedoch, daß die Haushaltssi­
tuation uns alle zwingen wird, mehr 
zusammenzuarbeiten. Für das Jahr 
1994 sind dem THW 50 Prozent der 

ohnehin nur knappen Mittel für die Öf­
fentlichkeitsarbeit gesperrt worden. 
Ich weiß nicht, wie unsere Aufgaben 
in diesem Jahr erfüllt werden können; 
ich weiß nicht einmal, wie wir die be­
reits eingegangenen Verpflichtungen 
erfüllen können. 

kllö/kerungsschun Nach all den 
vielen Prognosen und Prophezeiun­
gen: Wie sehen Sie die Zukunft des 
THW realistisch? 

Henkel: Zunächst einmal bin ich 
Optimist, und ich glaube, daß we­
sentliche Merkmale jeder Hilfsorgani­
sation - oder richtiger Hi/fe/eistungs­
organisation - Optimismus und Hoff­
nung sind. Das Prinzip Hoffnung muß 
eigentlich über der gesamten Ar.beit 
stehen, sonst muß man viele Dinge 
von vornherein aufgeben. Trotzdem 
will ich versuchen, Optimismus mit 
Realismus in Übereinstimmung zu 
bringen: Dann sehe ich das THW klei­
ner, auch mit weniger Helfern und 
hauptamtlich Beschäftigten, die in 
flexibleren und kleineren Einheiten 
eingesetzt werden können. Auch die 
Tatsache, daß das THW sich von 
der Zielsetzung etwas umorientiert, 
d. h., daß wir schneller an der Scha­
densstelle tätig werden können, wird 
unsere Struktur und Aufgabenwahr­
nehmung verändern. Hier.bei hat es 
dann wenig Sinn, nach alten Vorga­
ben weiterzuarbeiten und z. B. provi­
sorisch Leitungen instandzusetzen. 
Neue Strukturen, neue Geräte, neue 
Techniken, das wird die Zukunft des 
THW sein. Dazu kommen ständig 
neue Herausforderungen im Bereich 
der technisch-humanitären Aus­
landshilfe. 

Das Interview mit Gerd Jürgen 
Henkel führte Peter Eykmann. 
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ARKAT-Fachtagung Katastrophenschutz 

Führung, Logistik 
und Kommunikation 
als Schlüsselfaktoren 
für ein integriertes 

Gefahrenmanagement 

Die gewachsene Komplexität und 
Dynamik der uns insgesamt be­
drohenden Gefährdungspotentiale 
bestimmen allgemein das Bild der 
sich verändernden Katastrophen­
szenarien. Die Organisation des hu­
manitären Gefahrenschutzes erfor­
dert deshalb verstärkt integrative Lö­
sungsansätze und Modelle. 

Mehr als 100 Vertreter der ober­
sten Bundes- und Landesbehörden, 
von Bezirksregierungen, Katastro­
phenschutzbehörden und der Orga­
nisationen und Verbände kamen am 
6. November 1993 nach Lehrte, um 
an läßlich der 7. ARKAT-Fachtagung 
über neue Möglichkeiten der Organi­
sation, Führung, Kommunikation und 
Logistik im Gefahrenschutz zu bera­
ten. 

Die ARKAT-Fachtagungen haben 
sich nach Einschätzung des Schirm­
herrn der Veranstaltung, des Nieder­
sächsischen Innenministers Gerhard 
Glogowski , durch die zahlreichen in­
novativen und konstruktiven Ansätze 
und Impulse, die von allen bisherigen 
AR KAT-Veranstaltungen ausgingen, 
zu einem allgemein anerkannten Fo­
rum für die interdisziplinäre und or­
ganisationsübergreifende Gestaltung 
des Gefahren- und Katastrophen­
schutzes entwickeln können. 

In seinem Grußwort hob der Mini­
ster hervor, daß sich die verbandsge­
tragene Katastrophenschutzarbeit 
der ARKAT mit den Bemühungen sei­
nes Hauses auf diesem Sektor - so 
dem unlängst durchgeführten 2. 
Niedersächsischen Katastrophen­
schutz-Symposium - hervorragend 
ergänze. "Die deutliche Zunahme von 
Unglücks- und Katastrophenereig­
nissen sowie die Veränderungen, die 
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Blick In die 
ARKAT­

Fachtagung 

sich aus dem erheblich komplexer 
gewordenen Zusammenwirken von 
Mensch, Technik und Umwelt in den 
letzten Jahren insgesamt ergeben 
haben, verlangen von einer verant­
wortlich handelnden Politik, den 
Schutz von Leben und lebenswichti­
gen Infrastrukturen wieder mehr 
präventiv zu begreifen." Hierbei sei es 
wichtig , so Glogowski, ausgehend 
von der nach wie vor unverzichtbaren 
Selbstverantwortung des Bürgers, im 
Verein mit allen Kräften der allgemei­
nen Gefahrenabwehr bis hin zu Kata­
strophenschutz und Streitkräften ein 
effizientes und kostengünstiges 
SChutzsystem zu erreichen. 

Das bürgerschaftliche Engage­
ment für diesen integrierten Schutz 
von Leben und Umwelt sei dabei zu 
einem knappen Gut geworden. Staat 
und Politik müßten sich deshalb wie­
der nachdrücklicher zum Ehrenamt, 
auch als demokratiebewahrendem 
Element, bekennen und müßten 
sorgfältig alles vermeiden, was die-

ses Humankapital in seinem Bestand 
gefährden könnte. "Kommunale Re­
gieeinheiten und -einrichtungen sind 
und bleiben deshalb unverzichtbare 
Instrumente und Säulen für das Ge­
fahrenmanagement auf Kreisebene" , 
betonte Glogowski. 

Klaus-Dieter Kühn, Bundesvorsit­
zender des Verbandes der Arbeitsge­
meinschaften der Helfer in den Re­
gieeinheiten und -einrichtungen des 
Katastrophenschutzes (ARKAT), 
konnte zu der Fachtagung mit Regie­
rungsdirektor Franz-Josef Molitor, 
Katastrophenschutzschule des Bun­
des, Prof. Dr.-Ing. Axel Hunger, Uni­
versität GH Duisburg, Dr. med. Joa­
chim Habers, Deutsches Rotes 
Kreuz, Dr. med. Gernot Maxisch, Sa­
nitätsbereitschaft (Regie) des Land­
kreises Northeim, sowie Oberstleut­
nant Werner Ackermann, Wehrbe­
reichskommando 11 , wiederum nam­
hafte Experten als Referenten be­
grüßen. 
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Zu Beginn der Veranstaltung kriti­
sierte Kühn die geplanten "dramati­
schen Kürzungen" der Ausgaben 
für den erweiterten Katastrophen­
schutz und wandte sich gegen die er­
klärte Absicht des Bundes, die eh­
renamtliche Mitarbeit von rund 
20000 Helferinnen und Helfern zum 
31. Dezember 1993 durch Rücknah­
me der Bundesfinanzierung auf­
zukündigen und die Ausbildung von 
weiteren 50000 Helferinnen und 
Helfern nicht mehr finanzieren zu wol­
len. Er beklagte, daß der Staat die 
durch das Grundgesetz begründete 
Schutzpflicht gegenüber seinen Bür­
gern in wichtigen Teilbereichen aus 
allein finanziellen Erwägungen nicht 
mehr wahrnehme und gegenwärtig 
Schutzpotentiale fahrlässig ab­
gebaut werden, ohne daß funkti­
onsfähige Alternativen bestünden. 
Mit der diesjährigen Fachtagung 
wolle die ARKAT, so Kühn, deshalb 
auch deutlich machen, wie wichtig 
in mehr als 25 Jahren mühevoll 
aufgebaute Fachdienstkomponen­
ten des erweiterten Katastro­
phenschutzes für die Führung, 
Kommunikation, Logistik und das 
Management von komplexen Groß­
schadenslagen sind, wenn Feuer­
wehr und örtliche Rettungsdienste al­
lein die Arbeit nicht mehr bewältigen 
können. Kritisch merkte Kühn das 
peinlich geringe Interesse der Politik 
an der Veranstaltung an, denn keiner 
der angeschriebenen Bundes-, 
Landtags- und Kreistagsabgeordne­
ten sei der Einladung gefolgt. Das sei 
angesichts des bevorstehenden Su­
per-Wahljahres eigentlich unver­
ständlich. Immerhin würden diejeni­
gen, die sich in irgendeiner Weise eh­
renamtlich in den verschiedenen Hil­
feleistungsorganisationen betätigen, 
fast vier Prozent der wahlberechtig­
ten Bevölkerung ausmachen, und 
das sei wohl in Zeiten knapper Mehr­
heiten ein eben nicht zu vernachläs­
sigendes Wählerpotential. 

Die Beiträge zu der diesjäh­
rigen ARKAT-Fachtagung würden 
deutlich belegen, so Kühn, wie inte­
griert Führungs-, Kommunikations­
und Logistikstrukturen des Katastro­
phenschutzes in die Gefahrenabwehr 
auf Kreisebene bereits seien, teilwei­
se unter erheblicher zusätzlicher Aus­
stattung durch die Träger, Landkreise 
und kreisfreien Städte. Das alles 
wären verlorene Investitionen, wenn 
diese Einrichtungen jetz1 vermeintli­
chen Spareffekten geopfert werden 
würden. 

Im folgenden wird in einer Zusam­
menfassung der Erfahrungsbericht 
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über die Bewältigung des schweren 
Zugunglücks vom 15. November 
1992 wiedergegeben, den Dr. med. 
Gernot Maxisch, Bereitschaftsführer 
der Sanitätsbereitschaft 10 (Regie) 
des Landkreises Northeim aus medi­
zinisch-sanitätsdienstlicher Sicht 
vortrug. Das Referat fand das beson­
dere Interesse der Tagungsteilneh­
mer. 

Weitere Referate der Fachtagung 
werden in loser Folge auf den Seiten 
der ARKAT in "Bevölkerungsschutz" 
veröffentlicht. 

Schreckliches Szenario 

"In der Nacht von Samstag auf 
Sonntag, am 15. November 1992, um 
1 .32 Uhr fuhr der Fernschnellzug D 
428 Innsbruck - Kopenhagen mit ei­
ner Geschwindigkeit von 100 bis 120 
km/h auf der Nord-Südstrecke von 
Kassel nach Hannover durch den 
Bahnhof Northeim. Ihm begegnete 
auf dem benachbarten Gleis der 
Nahgüterzug Nr. 64683 Seel­
ze-Göttingen. Ein von einem Werk­
statt wagen des Güterzuges abgeris­
sener Prellpuffer war auf die Schienen 
gefallen, hatte die Güterwaggons 
entgleisen und mit dem entgegen­
kommenden Fernschnellzug kollidie­
ren lassen. Das Szenario: Mehrere in­
einander verkeilte und umgestürzte 
Reisezugwagen, elf der etwa 230 
Fahrgäste des Schnellzuges starben, 
62 Personen erlitten teils lebensge­
fährliche Verletzungen. 

Die Lageerkundung und Planung 
gestaltete sich für die Führungskräf­
te wegen der Unübersichtlichkeit und 
Länge der Unfallsteile außerordent­
lich schwierig. Etwa 300 Feuerwehr­
und 100 Sanitätskräfte waren in meh­
reren Einsatzabschnitten tätig. Die 
Feuerwehrmänner tasteten sich 
durch die zerborstenen Wagenteile, 
um nach Verletzten zu suchen. Die 
Trupps wurden im Verlauf der Nacht 
durch THW-Helfer abgelöst. Unter 
Massen von Metall- und Kunststoff­
teilen, Polsterresten, Glasscherben 
und aufgerissenen Gepäckstücken 
arbeiteten sich die Einsatzkräfte vor. 
Verletz1e und eingeklemmte Perso­
nen wurden mit Hilfe von Rettungs­
schere und -spreizer, Winden, 
Schneidgeräten und Metalistichsä­
gen befreit. Die Rettungs- und Ber­
gungsarbeiten aller beteiligten Hilfs­
kräfte mußten unter erheblichen Be­
lastungen bewältigt werden. 

Zum Zeitpunkt des Unglücks war 
im Landkreis Northeim keine medizi-

nische Einsatzleitung institutionali­
siert. Eine entsprechende Aufbau­
und Ablauforganisation wurde spon­
tan vor Ort von den beteiligten 
Notärzten, Rettungsdienst- und Ka­
tastrophenschutzkräften gebildet. 
Insgesamt waren 17 Ärzte am Ein­
satzort. Aus den gegen 2.00 Uhr ein­
getroffenen fünf Notärz1en hatte sich 
bereits sehr früh eine ,Leitende Not­
arztgruppe' herausgeformt, die sich 
schnell einen Überblick zu verschaf­
fen suchte, eine Verletztensammel­
stelle für Schwer- und Leichtverletz­
te festlegte und die ankommenden 
Schnelleinsatzgruppen (SEG), Ret­
tungs- und Sanitätsdienste sowie 
weitere Ärzte in den laufenden Ein­
satz integrierte. Dabei konnten wich­
tige einsatzlogistische Funktionen 
von den SEG-Kräften der Sanitäts­
bereitschaft 10 (Regie) und der TEL­
Regie des Landkreises Northeim im 
Rahmen der medizinischen und sa­
nitätsdienstlichen Koordination dank 
der besonderen einsatztaktischen 
Ausbildung an den Katastrophen­
schutzschulen problemlos geleistet 
werden.1I 

Konzentrierte 
Einsatzführung 

Grundsätzlich positiv bewertete 
Dr. Maxisch die von den Einsatzkräf­
ten gebildete Kette Notarzt - Ret­
tungsassistent oder -sanitäter und 
Rettungs- oder Sanitätshelfer. Von 
keinem der eingesetzten Helfer habe 
er gehört, daß er sich überfordert ge­
fühlt hätte. Es wäre nicht anders ge­
wesen als bei einer Übung. Diese 
Äußerung zeige, so Dr. Maxisch, daß 
die Übungen richtig angelegt gewe­
sen seien. 

Die medizinische Koordination 
habe trotz fehlender spezieller Vor­
planung gut funktioniert. Beispiels­
weise sei ein Patient mit einer Brust­
wirbel-Fraktur und beginnender 
Querschnittslähmung so transpor­
tiert und der hospitalisierten Versor­
gung zugeführt worden, daß er zeit­
gerecht operiert und das Kranken­
haus später ohne Schäden verlassen 
konnte. 

Durch die gewählte führungsmäßi­
ge Einbindung aller Einsatzaktivitäten 
in mehrere nach bestimmten Aufga­
ben segmentierte Einsatzleitkompo­
nenten in eine Gesamteinsatzleitung 
konnte eine konzentrierte Einsatzpla­
nung und -führung gewährleistet 
werden. In die medizinische und sa­
nitätsdienstliche Leitung sei er, so Dr. 
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SEG-Konzepl für 
einen Landkreis 

(Belspiel)_ 

I 
MOBILE TRUPPS 

, Aufgabe: 

FOHRUNGSEINHEIT 

, Aufbau : TEL - Feuetwehr 

, Betrieb: LNAlFühru~lent 
LvO ') 
TEL-Besatzung 

TRANSPORTEINHElT 

' Aufgabe: 

") hO -LeifBr Km CJriMst 
(NI AnaIopie zu IM) und t.NA 
diensthabendB FO/InJtV5IU'Mt der SEG's) 

I 
VERLETZTENSAMIIELSTELLE 

• Aufbau: 
Venetztenversorgung vor Ort Entlastung dElf TEL durch Steuerung Einrichtung u. Material - KatS-SanD 
Transport zu VerietztensafTlllle{stelle der zugeteilten RlW I KTW 

• Betrieb: 
, Starke: .. Aufbau: Mobile Trupps und KatS-SanD 
2 RAss aus org. RD KatS (vomand. Fülvungsfahrzeug) 

- leitung: 
2 RHe~ ... (812) mit RD-Ertahrung 

, Leitung: 
, AusrOs1ung: Ur. Transport (aus Ur. SEG's) 
'1c.leine" AusrQsb.Jlg , Fahrzeuge: 
I Kotf .... 1 Rucksack, I Trage originärer RO 

Maxisch, von Anbeginn als einer der 
Leitenden Notärzte ebenso einge­
bunden gewesen wie der Fachbera­
ter Sanitäts- und Betreuungsdienst 
der TEL (Regie). Die Sanitätsbereit­
schaft des Katastrophenschutzes 
habe aufgrund ihrer Ausstattung und 
ihres Personals bewiesen, daß sie die 
Logistik zum Betreiben der Verletz­
tensammelstelle zeitgerecht bereit­
zustellen vermochte und aus dem 
Einsatzgeschehen heraus logisti­
sche, organisatorische und medizini­
sche Kompetenz in das Management 
dieses Großunfalles einbringen konn­
te. 

Konzept der 
SChnelleinsatzgruppe 

Zum Schluß seiner Ausführungen 
ging Dr. Maxisch noch auf den Auf­
bau und die Aufgaben der Schnell­
einsatzgruppe (SEG) der Sanitätsbe­
reitschaft 10 (Regie) des Landkreises 
Northeim ein. "Die SEG besteht aus 
drei Führungskräften, drei Ärzten und 
30 Sanitätshelfern. An Fahrzeugen 
stehen ein Führungskraftwagen-TEL 
(Bund), ein ELW als Notarzteinsatz­
fahrzeug, zwei Arzttruppkraftwagen 
(Bund) und fünf Krankentransportwa­
gen zurVerfügung. Die Kernaufgaben 
der SEG liegen in der Führung und im 
Aufbau der zur Bewältigung eines 
Massenanfalles von Verletzten not­
wendigen materiellen Infrastruktur. 
Die Einsatzfrequenz der SEG liegt ge­
genwärtig bei etwa zehn bis zwölf 
Einsätzen im Jahr. Im Landkreis Nort­
heim wird zur Zeit an einem regiona-
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KatS-KTW (KaIS-SanD) 

len Gesamtkonzept für das Manage­
ment eines Massenanfalles von Ver­
letzten gearbeitet, das alle im Land­
kreis Northeim mitwirkenden Träger­
organisationen, die vorhandene SEG 
(Regie) und die Führungseinrichtun­
gen der Feuerwehr miteinander ver­
netzen soll. Ziel dabei ist es, alle ört­
lichen, personellen, materiellen und 
organisatorischen Ressourcen zu 
nutzen. 

Das Konzept sieht vor, die Autono­
mie der einzelnen Teileinheiten zu er­
halten, den Materialeinsatz im Sinne 
einer flexiblen Nutzung aller Beteilig­
ten ökonomisch zu nutzen, Beschaf­
fungen untereinander abzustimmen, 
die Ausstattung zu modularisieren 
und zu standardisieren und den Per­
sonaleinsatz entsprechend den je­
weiligen Qualifikationsstufen sinnvoll 
festzulegen. Es soll zwischen zwei 
Einsatzschwerpunkte unterschieden 
werden: 

1. Großer Individualunfall (z.B. zwei 
voll besetzte Pkw), 

2. Massenanfall von Verletzten. 
Beim großen Individualunfall soll 

der örtliche Rettungsdienst verstärkt 
werden. Der Einsatz der einer Orga­
nisation oder einer Rettungswache 
zugeordneten Teil-SEG soll in diesem 
Fall durch den Leitenden Notarzt mit 
seinen Führungskräften und die Ret­
tungsleitstelle koordiniert werden. 

Die geplante Struktur für den Mas­
senanfall von Verletzten sieht vor: 
Mobile Behandlungstrupps, eine Teil­
einheit zum Aufbau einer Verletzten­
sammelstelle, eine Führungseinheit 
und eine Transporteinheit. 

Mobile Behandlungstrupps sollen, 
dem Gedanken der Sanitätsgruppen 

LNA u. ertahrender RAss 

, Starke: 

?n (KatS-SanD) 
2.-Io T __ 

des Sanitätszuges folgend, in das 
Einsatzgeschehen hineingehen und 
von dort nach Abstimmung mit den 
medizinischen Fachkräften die Pati­
enten zur Verletztensammelstelle 
transportieren. Die Ausrüstung dieser 
Trupps soll lediglich aus Koffer, Ruck­
sack oder Rettungstasche, Trage und 
Decke bestehen. 

Die Infrastruktur für die Einrichtung 
einer Verletztensammelstelle als sta­
tionäre Versorgungseinheit für das 
Herstellen der Transportfähigkeit, die 
Sichtung und Verteilung der Verletz­
ten wird im wesentlichen vom Kata­
strophenschutz gestellt. 

Die Führungseinheit obliegt im 
Aufbau der Feuerwehr. Der Betrieb 
wird gewährleistet durch den Leiten­
den Notarz1 mit Führungsassistent, 
einem sog. Leiter vom Dienst, der 
sich aus den Leitern der einzelnen 
SEGs im Landkreis (Dienstbereit­
schaft) rekrutieren wird, ergänzt 
durch Komponenten der TEL-Besat­
zung. 

Weiterhin soll es eine Trans­
porteinheit geben mit der wichtigen 
Funktion des Leiters Transport, der 
räumlich zwischen Krankenwagen­
halteplatz und Verletztensammelstel­
le positioniert sein wird und die 
Steuerung aller Transporte zur Entla­
stung der TEL übernimmt und auf 
diese Weise durch dezentrale Steue­
rung, Regelung und Überwachung 
zur Entlastung des Sprechfunkver­
kehrs entscheidend beiträgt." 
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Dr. Paul Wilhelm Kolb, Präsident des Schutzforums, Bonn 

Personale Hilfe in Staat 
und Gesellschaft 
Gedanken zu einer Kultur des Reifens 

Anläßlich des 25jährigen Ju­
biläums der kommunalen Regieein­
heiten und -einrichtungen des Kata­
strophenschutzes in der Bundesre­
publik Deutschland hielt Dr. Paul Wil­
helm Kolb den nachfolgenden aus­
zugsweise abgedruckten Vortrag. 
Der Beitrag befaßt sich mit dem Hel­
fen als Bestandteil des Grundver­
ständnisses in unserer Kulturgemein­
schaft. Deshalb mußten wieder Leit­
bildfunktionen für die zukünftige Ent­
wicklung humanitärer Standards in 
Staat und Gesellschaft gewonnen 
werden. Es sollte nachdenklich stim­
men, wenn Verfassungsorgane den 
ihnen nach dem Grundgesetz aufer­
legten hohen Rang des Schutzes der 
Bevölkerung jetzt nach Kassenlage 
zur Disposition stellten und sich der 
Staat selbst in Kernbereichen der eh­
renamtlichen personalen Hilfe zu ent­
ledigen suche. 

. Die Menschen sind seit altersher 
auf gegenseitige Hilfe angewiesen. 
um als Gemeinschaft überleben zu 
können. Im Gegensatz zu den Tieren 
ist der Einzelmensch seiner Umwelt 
nur schlecht angepaßt. Diesen Man­
gel muß er durch Gebrauch seiner 
Vernunft ausgleichen. Unkalkulierba­
res Risiko bleibt dabei, daß er und 
seine Mitmenschen zwar vernunftbe­
gabt sind, aber oftmals unvernünftig 
handeln. 

Für das Leben in Gemeinschaft 
müssen also Verhaltensregeln ver­
bindlich gemacht werden, die so gut 
wie möglich dagegen vorbeugen, 
daß durch individuelle oder kollektive 
Unvernunft existenzbedrohender 
Schaden entsteht . Dies geschieht 
durch Gebote und Verbote, die von 
der Gesellschaft akzeptiert und durch 
die Staatsgewalt garantiert werden. 
Grundlage für ihre Ausformung ist 
das den Menschen wohl angeborene 
Bedürfnis nach dem Erkennen des 
Sinnes und der Grenzen seines Le-
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Or. Paul Wilhelm 
Kalb während 

seines Festvor· 
Irages im Gäsle­
haus der Nleder­

sächsischen lan-
desregierung. 

bens. Antworten darauf finden wir in 
Religion, Weltanschauung und Philo­
sophie. Diese Einflußgrößen bestim­
men so letztlich, was im Laufe der Ge­
schichte als moralisch verbindlich 
und legitim angesehen wird. 

In der westlich geprägten Welt von 
heute gelten im Grunde noch die von 
der antiken Philosophie und vom 
Christentum geprägten moralischen 
Maximen. Das als Gegenbild propa­
gierte Ideal vom autonomen, nur sei­
nem Eigenwohl verpflichteten Men­
schen hat demgegenüber zwar an 
Boden gewonnen, sich aber zu guter 
Letzt doch nicht als gemeinverbind­
lich erwiesen. Mit Schopenhauer läßt 
sich deshalb in einer al le Einzelethi­
ken übergreifenden Weise das grund­
legende Moralprinzip in die Forde­
rung kleiden: ,Verletze niemand, viel­
mehr hilf, soviel du kannst, allen.' Hier 
sind zwei Prinzipien formuliert, die 
der als bedeutender Interpret und Kri ­
tiker der Marxistischen Dialektik be­
kannte Hamburger Philosoph Ulrich 
Steinforth als Verletzungs verbot mit 
Hilfegebot bezeichnet . 

Dem Thema gemäß sei die Fra­
gestellung nach den Wirkungen des 

Gebotes zur Hilfe auf die Gestaltung 
unseres Lebens konzentriert. Aus 
zeitökonomischen und quellenkriti­
schen Gründen beschranke ich mich 
dabei auf Darlegungen über die aktu­
elle Situation in den alten Bundeslän­
dern. Insbesondere sind Antworten 
auf folgende Fragen zu finden : 
- Was hält die deutsche Gesellschaft 

vom Helfen als Bestandteil ihres 
Grundverständnisses vom Leben 
auf Gegenseitigkeit? 

- Welches sind die Motive für perso­
nale Hilfe in Staat und Gesellschaft, 
wer sind ihre Träger und wen be­
günstigt sie? 

- Welchen Stellenwert hat das Helfen 
für die zukünftige ordnungs- und 
sozialpolitische Entwicklung? 

Die Rahmenbedingungen 
für Hilfeleistungen in unserer 
Gesellschaftsordnung 

Die Gesellschaft Deutschland 
West ist geprägt durch eine fast 
50jährige Periode des Friedens. Die 
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ungeheuere Kraftanstrengung zum 
Aufbau des demokratischen Rechts­
staates und der sozialen Marktwirt­
schaft in den Jahrzehnten nach dem 
Zweiten Weltkrieg wurde mit reichem 
Ertrag belohnt. 

Ein blühendes, leider aber in vieler 
Hinsicht saturiertes Gemeinwesen ist 
so entstanden. Als Folge davon hat 
sich, unter fälschlicher Berufung auf 
das Prinzip der Freiheit in Staat und 
Gesellschaft, eine extreme Pluralität 
der Anschauungen zu allen Fragen 
der Lebenshaltung entwickelt. 

Dadurch kam es, wie die Mei­
nungsforscherin Elisabeth Noelle­
Neumann erst kürzlich auf einem Me­
dienkongreß in München wieder fest­
stellte, zu einem als Wertewandel zu 
registrierenden Verfall der klassi­
schen bürgerlichen Tugenden. Zu­
mindest das von unseren Medien ver­
mittelte Bild unserer Befindlichkeiten 
ist deshalb geprägt von Schilderun­
gen über die Verbreitung einer hedo­
nistischen, das heißt auf hemmungs­
losen Genuß ohne Rücksicht auf an­
dere ausgerichtete Lebenseinstel­
lung. 

Die Ellbogenmentalität in Wirt­
schaft und Politik läßt sich auf solche 
Weise ebenso rechtfertigen wie die 
herabsetzende Verspottung intakter 
zwischenmenschlicher Treue- und 
Achtungsbeziehungen. 

Um so erstaunlicher ist es, daß sich 
in diesem Umfeld augenscheinlich, 
und zwar weit mehr als erwartet, ein 
Potential von Hilfsbereitschaft erhal­
ten hat, das insgesamt als respekta­
bel zu bezeichnen ist. Im Gegensatz 
zu früher ist jedoch die Bereitschaft 
zur Hilfeleistung weniger im ethisch­
gefühlsbetonten, sondern mehr im 
rational-utilitaristischen Denken ver­
wurzelt. Außerdem wird vieles, was 
sonst als persönliche Verpflichtung 
angesehen wurde, nun als Bring­
schuld des Kollektivs aufgefaßt. 

An einigen ausgewählten Beispie­
len wird im nachfolgenden dargelegt, 
aus welchen Einzelerkenntnissen 
verläßliche Schlüsse auf den Zustand 
des Ganzen unseres gesellschaftli­
chen und staatlichen Hilfeleistungs­
systems gezogen werden können. 
Hierbei wird auf die Einflußgrößen 
- Sprache 
- private Netzwerke 
- Strukturen und Verhalten der frei-

willigen Helferschaft 
- die Zuordnung der Hilfeleistung an 

private und öffentliche Träger 
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aus der Sicht der Bevölkerung ein­
gegangen werden. 

Die Sprache als Indikator für 
die Bedeutung des Helfens 

Schon unsere Alltagssprache läßt 
erkennen , daß Helfen als Ausdruck 
und Inbegriff eines unterstützenden 
Tuns auch in einer weithin von Egois­
men geprägten Gesellschaft einen 
hohen Rang hat. So finden sich Hin­
weise auf Hilfebedarf und Hilfelei­
stungen in vielen Variationen in den 
Schlagzeilen der Printmedien und in 
den Nachrichten und Magazinen von 
Funk und Fernsehen. Allerdings ist 
offensichtlich, daß so mancher publi­
zistischer Hilferuf leider nur dazu 
dient, die Auflagen und die Reichwei­
te der jeweiligen Medien zu ver­
größern. 

Dieser Hinweis ist auch als Aus­
druck des Bedauerns darüber zu ver­
stehen, daß im Bereich der Hilfelei­
stungen immer wieder Elemente der 
Gewinnerzielung Eingang finden und 
dadurch die ethisch moralischen An­
liegen des Helfens in ihrer Aussage­
kraft verwässert werden. 

Dennoch: Der Sprachgebrauch 
bezeugt, daß Hilfeleistung augen­
scheinlich von allen gesellschaftli­
chen Schichten als wesentlicher Be­
standteil des sozialen Miteinanders 
akzeptiert und getätigt wird. 

Private Netzwerke als 
wichtiges Betätigungsfeld 
für personale Hilfe 

Private Netzwerke sind ein Ge­
flecht von Beziehungen, die ein Indi­
viduum zu anderen Personen außer­
halb des eigenen Haushaltes unter­
hält. In diesen Netzwerken wird eine 
Vielfalt von Leistungen ausgetauscht, 
die ihrem eigentlichen Charakter 
nach als helfende Tätigkeiten be­
zeichnet werden können. In ihrer Viel­
seitigkeit und Bedarfsnähe ergänzen, 
decken oder ersetzen sie sozialstaat­
liche oder kommerzielle Angebote. 

Im letzten, auf umfangreiche stati­
stische und demoskopische Erhe­
bungen beruhenden Wohlfahrtssur­
vey der Bundesregierung wurden fol ­
gende private Hilfeleistungen unter 
Verwandten, Freunden, Nachbarn 
und Bekannten typisiert: 
- materielle Hilfen 
- güter- und personen bezogene 

Dienstleistungen 

- Beratung und Information 
- Geselligkeit 
- emotionale Unterstützung 
- soziale Integration 

Die Auswertung der erhobenen 
subjektiven und objektiven Tatbe­
stände zu dieser Typologie zeigte er­
staunliche Ergebnisse: 

1. Etwa 70% der Befragten haben 
im Erhebungszeitraum (letz1e 2 bis 3 
Jahre) Hilfe für andere erbracht. Kon­
stant 31 % haben keine Leistung für 
andere erbracht bzw. sehen auch in 
Zukunft keinen Grund dafür. 

2. Die häufigste Form der Unter­
stützung erfolgt bei persönlichen 
Problemen (Kranke, Kinder und Be­
hinderte werden so vor allem von Ver­
wandten betreut; Nachbarn und 
Freunde spielen hier nur eine unter­
geordnete Rolle). 

3. Güterbezogene Leistungen wie 
Hilfe bei Wohnungsrenovierung, Um­
zug oder Hausbau fallen weniger ins 
Gewicht. 

4. Eine Bezahlung ist bei der Hilfe­
leistung weitgehend unüblich. 

5. Fast alle diejenigen, die Hilfe er­
halten haben, finden sie gerade rich­
tig. 

6. Größte Intensität hat die Hilfelei­
stung dort, wo es zwischen den 
Haushalten zu einem besonders häu­
figen Leistungsaustausch kommt. 

Im Spektrum des Helfens haben 
also informelle private Dienstleistun­
gen eine außergewöhnlich große Be­
deutung. Dementsprechend hoch ist 
auch ihr Einfluß auf das soziale Le­
ben. Ideell gesehen wird unentgelt­
lich gegenseitige Hilfe zum Schritt­
macher für die Bildung praktisch-hu­
maner Gesinnung. 

Die Zuordnung 
von elementaren sozialen 
Hilfsaufgaben an öffentliche 
oder private Träger 

Die Bundesrepublik Deutschland 
gehört zu jenen höchstentwickelten 
Wohlfahrtsstaaten, die immer mehr 
zu Adressaten von Ansprüchen ihrer 
Bürger geworden sind. Gegenwärtig 
zeichnen sich, bedingt durch den 
Rückgang des Sozialproduktes, 
schärfer denn je die Grenzen staatli­
cher Wohltätigkeit ab. Unter den Vor­
gaben Politisierung oder Depolitisie­
rung von Wohlfahrtsansprüchen wird 
besonders von der Wissenschaft 
nach Wegen gesucht, wie durch ein 
Mehr oder Weniger an staatlicher Tä­
tigkeit die Bilanz der sozialen Dienst­
und Hilfeleistungen weiter in 
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schwarzen Zahlen geschrieben wer­
den kann. 

Die Bundesregierung ließ in die­
sem Kontext durch Befragungen und 
statistische Erhebungen ermitteln, 
welche der 15 wichtigsten sozial be­
zogenen Aufgabenfelder aus der 
Sicht der Bürger dem Staat oder an­
deren nicht staatlichen bzw. privaten 
Sozialgruppierungen und Trägerein­
richtungen zur Erledigung zugeord­
net werden sollten. Auf den kürzesten 
Nenner gebracht, ergaben sich fol­
gende Antworten: 

1. Mehr als 90 % der Befragten 
wünschen die finanzielle Absiche­
rung bei Arbeitslosigkeit, im Alter und 
in sozialen Notständen durch den 
Staat. 

2. Fast 80 % der Befragten meinen, 
daß die medizinische Versorgung für 
alle und die finanzielle Absicherung 
im Krankheitsfall am besten vom 
Staat garantiert werden können. 

3. Zwischen 40 und 50 % der Be­
fragten fanden, daß sie sich die Be­
treuung und Hilfe für Kranke, Alte, 
Behinderte und Gefährdete auch in 
anderer als staatlicher Verantwortung 
vorstellen können. 

Die Bürger sehen den Staat dem­
nach mehr als Finanzier und Vermitt­
ler der sozialen Grundversorgung 
und weniger als Träger personaler 
Hilfe und Zuwendung. 

Freiwillige Helfer als Träger 
sozialstaatlicher 
Hilfeleistungsaufgaben 

Es ist im Bewußtsein der Bevölke­
rung verankert, daß der Staat zur Ab­
wehr von Gefahren für das leibliche 
und soziale Wohl seiner Bürger per­
sonale Hilfe organisieren und bereit­
halten muß. 

Zur Erfüllung dieser Erwartungen 
seiner Bürger bedient sich der Staat 
öffentlicher und privater Hilfsorgani­
sationen. Die Mitglieder dieser Orga­
nisationen leisten dann, in der Regel 
freiwillig , unentgeltliche Dienste, die 
auch hauptberuflich oder im Rahmen 
einer staatlichen Dienstpflicht er­
bracht werden können. 

Für den Staat spielen gewiß auch 
finanzielle Sparüberlegungen mit, 
wenn er sich freiwilliger Helfer be­
dient. Die freiwilligen Helfer anderer­
seits übernehmen vorwiegend aus 
praktisch humanitären oder idealisti­
schen Gründen die vielfach unbe­
quemen Hilfsdienste für ihre Mitbür­
ger. Ein oftmals entscheidendes Mo­
tiv für freiwillige Verpflichtung ist, das 
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soll nicht verschwiegen werden, die 
damit verbundene Freistellung vom 
Wehr- und Zivildienst. 

Aus der Herkunft der Helfer und ih­
rer Einstellung zur Hilfeleistungsauf­
gabe lassen sich wichtige Erkennt­
nisse zu den Grundvoraussetzungen 
des Helfens in unserer Staats- und 
Gesellschaftsordnung ziehen. So ha­
ben Sozial forscher ermittelt, daß Hel­
fer im Katastrophenschutz 
- meistens Männer der jüngeren und 

mittleren Jahrgänge sind, 
- über einen Bildungsstand verfü­

gen, der stark von Herkommen 
(Land/Stadt) und von der Berufs­
ausbildung und weniger von ab­
strakten Lehrinhalten bestimmt ist, 

- öfter als der statistische Durch­
schnittsbürger kinderreichen Fami­
lien entstammen, 

- zu etwa 60 % verheiratet sind und 
ebenfalls mehrere Kinder haben, 

- zumeist durch Kollegen, Freunde 
und Verwandte zum Eintritt in ihrer 
Hilfsorganisation bewegt wurden, 

- bei der Auswahl ihrer Organisation 
zumeist von traditionellen oder be­
rufsgruppen-spezifischen Überle­
gungen ausgehen, 

- oftmals mit anderen Familienan­
gehörigen zusammen ihren Dienst 
leisten, 

- in den Feuerwehren und im Roten 
Kreuz oftmals schon länger als 20 
Jahre Dienst tun, 

- durchschnittlich 100 Stunden im 
Jahr im Einsatz und in Ausbildung 
sind und in einzelnen Organisatio­
nen sogar von ausgewählten Per­
sonen über 500 Dienststunden ge­
leistet werden, 

- gesellschaftspolitisch stärker als 
andere interessiert sind und mit ei­
nem Anteil von 56 % auch in ande­
ren Organisationen Mitglied sind, 
und zwar überwiegend in freizeit­
orientierten und berufsständischen 
Vereinigungen; der dafür aufge­
wendete Zeitbedarf reicht von we­
niger als 10 bis mehr als 20 Stun­
den monatlich. 
Über die außerordentliche gesell­

schaftliche Relevanz der frei organi­
sierten Hilfeleistung gibt folgende 
knappe Bilanz der Deutschen Le­
bens-Rettungs-Gesellschaft, sie fei­
erte am 19. OktOber 1993 ihr 80jähri­
ges Bestehen, für das Jahr 1992 Auf­
schluß: Mitgliederbestand 540000, 
davon Ak1ive 60000, Zahl der gelei­
steten Wachstunden 2,5 Mio., d. h. 
pro Helfer rd. 42 Stunden. Zahl der 
vor dem Ertrinken geretteten Perso­
nen 520; über 60 davon wurden un­
ter Lebensgefahr für die Retter außer 
Gefahr gebracht. 

Aus alledem ist zu folgern , daß die 
Fähigkeit und Bereitschaft zur perso­
nalen Hilfe durch Verhaltensmuster in 
Familie und beruflichem Umfeld ge­
fördert und durch Bereitschaft zu Ge­
selligkeit und Gemeinschaft verstärk1 
wird. 

Zusammenfassung 

Die Aufgabe des Helfens ist auch 
in dem Gemeinwesen der techni­
schen Hochzivilisation eine Grund­
voraussetzung für das gesellschaftli­
che und staatliche Miteinander. 
Selbst dort, wo das Gemeinschafts­
gefühl durch ein falsches Verständnis 
von der . Freiheit von allem für alle" 
extrem gefährdet ist, bildet sich aus 
dem Erlebnis von Familie, Nachbar­
schaft und Freundschaft ein Wirge­
fühl, das sich in Hilfs- ja sogar Opfer­
bereitschaft ausdrückt. 

Der Staat hat dies zur Kenntnis zu 
nehmen, zumal er an dieser Bereit­
schaft und Fähigkeit zur Hilfeleistung 
partizipiert. Durch Recht und Gesetz 
hat er deshalb mit Vorrang alles zu 
fördern, was dazu beiträgt, den Ge­
danken der tätigen Hilfe durch freie 
gesellschaftliche Kräfte zu verbreiten. 

Freie, subsidiär geprägte Hilfe ist 
nicht nur eine außerordentliche kultu­
relle Leistung im Blick auf ihre theo­
retisch-wissenschaftliche Rechtferti­
gung, sondern auch ökonomisch und 
von ihrer Bürgernähe her gesehen ein 
in anderer Weise kaum darstellbares 
Phänomen. 

Seit dem 19. Jahrhundert haben 
die Deutschen, jenseits des Philoso­
phierens pragmatisch und organisa­
torisch hoch befähigt, immer wieder 
soziale Konzepte und Lösungen ge­
funden, die den jeweiligen Heraus­
forderungen der Zeit gerecht wurden. 
Beispielsweise haben wir - was unter 
dem Streß des Alltags oftmals leider 
vergessen wird - nach dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges unter schwierig­
sten Außenbedingungen sozial leit­
bildhaft Millionen von Flüchtlingen 
und Heimatvertriebenen in Staat und 
Gesellschaft integriert. Dabei haben 
die staatlichen und gesellschaftli­
chen Kräfte selbst vorurteilslos zu­
sammengewirk1. Letziich wird man 
von einer umfassenden Kultur des 
Helfens jedoch erst dann sprechen 
dürfen, wenn es gelungen ist, die sich 
gerade in jüngster Zeit verbreitende 
Flucht aus der Verantwortung für den 
Nächsten durch Wegschauen durch 
eine Haltung des zupackenden Hin­
schauens zu kompensieren.· 
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"Diktat der 
leeren Kassen" 

Sicherheitspolitik und Zivilschutz - Fachtagung der 
Konrad-Adenauer-Stiftung und des Bundesverbandes 

für den Selbstschutz in Schwäbisch Hall-Hessental 

"Ich sehe im Bereich Zivilschutz 
keine Renaissance einer großen Ge­
meinsamkeit unseres Volkes und der 
politischen Parteien", so das Fazit 
des CDU-Bundestagsabgeordneten 
Georg Brunnhuber anläßlich einer 
dreitägigen zivilschutzpolitischen 
Fachtagung in Schwäbisch Hall-Hes­
sental gegen Ende des vergangenen 
Jahres. Brunnhuber, Mitglied im In­
nenausschuß des Deutschen Bun­
destages, verwies darauf, daß eine 
eigens eingerichtete Arbeitsgruppe 
beim Bundesminister des Innern 
bemüht sei, die Maßnahmen der zivi­
len Verteidigung in einem politischen 
Konsens zu halten. Der Parlamenta­
rier erinnerte die Tagungsteilnehmer 
an die schon immer geringe Akzep­
tanz der zivilen Verteidigung in der 
Bevölkerung. "Trotzdem hat die Poli­
tik an ihr festgehalten, nicht nur weil 
dies ein Verfassungsauftrag ist, son­
dern zivile Verteidigung auch durch 
die Bedrohungslage als notwendig 
erachtet wurde." 

In der Zwischenzeit aber habe sich 
die Bedrohungssituation geändert. 
Darauf hätten sich die politischen 
Kräfte eingestel lt und beispielsweise 
beim Bundesverband für den Selbst­
schutz erheblich abgebaut. Jedoch, 
so der Innenpolitiker, könne der näch­
ste Schritt nicht darin liegen, den 
hauptamtl ichen Bereich weiter und 
weiter zu reduzieren - also in einer 
weiteren Auflösung von Strukturen. 
"Dagegen wehren wir uns, solange 
der Verfassungsauftrag, die Bevölke­
rung aufzuklären und zu schützen, 
die politische Grundüberlegung ist. 
Die politische Vorgabe der Koalition 
ist eindeutig. Wir wollen auch in Zu­
kunft zivile Verteidigung." 

Aber Brunnhuber ließ in seinen 
Ausführungen keinen Zweifel daran, 
daß konkrete Ziele und Perspektiven 
für den Gesamtbereich baldigst auf­
gezeigt werden müssen. "Der Haus-
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CDU-Bundestags­
abgeordneter 

Georg Brunnhuber 
(r.), im Gespräch 
mit BVS-Direktor 

Helmut Schuch (1. ) 
und BVS-Außen­

ste llenleiter Woll­
gang Raach_ 

haltsausschuß des Deutschen Bun­
destages hat sowohl dem Bundesmi­
nister des Innern als auch dem In­
nenausschuß deutlich signalisiert, 
daß dem Gremium spätestens im 
Frühjahr 1994 eine Konzeption vor­
liegen muß, um eine Zerschlagung 
des Bereiches zu vermeiden. 1994 ist 
ein großes Wahljahr und wir können 
nicht alle vier Wochen mit einer neu­
en Grundsatzdiskussion beginnen", 
mahnte der Bundestagsabgeordne­
te. 

Den grundsätzlichen Ausführun­
gen Brunnhubers war eine hoch-

Drei Tage lang 
befassen sich 

die Tagungsteil ­
nehmer in Schwä­

bisch Hall-Hes­
sental mit Fragen 

der Sicherheitspo­
litIk und des 

Zivilschutzes . 

karätige wie auch vielseitige Fachta­
gung vorausgegangen. Den Teilneh­
mern aus verschiedenen Landesmi­
nisterien Baden-Württembergs, Re­
gierungspräsidien, Kommunen, Be­
hörden und Hilfsorganisationen - die 
Wolfgang Raach, AußensteIlenleiter 
des Bundesverbandes für den 
Selbstschutz in Baden-Württemberg, 
im Namen der Organisatoren be­
grüßen konnte - wurde das breite 
Spektrum der Gesamtverteidigung 
nahegebracht und eine Reihe aktuel­
ler Problemstellungen aufgezeigt. So 
legte Ministerialdirigent Klaus Gaa, 
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Abteilungsleiter im Innenministerium 
Baden-Württemberg, die Position 
der Länder zur derzeitigen Diskussi­
on im erweiterten Katastrophen­
schutz dar: "Es ist sicher richtig, ja gar 
dringend erforderlich, daß auch im 
Bereich der zivilen Verteidigung und 
der Erweiterung des Katastrophen­
schutzes gespart werden muß. Aber 
aus der Sicht der Länder - und hier 
spreche ich von allen Ländern - ist die 
derzeitige Entwicklung verfehlt und 
katastrophal in ihren Auswirkungen. 
Wir haben immer gefordert, daß den 
Kürzungen ein inhaltliches Konzept 
zugrunde liegen muß. Ein solches 
Konzept kann aber aus unserer Sicht 
nicht darin bestehen, daß der 
Bund das weniger werdende Geld 
hauptsächlich für seine eigenen Ein­
richtungen verwendet und demge­
genüber vor allem die investiven Mit­
tel im Bereich des erweiterten Kata­
strophenschutzes drastisch kurzt." 

So würden im Jahre 1994 Insge­
samt 169 Millionen Mark für den er­
weiterten Katastrophenschutz blei­
ben. Ziehe man alles ab, was daraus 
finanziert werden müsse, wie bei­
spielsweise Zentralwerkstätten, Lan­
deskatastrophenschutzschulen, lau­
fende Kosten U.a. für die Helfer, dann 
blieben für sämtliche 16 Länder - bei 
einem großen Nachholbedarf der 
neuen Länder - noch insgesamt 17 
Millionen Mark für Investitionen über. 
Also für Neu- bzw. Ersatzbeschaf­
fung von Fahrzeugen und Ausrü­
stungsteilen, die in den Organisatio­
nen gebraucht würden. "Vor diesem 
Hintergrund halte ich eine Umschich­
tung der Mittel für dringend erforder­
lich. Denn nur so können die materi­
ellen Voraussetzungen für den weite­
ren Einsatz der Ehrenamtlichen si­
chergestellt werden." 

Nicht zuletzt die in der Vergangen­
heit zögerliche Haltung der verant­
wortlichen Stellen hätte dazu geführt, 
daß der Bundesminister der Finanzen 
unter dem Diktat der leeren Kassen 
das Heft fest in die Hand genommen 
habe. "Inwieweit der Wechsel an der 
Spitze des Bundesministeriums des 
Innern dieser Entwicklung entgegen­
wirken kann, bleibt derzeit offen. Aber 
die Länder können nun erst einmal 
wieder hoffen." Gaa räumte jedoch 
ein, daß es unredlich sei zu behaup­
ten, das Bundesministerium des In­
nern hätte bislang in diesem Bereich 
überhaupt nichts getan. So wies er 
auf das vom Bundesministerium vor­
gelegte Papier aus dem Jahre 1992 
hin. Danach sollten 440 fiktive Kata­
strophenschutzgebiete mit jeweils 
180000 Einwohnern - das entspricht 
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der durchschnittlichen Einwohner­
zahl eines Landkreises in den alten 
Bundesländern - gebildet und mit ei­
ner ganz bestimmten Anzahl von Ein­
heiten ausgestattet werden. Gaa: "In­
sider wissen, das diese Überlegung 
mit den geänderten sicherheitspoliti­
schen Rahmenbedingungen über­
haupt nichts zu tun hat. Sie war prak­
tisch die Neuauflage des alten Arron­
dierungsprogrammes, das der Bund 
schon seit vielen Jahren verfolgte. 
Dieses Programm aber hatte zum 
Ziel, das im Laufe der Jahrzehnte ent­
standene Ungleichgewicht in der Ver­
teilung der Bundesmittel und Bun­
deseinrichtungen zwischen den ein­
zelnen Ländern zu korrigieren. Daß 
der Bund mit diesem Programm nicht 
vorankam, lag u.a. bei den Ländern, 
denn dort gab es natürlich Gewinner 
und Verlierer - dementsprechend la­
gen die Interessen weit auseinander." 

So hätte der Bund also unter dem 
Deckmantel der veränderten Sicher­
heitslage versucht, das alte Konzept 
unter neuer Fla9.ge umzusetzen. 
Wären diese BMI-Uberlegungen aus 
dem Jahre 1992 umgesetzt worden, 
so Gaa weiter, hätte dies mit den dazu 
erforderlichen 191 000 Helfern und 
entsprechender Ausstattung eher zu 
einer Ausdehnung als zu einer Ver­
minderung des erweiterten Katastro­
phenschutzes geführt. Daher brau­
che man sich nicht zu wundern, daß 
das Bundesministerium des Innern 
bei Finanzressort mit diesen Vorstel­
lungen auf großes Unverständnis ge­
stoßen sei. Denn der Bundesminister 
der Finanzen vertrete die Auffassung, 
daß gegenüber insgesamt 141 000 
Helfern bei einer verschärften Bedro­
hungslage heute 70000 Helfer aus­
reichten - nicht zuletzt aus den be­
stehenden finanziellen Sachzwängen 
heraus. 

Einigkeit zwischen Bund und län­
dern bestehe aufgrund der veränder-

ten Sicherheitslage bezüglich des er­
satzlosen Wegfalles von Veterinärzü­
gen, Verbrauchsgüter- und Material­
erhaltungstrupps. "Das heißt, der 
Bund stellt ab Januar 1994 für ganz 
bestimmte Einheiten kein Geld mehr 
zur Verfügung. Was auch bedeutet, 
daß sich der so freigestellte Helfer 
eine neue Einheit suchen muß -
natürlich mit entsprechender Hilfe­
stellung der zuständigen Stellen. 
Auch Mittel für Ausstattung und Aus­
bildung im Ergänzungsteil, also für 
Einheiten des friedensmäßigen Kata­
strophenschutzes, werden ab 1994 
nicht mehr bereitstehen. Auch dies 
kann man von Länderseite nicht be­
anstanden." Streit hingegen gebe es 
zwischen Bund und Ländern sowie 
den Organisationen hinsichtlich der 
Neuregelung von Stärke- und Aus­
stattungsnachweisen der Einheiten, 
schloß Gaa seine Analyse aus Sicht 
der Länder. Abschließend betonte 
der Vertreter des Landesinnenmini­
steriums: "In der Arbeitsgruppe des 
BMI wird jetzt so gearbeitet, wie die 
Länder es eigentlich schon viel früher 
erwartet hätten." 

Hans-Jürgen Kuhn, Leiter der Ka­
tastrophenschutzschule des Landes 
Baden-Württemberg, und Dirk Gö­
bel, Landesbeauftragter für Baden­
Württemberg der Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk, reicherten die 
vorangegangenen Ausführungen mit 
weiteren Fakten an. Kuhn verwies auf 
das große Investitionsvolumen für 
seine Einrichtung in den letzten Jah­
ren. Dies hätte dazu geführt, daß die 
Katastrophenschutzschule des Lan­
des Baden-Württemberg derzeit zu 
den modernsten Einrichtungen die­
ser Art in der Bundesrepublik gehöre. 
Zur aktuellen Diskussion um einen 
möglichen Wegfall der Katastrophen­
schutzschulen der Länder bemerkte 
der Schulleiter, daß ein Verzicht auf 
diese Einrichtungen zu einer Vermin-
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derung der Ausbildungskapazität 
führen würde, da die Hilfsorganisa­
tionen nicht allerorts in der Lage sei­
en, die Standortausbildung zu über­
nehmen. Aufgrund dieser zusätzli­
chen Belastung für die Organisatio­
nen befürchte er eher einen Rückzug 
aus der Ausbildung. THW-Landesbe­
auftragter Göbel warnte u.a. ein­
dringlich vor negativen Auswirkun­
gen einer Neukonzeption auf die Hel­
ferschaft. "Zum Glück hat die Basis 
in weiten Teilen die gezeigte Un­
schlüssigkeit der Verwaltung auf 
höchster Ebene noch nicht bemerkt. " 

Prüfungsbedarf 
beim Zivilschutz 

Im Hinblick auf die anstehende 
Neuordnung des deutschen Zivil­
schutzes stellte Dr. Klaus Goeckel 
von der Akademie für zivile Verteidi­
gung in Bonn-Bad Godesberg die 
Bereiche Warndienst, Schutzraum­
bau, Katastrophenschutz, Gesund­
heitsvorsorge und last not least den 
Selbstschutz als besonders prü­
fungsbedürftig dar. So hätte der vor 
Jahrzehnten aufgebaute Warndienst 
im Laufe der Zeit immer mehr seine 
Fähigkeit verloren, vor herannahen­
den Luftgefahren rechtzeitig zu war­
nen. Er könne daher den an ihn ur­
sprünglich gestellten Anforderungen 
nicht mehr gerecht werden. "Heute 
kann der Warndienst tendenziell nur 
noch vor den Folgewirkungen der 
durch Waffen verursachten Schäden 
warnen. Eine Primärwarnung vor an­
greifenden Waffensystemen ist dage­
gen so gut wie unmöglich", so Dr. 
Goeckel. Die Warndienstfunktion 
müsse daher neu definiert und zur 
Grundlage konzeptioneller Überle­
gungen gemacht werden, die sich 
insbesondere auf die kommunikati­
onstechnischen Möglichkeiten von 
Rundfunk und Fernsehen abstützen 
sollten . . 

Die Förderung des freiwilligen 
Schutzraumbaus verliere künftig an 
Berechtigung, nachdem Deutsch­
land nach Osten hin durch demokra­
tische Reformstaaten abgeschirmt 
sei. "Da sich heute die Wahrschein­
lichkeit des Eintritts kriegsbedingter 
Schutzplatzbedürfnisse aufgrund 
flächendeckender Erdkampfhand­
lungen in Deutschland fast gegen 
Null verringert hat, kann auch künftig 
keine überzeugende Schutzbaupoli­
tik betrieben werden", erklärte der 
Referent. Schutzbau ohne Schutz­
baupflicht habe eben in den letzten 
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drei Jahrzehnten zur Benachteiligung 
von über 95 Prozent der Bevölkerung 
geführt. Der Einstieg in eine neue und 
glaubwürdigere Politik wäre seines 
Erachtens beispielsweise eine be­
grenzte Pflicht zum Einbau von trüm­
mersicheren Kellerdecken. 

"Kommen wir nun zum Prüfungs­
bedarf des erweiterten Katastro­
phenschutzes: Im Katastrophen­
schutz muß, so meine ich, der Tatsa­
che Rechnung getragen werden, daß 
das Potential der Länder und der Hil­
feleistungsorganisationen in den ver­
gangenen zwei Jahrzehnten - seit­
dem die Länder in der alten Bundes­
republik über eigene Rechtsgrundla­
gen in Form von Katastrophen­
schutzgesetzen verfügen - sehr stark 
gewachsen, strukturiert, organisiert 
und verbessert worden ist. Das Po­
tential in Westdeutsch land umfaßt 
immerhin mehr als 1,6 Millionen Hel­
fer, davon 150000, die im Rahmen 
des erweiterten Katastrophen­
schutzes vom Bund finanziert wer­
den." 

Außerdem sei zu berücksichtigen, 
daß militärische Angriffe auf das Bun­
desgebiet, die unter den heutigen Ri­
sikoannahmen nur in Form des Ein­
satzes von Raketen über die uns um­
gebende Pufferzone demokratischer 
Staaten hinweg denkbar wären, in er­
ster Linie - ebenso wie Sabotageak­
te mit militärischer Zielsetzung - lo­
kale, allenfalls regionale Schadens la­
gen verursachen würden. Diese dürf­
ten auch nach Auffassung der Länder 
durch länderübergreifende Nachbar­
schaftshilfe bzw. durch überörtliche 
Hilfe grundsätzlich mit dem länder­
eigenen Katastrophenschutzsystem 
beherrsch bar sein. Eine derartige 
Auffassung habe die Innenminister­
konferenz sogar zum Gegenstand ei­
nes Beschlusses in ihrer Sitzung am 
7. und 8. November 1991 gemacht. 

"Aus der Veränderung der sicher­
heitspolitischen Lage einerseits und 
aus der Entwicklung des Katastro­
phenschutzes in den Ländern ande­
rerseits ergibt sich für den Bund 
zwangsläufig die Konsequenz, eine 
Reduzierung des von ihm vorgehal­
tenen Zivilschutzpotentials des 
erweiterten Katastrophenschutzes 
sorgfältig zu untersuchen. Dabei soll­
te angestrebt werden, daß bei einer 
eventuellen Reduzierung zunächst 
einmal Unausgewogenheiten besei­
tigt werden, die in der Vergangenheit 
beim Aufbau des erweiterten Kata­
strophenschutzes in Deutschland 
entstanden sind" , erklärte Goeckel. 
Es müsse auf eine ausgewogene Ver­
teilung des Bundespotentials inner-

halb der Altbundesländer und im Ver­
hältnis zu den neuen Bundesländern 
hingewirkt werden. Entsprechende 
Anregungen seien bereits in dem Um­
setzungsvorschlag des Bundesin­
nenministeriums vom 20. März 1991 
vorgelegt worden. 

Des weiteren ging der Referent auf 
das Teilsystem Gesundheitsvorsorge 
ein: "Das Katastrophenschutzergän­
zungsgesetz von 1991 hat die sta­
tionären Einrichtungen des Gesund­
heitswesens verpflichtet, Planungen 
zwecks Erweiterung der Kapazitäten 
zur Bewältigung eines im Konfliktfall 
zu erwartenden Massenanfalls von 
Verletzten durchzuführen. Diese 
Maßnahme sollte weitergeführt wer­
den. Ebenso sollten die von den 
Sanitätsorganisationen betriebenen 
und von der Bundesregierung finan­
zierten Programme zur Schwestern­
helferinnenausbildung und zur Erste­
Hilfe-Ausbildung der Bevölkerung 
fortgesetzt werden. Nicht nur, daß die 
dabei erworbenen Fähigkeiten auch 
für friedenszeitliche Notfälle von 
großer Bedeutung sind, sondern 
gleichzeitig ebenfalls einen darüber 
hinausgehenden wichtigen gesell­
schaftspolitischen Zweck erfüllen." 
Dagegen sei die weitere Vorhaltung 
von Hilfskrankenhäusern sowie von 
Sanitätsmittellagern wegen der ver­
längerten Vorwarnzeit und der Kapa­
zitätserweiterungsplanung nach dem 
neuen Katastrophenschutzergän­
zungsgesetz nicht mehr in dem bis­
herigen Umfang erforderlich. 

Seinen Ausführungen folgend , 
dürfte künftig der Aufklärung der Be­
völkerung im Rahmen des Selbst­
schutzes zur Förderung der Verteidi­
gungsfähigkeit besondere Bedeu­
tung zuzumessen sein - und zwar 
noch vor der in der Vergangenheit 
schwerpunktmäßig vermittelten In­
formation über Waffenwirkungen und 
dagegen zu treffende Schutzmaß­
nahmen. Entscheidend sei nämlich, 
daß zivile Verteidigung von der Be­
völkerung akzeptiert werde. Dazu 
müsse ihr bewußt gemacht werden, 
daß die Maßnahmen der zivilen Ver­
teidigung nicht nur fixiert sein dürften 
auf eine konkrete äußere Bedrohung 
durch feindliche Streitkräfte an den 
Grenzen der Bundesrepublik. Viel­
mehr müsse verdeutlicht werden, 
daß globale Risiken sehr schnell auch 
Europa und hier wiederum Deutsch­
land tangieren könnten. Dr. Goeckel : 
"Auf diesem Gebiet gibt es noch 
große Informationslücken in der Be­
völkerung, so zum Beispiel über das 
Waffenpotential der Länder der Drit­
ten Welt, über die fundamentalisti-
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sehen Bewegungen, welche globale 
Ziele verfolgen, über wirtschaftliche 
Schwierigkeiten und Rassenkonflikte 
usw. Dem Bundesverband für den 
Selbstschutz wächst hier also ein 
weites und wichtiges Aufgabenfeld 
zu , das von den Ländern meiner Mei­
nung nach nicht bearbeitet werden 
kann." 

Mindestmaß 
an Akzeptanz erforderlich 

Zivilschutz: ein Akzeptanzpro­
blem? - Helmut Schuch, Direktor des 
vorgangs erwähnten Bundesverban­
des für den Selbstschutz, wählte die­
se Fragestellung zum Leitthema sei­
nes Fachreferates in Schwäbisch 
Hall. Schuch führte aus, daß der Zi­
vilschutz eine Staatsaufgabe sei, die 
in weit stärkerem Maße von der Ak­
zeptanz der Bevölkerung abhängig 
wäre als viele andere Staatsaufga­
ben. Bezogen auf den Zivilschutz 
müßten staatliche Planungen und 
Maßnahmen jedoch ein Mindestmaß 
an Akzeptanz beim Bürger finden, 
weil Zivilschutz ohne Akzeptanz in 
den unterschiedlichsten Bedarfszei­
ten nicht funktionieren könne. Doch 
nicht nur in der breiten Öffentlichkeit, 
auch in der Politik und auf nahezu al­
len Verwaltungsebenen müsse Ak­
zeptanz für Fragen der Gesamtver­
teidigung und des Zivilschutzes ge­
sucht und auch gefunden werden. 
Hinsichtlich der Helfer in den ver­
schiedenen Hilfsorganisationen be­
merkte der BVS-Direktor: "Wenn­
gleich diese Helfer den friedensmäßi­
gen Nutzen ihres Tuns unmittelbar er­
fahren, bedürfen sie für die zusätzli­
che Zivilschutzkomponente ebenfalls 
besonderer akzeptanzfördernder In­
formation. " 

Auch das Ausmaß von Akzeptanz, 
so Schuch, sei situativ unterschied­
lich. Unmittelbar nach Unfällen und 
Katastrophen wäre bekanntlich die 
Einsicht für staatliche Katastrophen­
schutzpolitik und die Notwendigkeit 
eigener Vorsorgemaßnahmen außer­
ordentlich hoch. Mit dem Verstrei­
chen der Zeit wandele sich konkreter 
Schutzwille aber mehr und mehr in 
theoretische Erörterungen über Not­
wendigkeiten. ..Zivilschutz und Zi­
vilschutzinformationspolitik werden 
demnach die Fragen nach dem Wann 
sorgfältigst beachten müssen, um 
nicht im Extremfall sogar kontrapro­
duktiv zu werden. " 

Bezüglich der verschiedensten 
Bedrohungen bemerkte Schuch: .. Ri-
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BVS·Dlrektor Helmut Sehueh verweist In seinem 
Relerat aul die Sehutlverplliehtung des Slaates 
gegenüber den Bürgern - auch in Zelten knap­
per Haushallsmille!. 

siken machen unterschiedlich betrof­
fen und werden unterschiedlich 
wahrgenommen. Beide Bezugsebe­
nen sind geprägt von Nähe bzw. Di­
stanz, Vorkenntnissen, Hilfsmöglich­
keiten, Techniken und einer Vielzahl 
anderer Einflußfaktoren. " Risiken sei­
en aber auch außerordentlich schwer 
zu vermitteln , da es gelte, Verdrän­
gungsmechanismen zu überwinden, 
die aus der Unlust an Schaden und 
Schädigungen resultierten. "Es gilt 
also, eine Risikokommunikation zu 
erforschen und zu entwickeln, die 
dem Ziel entspricht, auch den Unbe­
troffenen betroffen zu machen. Eine 
Aufgabe, die den Kommunikations­
Herkules fordert. " Jedoch könne es 
nicht die Aufgabe des Zivilschutzes 
sein, blutige Bedrohungsannahmen 
zu zeichnen, um ggf. eine gesteiger­
te Akzeptanz zu erreichen: .. Aufgabe 
der gesamten Sicherheitspolitik ist 
es, realistische Bedrohungsannah­
men aufzuzeigen. Es ist allerdings un­
schwer festzustellen , daß zwischen 
der Bedrohungsannahme der Zivil­
schutz-Experten und der Bedro­
hungsannahme der Bevölkerung eine 
erhebliche Diskrepanz besteht. " 

Aus der Sicht des Bundesverban­
des für den Selbstschutz - dem ja die 
Informations- und Aufklärungsarbeit 
über den Zivilschutz obliege - schei­
ne es, so Schuch, dringend geboten, 
die bereits seit vielen Jahrzehnten 
praktizierte Öffentlichkeitsarbeit auf 
die Gesamtheit staatlicher Hilfsmaß­
nahmen auszudehnen. Hierzu gehö­
re natürlich auch der Doppelnutzen 
des Zivilschutzes, ohne aber allein 
auf den mit höherer Akzeptanz ver­
sehenen friedensmäßigen Katastro-

phenschutz auszuweichen ... Wir ha­
ben unsere Vorsorgeaufgaben so zu 
erledigen, daß der Bürger weiß, wie 
weit seinem berechtigten Schutz­
und Sicherheitsanspruch genüge ge­
tan wird ." Und so obliege es dem 
Staat im Rahmen der Staatsaufgabe 
Bevölkerungsschutz, den Bürgern 
vorurteilsfrei Informationen über alle 
Not- und Gefahrensituationen zu ge­
ben und die Begrenztheit staatlichen 
Handeins darzustellen. Eine falsche 
oder auch nur eine falsch verstande­
ne Scheinsicherheit zu erzeugen, 
würde nicht akzeptanzfördernd, son­
dern akzeptanzverhindernd wirken. 
Schuchs Fazit: .. Es ist erforderlich, 
auch für den wenig geliebten Poli­
tikbereich Zivilschutz möglichst viel 
Akzeptanz anzustreben. Grundsätz­
lich muß der Staat ohnehin Mindest­
anstrengungen unternehmen, um 
seiner Schutzverpflichtung gemäß 
Artikel 73 Grundgesetz zu genügen­
auch in Zeiten knapper Haushalts­
mittel und harter Verteilungskämpfe. " 

Forderung 
nach gezielter Aufklärung 

Wolfgang Dombrowsky von der 
Katastrophenforschungsstelle der 
Christian-Albrechts-Universität Kiel 
unterstrich in seinem Vortrag die Aus­
führungen von BVS-Direktor Schuch 
hinsichtlich einer verstärkt notwendi­
gen, realistischen Aufklärung der Be­
völkerung über Bedrohungsannah­
men und bestehende Hilfsmöglich­
keiten durch die Hilfsorganisationen. 
Man habe jetzt die Chance zu sagen: 
.. Der kalte Krieg hat uns viel Schwei­
gen abverlangt." Jedoch vermißt der 
Wissenschaftler heute den Mut bei 
den Verantwortlichen, in Zusammen­
arbeit mit den Bürgern eine konzep­
tionelle Bestandsaufnahme in die­
sem Bereich zu wagen . .. Es ist nicht 
in Ordnung, wenn die Hilfsorganisa­
tionen der Bevölkerung vorgaukeln, 
man hätte alles im Griff. Der Glaube 
an ein derartig perfektes, lückenloses 
Hilfeleistungssystem verstärkt die 
staatsbürgerliche Passivität und 
blockiert eigenverantwortliches Hel­
fen in Notsituationen. " 

Letztlich müßten die Bürger durch 
gezielte Aufklärung in die Lage ver­
setzt werden, sich selbst zu schüt­
zen. Dies schließe auch eine unein­
geschränkte Offenheit beim Eintritt 
von Schadens lagen mit ein. ..Hier 
greifen die sogenannten ,sechs Ws': 
Was ist passiert? Was bedeutet dies 
für mich? Was bedeutet das für die 
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mir nahestehenden Personen? Wie 
lange wird es dauern? Wann wird Hil­
fe kommen? Was kann ich tun?" 
Dombrowsky weiter: "Unter dem 
Deckmantel der Nächstenliebe wird 
bei konkreten Schadensereignissen 
oftmals die volle Wahrheit verschwie­
gen. Doch die Menschen wollen die 
Wahrheit erfahren - entlarvte Lüge 
verschlimmert die Situation zusätz­
lich." 

Der Katastrophenforscher be­
zeichnete den Abbau von Sirenen als 
einen Vertrauensbruch des Staates 
gegenüber den Bürgern. Gerade im 
Bereich des Warnwesens zeigt sich 
seiner Auffassung nach der Verlust 
des Sozialen am nachhaltigsten. 
Denn wo der einzelne Gefahren nicht 
mehr wahrnehmen könne, weil sie 
nur noch kompliziert meßbar seien, 
müsse ihm die Gewißheit gegeben 
werden, daß er im Ernstfall tatsäch­
lich gewarnt werde. Der Staat habe 
hier eine hoheitliche Aufgabe und 
eine dementsprechende Verantwor­
tung. Dombrowsky: "Warnen unter 
solchen Bedingungen heißt, allen 
Bürgern die gleiche Warnchance ein­
räumen, weil sonst Ungleichheiten 
entstehen, die den sozialen Zusam­
menhalt zerstören. Wenn es erst Bür­
ger erster und zweiter Warnklasse 
gibt, kann man dem Warnenden nicht 
mehr glauben, daß alle Bürger gleich 
wertvoll , gleich überlebenswert 
sind." Dies sei die verhängnisvolle 
Schlußfolgerung, gebe man das 
Warn wesen als gleiches und gleich­
verteiltes öffentliches Gut auf. 

Dombrowsky drückte es noch ra­
dikaler aus: "Ein Staat, der seine Bür­
ger nicht mehr vor Gefahr warnt, also 

Verml8t den Mut bei den Verantwortlichen , In Zu­
sammenarbeit mit den Bürgern eine konzeptio­
nelle Bestandsaufnahme Im Bereich Zivilschutz 
zu wagen: Wollgang Dombrowsky von der Kata­
strophenforschungsstelle der Universität Kiel. 
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in existentiellen Krisen wie Krieg oder 
Katastrophen ungewarnt - oder 
schlimmer noch - ungleich gewarnt 
läßt, der kündigt den Sozialvertrag. 
Die Bürger sind dem Staat das Über­
leben nicht mehr wert. So gesehen 
zerstört der Staat die moralische 
Grundlage, auf der Überlebenswille, 
Sozialität, Durchhaltewillen und Sitt­
lichkeit fußen. In diesem Sinne be­
deutet die Aufgabe des Warnwesens 
die wirkungsvollste Investition in die 
nächste Katastrophe. Wie werden 
sich die Bürger angesichts eines 
Staates verhalten, von dem sie glau­
ben, daß er sie aufgegeben hat?" Die­
se Frage stellte Dombrowsky in Rich­
tung der Verantwortlichen. 

Reformbeispiel Schweiz 

Derartige Befürchtungen hat man 
in einem der Musterländer des Zivil­
schutzes, der Schweiz, nicht. Wie 
Moritz Boschung, Informationschef 
des schweizerischen Bundesamtes 
für Zivilschutz, Bern, den Tagungs­
teilnehmern in Schwäbisch Hall er­
klärte, sind 92 Prozent der schweize­
rischen Bevölkerung bei einer Scha­
denslage durch festinstallierte Sire­
nen und 86 Prozent durch mobile Si­
renen erreichbar. Wie weiter zu erfah­
ren war, ist der Zivilschutz in der 
Schweiz föderalistisch aufgebaut. 
Die Rahmenfestlegung erfolgt durch 
den Bund, die Regelungen durch die 
einzelnen Kantone und die eigentli­
che Durchführung durch die Gemein­
den selbst. Sie sind die Träger des Zi­
vilschutzes in der Schweiz. 

Doch nicht eine Situationsanalyse, 
sondern der Ausblick auf die anste­
hende "Zivilschutzreform 95" stand 
im Mittelpunkt seines Referates: "Wie 
bei Ihnen in Deutschland beeinflußt 
der Wandel in und außerhalb Europas 
auch die schweizerische Sicherheits­
politik und damit ebenfalls den Zivil­
schutz. " Bereits 1987 wäre in einem 
offiziellen Bericht der Schweizer Re­
gierung die Notwendigkeit des Aus­
baus des Zivilschutzes in Richtung ei­
ner vermehrten Katastrophenhilfe in 
Normalzeiten und nicht nur bei be­
waffneten Konflikten gefordert sowie 
eine Revision des Zivilschutzes in 
Aussicht genommen worden. Im Ok­
tober 1990 hätte der Bundesrat im 
Bericht über die schweizerische Si­
cherheitspolitik im Wandel eine 
Standortbestimmung mit Folgerun­
gen für die künftige Sicherheitspolitik 
veröffentlicht. Dem Zivilschutz weise 
die Regierung in diesem Bericht im 

Morltz Boschung, InformatI onschef des schwei­
zerischen Bundesamtes für Zivilschutz, stellt die 
"ZIvil schu tzreform ' 95" seines Landes vor. 

Sinne einer Neugewichtung einen 
zweiten Hauptauftrag zu. Zum bis­
herigen Hauptauftrag, dem Schutz, 
der Rettung und Betreuung der Be­
völkerung bei bewaffneten Konflik­
ten, komme neu die Hilfe bei Kata­
strophen und in anderen Notlagen als 
zweiter gleichwertiger Hauptauftrag 
hinzu. 

Der neue Zivilschutz, der nach dem 
Grundsatz "einfach, rasch und im 
Verbund" realisiert werden soll, wei­
se, so Boschung, drei wesentliche 
Neuerungen auf. Die erste betreffe 
die zeitlichen Vorgaben. Gehe man im 
Falle bewaffneter Konflikte davon 
aus, daß ein erster Schutz der Bevöl­
kerung und der Kulturgüter innerhalb 
von zwei Tagen (Schutzräume aus­
geräumt), ein umfassender Schutz in­
nerhalb von sechs Tagen (Schutzräu­
me eingerichtet) gewährleistet wer­
de, so gelte es in der Katastrophen­
hilfe - wo mit keiner Vorwarnzeit ge­
rechnet werden könne - darum, aus­
gewählte Personen (Führungskräfte) 
innerhalb einer Stunde und weitere 
Personengruppen (Rettungsforma­
tionen) innerhalb von sechs; weitere 
Einheiten innerhalb von 24 bis 36 
Stunden zum Einsatz zu bringen, 

Die zweite wesentliche Neuerung 
betreffe die Zusammenarbeit mit den 
Partnerorganisationen wie den Feu­
erwehren, den technischen Gemein­
debetrieben, dem öffentlichen Ge­
sundheitswesen, der Polizei und den 
Rettungstruppen der Armee. Die Zu­
sammenarbeit werde gleichfalls nach 
dem Motto "einfach, rasch und im 
Verbund" auf eine neue Basis ge­
steilt. Damit verbunden sei eine Neu-
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verteilung von Aufgaben, das Elimi­
nieren von Doppelspurigkeiten, die 
sich im Laufe der Jahre ergeben hät­
ten. Boschung: "Jede dieser Organi­
sationen soll neu in jeder Situation, 
also sowohl im Katastrophen- wie im 
Kriegsfall nach dem Grundsatz: so 
normal wie möglich, so außerordent­
lich wie nötig; an ihrem Standort die 
Funktionen und Aufgaben wahrneh­
men, für die sie aufgrund ihrer Aus­
bildung und des Know-how die be­
sten Voraussetzungen mitbringt. Die 
Devise: ,Was für den Kriegsfall vor­
bereitet wurde, kann auch im Kata­
strophen- und Notfall dienlich sein', 
wurde teilweise umgekehrt. Neu gilt: 
,Was für die Katastrophe in Normal­
zeiten dienlich ist, ist auch bei der 
schlimmsten Katastrophe, dem 
Krieg, für den Bevölkerungsschutz 
von Nutzen'." 

Eine Verjüngung und Straffung der 
Zivilschutzorganisationen sei die drit­
te gravierende Neuerung. Nach An­
gaben Boschungs waren bisher in der 
Schweiz alle Männer zwischen dem 
20. und 60. Lebensjahr zivilschutz­
dienstpflichtig. "Da man in der Regel 
zwischen 20 und 50 in der Armee ein­
geteilt ist, bedeutet dies, daß das 
Gros der Schutzdienstpflichtigen des 
Zivilschutzes aus ehemaligen An­
gehörigen der Armee besteht, die zu 
rund 50 Prozent erst im Alter zum Zi­
vilschutz übertraten." Neu werde ab 
1995 eine Reduktion der Dienstal­
terspflicht um acht Jahre sowohl bei 
der Armee wie auch beim Zivilschutz 
in Kraft treten. Dies bedeute, daß 
fortan die Wehrdienstpfl icht mit 42, 
die Schutzdienstpflicht mit 52 Jahren 
zu Ende gehe. Boschung zu den Kon­
sequenzen: "Diese Altersreduktion 
hat zur Folge, daß das bisherige Soll 
von 520000 Zivilschutzangehörigen 
auf 380 000 Personen verringert wird. 
Leistet bisher noch jeder sechste 
männliche Schweizer Zivilschutz­
dienst, so wird es künftig noch gut je­
der zehnte sein." Die Verjüngung des 
Zivilschutzes führe zu einer größeren 
physischen Belastbarkeit und Flexi­
bilität. Das Prinzip der Wehrpflicht für 
alle Schweizer werde jedoch dadurch 
nicht in Frage gestellt. 

Zur angesprochenen Straffung der 
Zivilschutzorganisationen erklärte 
der Referent aus der Schweiz: "Die 
Straffung der Zivilschutzorganisatio­
nen besteht darin, daß die bisherige 
Dreiteilung (Pionier- und Brand­
schutzformationen übernehmen die 
Aufgaben der Ortsfeuerwehren) zu­
gunsten einer einzigen Organisation 
(Rettungsformationen arbeiten mit 
den Feuerwehren zusammen; Ratio-
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nalisierung durch Regionalisierung) 
aufgeben wird. Das erleichtert die 
Führung, macht die Organisation ra­
scher einsetzbar. " 

Zivil-militärische 
Zusammenarbeit 

Zurück zur Sicherheitspolitik der 
Bundesrepublik Deutschland führte 
schließlich der Befehlshaber der Bun­
deswehr im Wehrbereich V (Stutt­
gart), Berthold Schenk Graf von 
Stauffenberg, neben allgemeinen 
Herausforderungen und Perspekti­
ven für die Bundeswehr auch Ge­
danken zur zivil-militärischen Zusam­
menarbeit aus. 

Berthold Schenk Graf von Slauffenberg , Befehls­
haber der Bundeswehr im Wehrbereich 5 (SluH­
gart) , referiert über die lukunN der livil-mi­
litärischen Zusammenarbeit . 

(Fotos: Hiersehe , Maluslak-Faßbender) 

Die zivil -militärische Zusammen­
arbeit - ursprünglich mit Schwer­
punkt nur auf die Koordinierung von 
zivilen und militärischen Planungen 
zur Gesamtverteidigung ausgerichtet 
- beinhalte heute mehr und mehr Auf­
gaben, die sich aus der dem Artikel 
35 Grundgesetz zugrundeliegenden 
Verpflichtung der gegenseitigen 
Amts- und Rechtshilfe von Bundes­
und Landesbehörden ergeben wür­
den. Im Mittelpunkt stünden dabei 
die durch Streitkräfte möglichen Un­
terstützungsleistungen im Katastro­
phenschutz, u.a. in der Nothilfe, bei 
besonders schweren Unglücksfällen, 
im Umweltschutz, im Informations­
austausch. Die Zusammenarbeit zwi­
schen den zivilen und militärischen 
Behörden und Dienststellen erfolge 
dabei fachbezogen und abgestuft 
nach festgelegten Ebenen der Zu­
sammenarbeit. 

Jedoch würden die bislang festge­
legten Formen der zivil -militärischen 
Zusammenarbeit, mit der vorgesehe­
nen Umsetzung der Heeresstruktur 
sowie den mit dem Truppenabbau bei 
den alliierten Streitkräften verbunde­
nen Umstrukturierungen, einen tiefen 
Einschnitt erfahren. So käme es zu ei­
ner deutlichen Vergrößerung der Ent­
fernungen zwischen den zuständigen 
Ansprechpartnern . Von Stauffen­
berg: "Die Zusammenarbeit muß nun 
so gestaltet werden, daß sie mit den 
immer schon wenigen verfügbaren 
Mitteln über die größeren Entfernun­
gen so gut wie möglich durchgeführt 
werden kann." Speziell ausgerichtet 
auf Baden-Württemberg erklärte von 
Stauffenberg, daß nach dem Ab­
schluß aller Strukturmaßnahmen 
auch in diesem Bundesland eine Rei­
he von Kreisen und Gemeinden mi­
litärfrei würden oder mit der Auflö­
sung beispielsweise von Standort­
verwaltungen oder Kreiswehrer­
satzämtern zumindest ihren ortsna­
hen militärischen Ansprechpartner 
verlieren würden. "Über lange Jahre 
eingespielte und bewährte zivil-mi­
litärische Verbindungen haben dann 
aufgehört zu bestehen. Ein Stück 
solider Verteidigungsintegrität und 
wichtiges zivil-militärisches Krisen­
management droht zu zerfallen, wenn 
es nicht gelingt, die entstandenen 
Leerräume zu füllen." 

Die Reduzierung der Bundeswehr 
und damit verbunden deren Ausdün­
nung in der Fläche habe mit Blick auf 
Unterstützungsleistungen im Kata­
strophenfall noch einen weiteren 
Nachteil : "Truppen müssen gegebe­
nenfalls über große Entfernungen 
herangeführt werden. Dies erfordert 
umfangreiche Vorarbeit und kostet 
Zeit. Die für den Katastrophenschutz 
verantwortlichen Behörden müssen 
daher die Bundeswehr frühzeitig -
besonders vor Wochenenden - über 
einen sich anbahnenden Unterstüt­
zungsbedarf und die aktuelle Lage­
entwicklung informieren", zeichnete 
Graf von Stauffenberg zum Abschluß 
der Fachtagung ein Bild der zukünf­
tigen Ausgestaltung zivil-militäri­
scher Zusammenarbeit. 

- smf-
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"Tag der offenen Tür' des Katastrophenschutzes in Nümberg 

Zeigen, was der 
Katastrophenschutz 

vermag 
Erste gemeinsame Veranstaltung aller Hilfsorganisationen 

Auf einen Dauergast hätte man am 
"Tag der offenen Tür" des Katastro­
phenschutzes der Stadt Nürnberg 
am Sonntag, dem 17. Oktober 1993, 
liebend gern verzichtet - den Regen. 
Noch am Vortag, bei den Vorberei­
tungen zu der großen Katastrophen­
schutzschau auf dem zentralen 
Hauptmarkt, lachte die Sonne. Die 
Veranstalter hofften auch für den 
Sonntag auf schönes Herbstwetter, 
aber leider vergebens, und so mußte 
man sich mit der Nässe und Kälte ar­
rangieren. 

Wer den Weg trotz des widrigen 
Wetters zum Platz vor dem Rathaus 
fand, und es waren dann noch er­
staunlich viele Bürgerinnen und Bür­
ger, wurde nicht enttäuscht. Der in­
teressierte Besucher konnte Einblick 
nehmen in das umfangreiche Hilfelei­
stungspotential des Katastrophen­
schutzes der Stadt Nürnberg. Arbei­
ter-Samariter-Bund, Bayerisches Ro­
tes Kreuz, Deutsche Lebens-Ret­
tungs-Gesellschaft, Freiwillige Feu-

erwehr, Johanniter-Unfall-Hilfe, Mal­
teser-Hilfsdienst, Technisches Hilfs­
werk, die ABC-Einheit und der Bun­
desverband für den Selbstschutz 
präsentierten sich unter dem Motto 
"Wir helfen gemeinsam". 

Beeindruckende 
Technikschau 

Rund um den Platz hatten die Or­
ganisationen eine beeindruckende 
Fahrzeug- und Geräteschau aufge­
baut. So zeigten die THW-Ortsver­
bände Nürnberg-Süd und Nord so­
wie der Partnerortsverband Chem­
nitz u. a. Gerätekraftwagen mit ihrer 
vielseitigen Ausstattung, eine Lichtgi­
raffe, einen Radlader und Kranwagen 
sowie Einsatz1ahrzeuge des Auto­
bahn hilfsdienstes. Daneben hatten 
die Helfer zwei Gerüsttürme für Ab­
seilübungen mit dem Rollgliss-Gerät 
und für eine Seilbahn erstellt. Auch 

die THW-Jugendgruppe beteiligte 
sich mit eigenen Aktivitäten an der 
Veranstaltung. 

Löschfahrzeuge und Rüstwagen 
waren der Mittelpunkt der Technik­
schau der Freiwilligen Feuerwehr. Die 
ABC-Einheit zeigte neben ihren Ein­
satzfahrzeugen eine Strahlen­
schutzausstattung. Die Sanitätsorga­
nisationen hatten u. a. im Rathaus ei­
nen Gesundheitsparcours mit Blut­
druckmessen, Sehtest, HLW-Vor­
führungen u. v. m. aufgebaut, der sich 
regen Zulaufs erfreute. Der Bundes­
verband für den Selbstschutz betei­
ligte sich mit einem Informations­
stand und einem Sicherheitsquiz, bei 
dem schöne Preise zu gewinnen wa­
ren. 

Angezogen wurden die Besucher 
auch von einem Stand des Spreng­
kommandos Nürnberg. Hier simulier­
ten die Experten das Entschärfen ei­
ner Bombe. Eine gefährliche Aufga­
be, die auch heute noch aktuell ist. 

Die praktischen Vorführungen ziehen stets zahlreiche Zuschauer an. Ein "Vertcehrsuntall" verlangt das Können der Wehrmänner. 
--~ 
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Praktische Arbeit 
demonstriert 

Der Renner dieses "Tages der of­
fenen Tür" waren die Demonstratio­
nen aus der praktischen Arbeit der 
Hilfsorganisationen auf einer Aktions­
fläche in der Mitte des Hauptmarktes. 
Hier zeigten die Helferinnen und Hel­
fer der einzelnen Einheiten abwech­
selnd alle halbe Stunde ihre Einsatz­
bereitschaft und ihren Leistungs­
stand. Stets war der Platz dicht ge­
füllt , wenn die Martinshörner der je­
weiligen Einsatzfahrzeuge, die aus ei­
ner Seitenstraße zum "Schadensort" 
fuhren , zu hören waren. 

"Kollision eines Pkws mit einem 
mit Chemikalien beladenen Lkw", an­
hand dieser realistischen Unfalldar­
stellung zeigte die Freiwillige Feuer­
wehr ihr Können. Während Wehr­
männer den Einsatz eines Schaum­
rohres demonstrierten, bemühte sich 
ein Trupp, den in seinem Pkw einge­
klemmten Fahrer zu befreien. Mit da­
bei ein Notarzt und Rettungssanitä­
ter, die die Erstversorgung des "Ver­
letzten" schon im Fahrzeug übernah­
men. Beeindruckend war zu sehen, 
wie hilfreich moderne Technik im Ret­
tungseinsatz ist. Innerhalb kurzer Zeit 
wurde mit dem hydraulischen Ret­
tungsspreizer und der Rettungssche­
re das Dach des Fahrzeuges entfernt, 
so daß der "Verletzte" mit Hilfe einer 
Schaufelt rage schonend aus dem 
Wrack geborgen und weiter versorgt 
werden konnte. 

Auch das THW zeigte gemeinsam 
mit der DLRG und dem ASB an hand 
eines "Verkehrsunfalls", wie schnelle 
und fachgerechte Hilfe aussieht. 
Nach einem Zusammenstoß zweier 
Fahrzeuge waren "Verletzte" zu ber­
gen und zu versorgen. 

Gemeinsame Hilfe 

Dem Motto der Veranstaltung "Wir 
helfen gemeinsam" entsprechend, 
demonstrierten alle Nürnberger Sa­
nitätsorganisationen im Verbund, wie 
ein Unfal l mit einer Vielzahl von "Ver­
letzten" zu bewältigen ist . Realistisch 
geschminkte Mimen lagen trotz des 
Regens - ein kräftiger Applaus der 
Zuschauer belohnte den Einsatz - auf 
der Aktionsfläche und stellten wirk­
lichkeitsnah die Situation nach einer 
Explosion dar. Es gelang den Helfe­
rinnen und Helfern der Sanitätsein­
heiten aufzuzeigen, daß im Zusam­
menspiel aller Kräfte bei einer sol-
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Das THW mit 
modernem 

Rettungsgerät 
Im Einsatz. 

Innerhalb 
weniger Minuten 
isl das Fahrzeug· 
dach angehoben . 

Der "Verletzte " 
wird vom Rel· 

tungsdlenst über· 
nommen und ab­

Iransportiert. 

Die Sanitäts­
organisationen 
zeigen schneite 

und fachgerechle 
Hilte. 
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Das THW demonstriert den Einsatz einer SauerstoHlanze . Ein BVS-Mitarbeiter zeigt das Ablöschen brennender Kleidung . 

ehen Schadenslage schnelle und 
qualifizierte Hilfe möglich ist. 

Spektakulär war die Aktion der 
Bergwachtbereitschaft Nürnberg des 
Bayerischen Roten Kreuzes. Ein Hel­
fer seilte sich mit einem "Verletzten" 
aus der obersten Etage an der 
Außenwand des Rathauses ab und 
gab damit einen Einblick in die viel­
fältigen Einsatzmöglichkeiten des 
Rettungsdienstes. 

"Zwei Boote sind kollidiert, mehre­
re Personen sind verletzt , ein Boots­
fahrer wird vermißt. " Dies war die 
Ausgangslage für eine gemeinsame 
Rettungsaktion von THW und DLRG 
auf der Pegnitz, die nahe des Rat­
hauses die Innenstadt durchfließt. 
Zahlreiche Zuschauer hatten sich 
eingefunden, um die Übung zu beob­
achten. Kurz nach der Alarmierung 
waren die beiden Hilfsorganisationen 
am Unfallort. Während THW-Helfer 
die abtreibenden Boote sicherten, 
versorgte die DLRG die "Verletzten" 
im Boot und setzte einen Taucher ein , 
um den "Vermißten" zu suchen. Auch 
hier zeigte sich die gute Zusammen­
arbeit zwischen den einzelnen Kata­
strophenschutz-Organisationen. 

Hoher Besuch 

Unterbrochen wurden die Vor­
führungen am Nachmittag durch den 
Besuch des Bayerischen Staatsmini­
sters des Innern, Dr. Günther Beck­
stein. Er übergab Nürnbergs Ober­
bürgermeister Peter Schönlein zwei 
neue Einsatzfahrzeuge für den Kata­
strophenschutz der Stadt. "Wir hel­
fen gemeinsam' ist das Motto dieses 
Tages" , sagte der Staatsminister in 
einer kleinen Ansprache. "Die Fahr­
zeuge sind das eine, viel wichtiger 
sind aber die Menschen, die mithel-
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Rechts: Die 
gemeinsame 

Rettungsaktion 
von THW und 
oLRG auf der 

Pegnitz. 

Unten: Groß ist 
die Freude über 

zwei neue Ein­
satzlahrzeuge 

(v. rechts): 
Innenminister 
Günther Beck­
stein, Verwal­

tungsdirektorin 
Ursula Sellerth, 

Hauptabteilungs­
leiterin Katastro­

phenschutz der 
Stadt Nürnberg , 

Dr. Frommer, 
Rechtsrelerent 
der Stadt Nürn­
berg, und Ober-

bürgermeister 
Peter Schönlein. 

(Fotos: Sers) 

fen, sich engagiert einbringen, um in 
Notfällen Hilfe zu leisten. Ihnen 
möchte ich herzlich dafür danken." 

Oberbürgermeister Schön lein be­
dankte sich bei Dr. Beckstein für den 
Zuwachs an Fahrzeugen, die man gut 
brauchen könne. Auch das Stadt­
oberhaupt nutzte die Gelegenheit, 
den über 1000 Helferinnen und Hel­
fern des Katastrophenschutzes für ihr 
Engagement und ihre stete Bereit­
schaft zur Hilfe seine Anerkennung 
auszusprechen. 

Am späten Nachmittag endete die 
Veranstaltung auf dem Hauptmarkt. 
Es war die erste gemeinsame Schau 
aller Nürnberger Katastrophen­
schutz-Organisationen. Wenn auch 
die Erwartungen wegen des Dauerre­
gens nicht ganz erfüllt wurden, so ge­
lang es doch, vielen Bürgerinnen und 
Bürgern den Leistungsstand und die 
Einsatzmöglichkeiten des Katastro­
phenschutzes der Stadt anschaulich 
zu demonstrieren. 

-güse-
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Engagement des Bundes 
bei der Gefahrenabwehr 

in den neuen 
Bundesländern 

Aufbaustand des erweiterten Katastrophenschutzes in 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Brandenburg, 

Berlin, Thüringen und Sachsen (Stand: August 1993) 

2. Teil 

Fachdienst Brandschutz 

Im Bereich der Erweiterung des 
Katastrophenschutzes übernehmen 
die Feuerwehren bundesweit den 
Fachdienst Brandschutz. Regional 
unterschiedlich werden zusätzlich 
auch andere Fachdienste, wie bei­
spielsweise der Fernmelde- und 
ABC-Dienst, von den Feuerwehren 
wahrgenommen. 

In den fünf neuen Bundesländern 
(ohne Berlin) sind im Rahmen eines 
auf fünf Jahre ausgelegten "Aufbau­
programms Ost" bereits 160 Lösch­
züge-Rettung (LZ-R) aufgestellt und 
ausgerüstet worden. Übergangswei­
se sind einige Einheiten anstelle der 
Rüstwagen (RW 1) mit Hilfsrüstwa­
gen der Marke "Robur" aus aufgelö­
sten Beständen der ehemaligen Zivil­
verteidigung der DDR ausgestattet 
worden. Die Ausrüstung dieser Fahr­
zeuge wurde den neuen Erfordernis­
sen entsprechend ergänzt. Weitere 
80 Löschzüge Wasserversorgung 
(LZ-W) befinden sich zur Zelt im Auf­
bau. 

Diese zusätzliche Ausstattung der 
Feuerwehren durch den Bund stellt 
auf Grund ihres sogenannten .. Dop­
pelnutzens" eine nicht zu unterschät­
zende Leistungssteigerung in der all-
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täglichen Schadensbekämpfung dar. 
Dessen sind sich Kommunen und 
Feuerwehren durchaus bewußt. Ge­
rade in der noch anhaltenden Auf­
bau phase macht sich dies in der 
GrundeinsteIlung zum erweiterten 
Katastrophenschutz bemerkbar, die 
in den neuen Bundesländern als 
durchaus positiv zu bezeichnen ist. 
Sicherlich spielen hierbei auch rein 
praktische Uberlegungen eine wich­
tige Rolle, was im Rahmen des Dop­
pelnutzens aber durchaus legitim ist. 
Man hofft - nicht zuletzt wegen der 
Unterstützung durch den Bund - in 
absehbarer Zeit auf die noch aus 
DDR-Beständen stammenden, fast 
30 Jahre alten und nur begrenzt ein­
setzbaren Lösch- und Rettungsfahr­
zeuge verzichten zu können. 

Führungsfahrzeug 
der Freiwilligen 

Feuerwehr Qued­
IInburg , Marke 

.. Lada 1600". 

Mit insgesamt 246 Einheiten stei­
len die Feuerwehren in den neuen 
Bundesländern derzeit das größte 
Kontingent im Bereich des erweiter­
ten Katastrophenschutzes und sind 
somit ein entscheidender Stützpfeiler 
bei der Gefahrenvorsorge. 

Der Vollständigkeit halber muß in 
diesem Zusammenhang erwähnt 
werden, daß dies zu Lasten der Feu­
erwehren im Westen geschieht. Denn 
das .. Aufbauprogramm Ost" hat Vor­
rang vor entsprechenden Maßnah­
men in den alten Bundesländern. Das 
gehl sogar soweit, daß der Aufbau 
Vorrang vor den erhaltenden Maß­
nahmen im alten Bundesgebiet be­
sitzt [12J . 

(weiter auf Seite 31) 



Zivile Verteidigung und Zivilschutz 

Sicherheitspolitik und Zivilschutz: 
Seminar an der Theodor-Heuss-
Akademie 1/9 
Hausschutzraum: Technisch neu 
konzipiert 1/29 
Schutzraumbau in einer veränderten 
Bedrohungslage: Vortragsveranstal­
tung der Deutschen-Schutzbau-
Gemeinschaft 3/10 
Zivilschutz - Niemandsland 
zwischen Krieg und Frieden 4/13 
Zivilschutz bleibt Staatsaufgabe 4/35 
Mehr Sicherheit durch 
kontrollierte Abrüstung - 1. Teil 6/32 
2. Internationale Konferenz über 
grenzüberschreitende Zusammen­
arbeit im Bereich des Zivil- und 
Katastrophenschutzes der 
Staaten Mittel- , Ost- und 
Südosteuropas 7-8/19 
Mehr Sicherheit durch kontrollierte 
Abrüstung - 2. Teil 7 -8/41 
Mehr Sicherheit durch kontrollierte 
Abrüstung - 3. Teil 9/33 
Zivile Verteidigung am Wendepunkt: 
Tagung der 
Friedrich-Ebert-Stiftung 10/24 
Mehr Sicherheit durch kontrollierte 
Abrüstung - 4. Teil 10/35 
Mehr Sicherheit durch kontrollierte 
Abrüstung - 5. Teil 11 -12/56 

Katastrophenschutz 
und Selbstschutz 

Einweihung der Katastrophen­
schutz-Zentralwerkstatt 
in Theley 1/19 
30 Jahre Katastrophenschutzschule 
Schieswig-Hoistein 1/24 
Deutsch-russisches Hilfeleistungs-
abkommen unterzeichnet 2/9 
Der neue Schlauchwagen 
SW 2000 - Tr 2/17 
Appell zur Geduld 2/30 

Hinweis: Die erste Ziffer weist 
auf die Ausgabe hin, die zweite l zeigt die Seitenzahl an. 

1 BEVÖLKERUNG SSCHUTZ 2/94 1 

l 

Jahresregister 
für 1993 

Ziviles Krisenmanagement überprüft 
- Erste landesweite Katastrophen­
sChutzübung im Bundesgebiet in 
Niedersachsen 3/22 
Organisationsmodelle für eine auf­
gabenorientierte Führungsstruktur 
in Hilfsorganisationen 4/22 
Katastrophenschutzvoilübung 
"Wiesel" 4/32 
REGIO-KAT 93 6/17 
Chirugisches Management 
im Katastrophenfall 6/25 
Strategien gegen eine (noch) 
unberechenbare Naturgewalt 6/30 
Immer mehr und immer teurere 
Naturkatastrophen 6/31 
40 Jahre Katastrophenschutz-
schule des Bundes 7 -8/35 
"Die GZS hat ihren Auftrag 
erfüllt" 7 -8/39 
EXERCISE 93 10/14 
Zentrale Grubenwehr in 
Herne-Wanne 11 -12/16 
Informationen in der Katastrophe -
eine Katastrophe? 11-12/19 
3. Katastrophenseminar 
der Berliner Polizei 11-12/23 
Engagement des Bundes bei der 
Gefahrenabwehr in den neuen 
Bundesländern - 1. Teil 11-12/30 
Orientieren mit topographischen 
Karten 11-12/38 

Unglücke und Katastrophen 

Zugunglück in Northeim 
Busunglück forderte 

1/5 

20 Todesopfer 2/25 
Tanklasterunfall: 500 Liter Azeton 
ausgelaufen 4/5 
Der Sturm des Jahrhunderts 
in den USA 
Großbrand im Baumarkt 
Verheerendes Erdbeben 
in Indien 

Vorsorge 

5/20 
9n 
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Deutsche humanitäre Hilfe 1/27 
Brandfluchthauben werden 
immer wichtiger 3/35 
Mehr Sicherheit, mehr Kontrolle, 
mehr Information 5/18 

Ernährungsvorsorge durch 
richtige Vorratshaltung 6/27 
Das Anfangschaos bei der 
internationalen Katastrophenhilfe 
mindern 9/31 

Brandschutz 

Feiertage -
nicht für die Feuerwehr 2/28 
Die Technik beherrschen lernen 4/18 
Informationen und Programme 
zur Brandschutzerziehung in 
Deutschland 
-Teil 1 4/39 
-Teil 2 5/31 
125 Jahre Landesfeuerwehr-
verband Niedersachsen 7 -8/32 
10. Internationale Feuerwehr-
wettkämpfe in Berlin 9/21 
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möglichkeiten an den Landes­
feuerwehrschulen 
Niedersachsens? 11-12/25 
15. Deutscher Jugend-
feuerwehrtag in Trier 11-12/27 
Premiere in Ulm 11-12/45 
Neue Technik bei der 
Berufsfeuerwehr Köln 11-12/54 

Rettungsdienst 

Rettungsdienst im ländlichen 
Raum 3/24 
Der Himmel weiß , wo die 
Fahrzeuge sind 3/30 
20 Jahre Luftrettung in Koblenz 5/25 
Neue Feuerwehr- und 
RettungsieltsteIle für den 
Schwarzwald-Baar-Kreis 6/22 
Preisbildung im Rettungsdienst 
irrational 10/33 
Schnelleinsatzgruppen - 'Nutzen 
und Effizienz bei der Gefahren-
abwehr 11-12/36 
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Solidarität ernst 2/34 
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Selbstschutz - Gemeinden 
sind gefordert 4/45 
F. D. P-Haushaitsexpertln zur 
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Neukonzeption In Ruhe und 
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Staatssekretär Dr. Priesnltz 
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Oberbürgermeister Dr. Joachlm 
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Thüringen: Politiker Informierten 
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Dr. Heinrich Sahlender In den 
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Technisches Hilfswerk 

10. Bundesversammlun9 der 
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schutz 
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Die neue THW-Leltung 
THW sichert Wasserversorgung 
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Namen, die zu Maßeinheiten wurden 

Kennen Sie 
... Herrn Hertz 1/U2 
._. Herrn Faraday 2/U2 
_ .. Herrn Ampere 3/U2 
_ .. Herrn Pascal 4/U2 
. .. Herrn Watt 5/U2 
... Herrn Joule 6/U2 
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(Fortsetzung von Seite 26) 

Technisches Hilfswerk 

Mit Wiederherstellung der deut­
schen Einheit gelten das Gesetz über 
die Erweiterung des Katastrophen­
schutzes (KatSG) und das THW-Hel­
ferrechtsgesetz auch in den neuen 
Bundesländern. Gemäß Paragraph 
7a des KatSG begann das Techni­
sche Hilfswerk schrittweise mit der 
Erfüllung seiner Aufgaben im Bei­
trittsgebiet. Es ist die Trägerorganisa­
tion für die Bergungs- sowie Instand­
setzungseinheiten und wirkt außer­
dem in anderen Fachdiensten mit. 
Weiterhin nimmt das Technische 
Hilfswerk mit organisationseigenen 
Ergänzungseinheiten verschiedene 
Spezialaufgaben im Bereich der Ge­
fahrenabwehr wahr. 

Bis zum August 1993 wurden ins­
gesamt 45 neue Orts- und Bezirks­
verbände (OV/BV) aufgestellt. Im ein­
zelnen: 
- in Brandenburg 
- in Mecklenb.-Vorpommern 
- in Sachsen 
- in Sachsen-Anhalt 
- in Thüringen 

und 

90V, 
80V, 

100V, 
100V, 

50V 

- in Berlin (Ost) 3 BV. 
Im hauptamtlichen Bereich wur­

den bisher sieben Geschäftsführer­
bereiche eingerichtet: In Bad Kleinen 
(für Schwerin), Stralsund, Magde­
burg, Halle, Potsdam, Frankfurt! 
Oder, Erfurt, Gera, Dresden, Leipzig 
und im ehemaligen Ostteil Berlins. Ein 
Geschäftsführerbereich besteht aus 
jeweils sechs hauptamtlichen Mitar­
beitern. Die genannten Dienststellen 
sind derzeit jedoch teilweise nur un­
vollständig besetzt. 

Bisher keine 
Landesverbände 

Über Landesverbände verfügt das 
Technische Hilfswerk in den neuen 
Bundesländern bisher nicht. Zudem 
gibt es auf politischer Ebene, wegen 
der angespannten Haushaltslage des 
Bundes, Uberlegungen zur eventuel­
len Zusammenlegung von Landes­
verbänden. Die Leitung des Techni­
schen Hilfswerks ist gegen diese 
Überlegungen. Man legt großen Wert 
auf die landsmannschaftliche Bin­
dung zwischen den vielen ehrenamt­
lichen Helferinnen und Helfern und 
der THW-Leitung auf Landesebene. 
Die Helfer sprechen sich für einen 
schnellstmöglichen Aufbau von Lan-
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Hillsgüter­
Iransporlfahrzeug 

"Tatra 815" des 
THW-Landes­

verbandes Berlin. 

desdienststellen in den neuen Bun­
desländern aus. 

Derzeit sind folgende Landes­
dienststellen auch für die neuen Bun­
desländer zuständig: 
- Bayern für Sachsen, 
- Berlin für Brandenburg, 
- Hessen für Thüringen, 
- Niedersachen für Sachsen-Anhalt 

und 
- Schleswig-Holstein für Mecklen­

burg-Vorpommern. 
Diese Landesverbände haben die 

Betreuung der entstehenden THW­
Einrichtungen und Einheiten als Pa­
ten übernommen. Dabei leisten sie 
ideelle und praktische Hilfe mit Infor­
mation und Beratung durch erfahre­
ne THW-Helfer und Führungskräfte. 
Für die Ausbildung erhält jeder neue 
THW-Verband Musterausbildungs­
pläne und Fachdienstvorschriften für 
den Bergungs- und Instandsetzungs­
dienst. 

Weiterhin wird materielle Unter­
stützung gewährt. Der Paten-Lan­
desverband stellt leihweise je einen 
Mannschaftswagen und einen Gerä­
tekraftwagen mit kompletter Ausrü­
stung zur Verfügung. Bei Eignung 
werden weitere Fahrzeuge aus Be­
ständen der ehemaligen Zivilverteidi­
gung der DDR, der Nationalen Volks­
armee (NVA) und der Volkspolizei 
übernommen. Dazu ist jedoch eine 
Umrüstung, entsprechend den Be­
stimmungen der Straßenverkehrs­
Zulassungsordnung, erforderlich. 
Von der ehemaligen Nationalen 
Volksarmee der DDR wurden unter 
anderem auch Boote, Tauchanzüge, 
Kompressoren, Feldbetten und di­
verses Küchenmaterial übernom­
men. Die Ausstattung der neuen 
Ortsverbände soll bis 1995 komplet­
tiert werden. 

Einfache Wartungsarbeiten führen 
die THW-Verbände in eigener Zu­
ständigkeit durch. Größere Repara-

turen werden von privatwirtschaft li­
chen Unternehmen oder in den Kata­
strophenschutz-Zentralwerkstätten 
des Bundes in den alten Bundeslän­
dern ausgeführt. 

Der Aufbau des THW in den neuen 
Bundesländern erfolgt in Abstim­
mung mit den zuständigen Katastro­
phenschutzbehörden und in Zusam­
menarbeit mit den in das Hilfelei­
stungssystem integrierten Organisa­
tionen. 

Liegenschaften fehlen 

Grundlage für den Aufbau des 
THW ist eine Standortanalyse und 
hierbei insbesondere die Suche nach 
geeigneten Grundstücken. Dabei sol­
len bundeseigene Liegenschaften 
bevorzugt werden, was derzeit auf 
Grund ungeklärter Eigentumsverhält­
nisse und vielfach umfangreicher Alt­
lasten jedoch erhebliche Schwierig­
keiten bereitet. 

Vor Gründung eines Ortsverban­
des ist zu klären, ob in ausreichender 
Zahl Freiwillige, mit handwerklichem 
Können oder Interesse an Technik, 
zur Verfügung stehen. Dazu können 
sich auch ehemalige Zivilverteidi­
gungshelfer melden, die in den frühe­
ren Rettungs-, Bergungs- und In­
standsetzungseinheiten (RBI) der 
DDR tätig waren. Für sie ist eine An­
passungsausbildung vorgesehen; 
wer beispielsweise RBI-Gruppenfüh­
rer war, muß zwar den Gruppenfüh­
rerlehrgang wiederholen, aber nicht 
erneut die komplette Grund- und 
Fachausbildung absolvieren [13]. 

Nach Aussage der Bonner THW­
Leitung ist für den bisher nur langsam 
vorangehenden Aufbau in den neuen 
Bundesländern nicht die Helferge­
winnung, sondern die mühsame Su­
che nach geeigneten Liegenschaften 
ursächlich. Wenn genügend Räum-
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lichkeiten verfügbar wären, könnte 
die vorgesehene Aufbauplanung der 
Ortsverbände in kürzester Zeit ver­
wirklicht werden. 

Eine der ersten Bewährungspro­
ben mußten sechs neugegründete 
Ortsverbände bei den schweren Stür­
men Anfang 1992 bestehen. Dank 
der guten Zusammenarbeit mit ande­
ren Organisationen, insbesondere 
den Feuerwehren, konnte dabei ein 
positiver Eindruck bei der Bevölke­
rung und den örtlichen Medien hin­
terlassen werden. Auch kuriose 
Einsätze hatten die neuen THW-Ver­
bände bereits zu verzeichnen. So war 
beispielsweise der THW-Ortsver­
band Erfurt im Auftrag des Bundes­
kanzleramtes und des Bundesinnen­
ministeriums an der Suche nach dem 
legendären Bernsteinzimmer im 
Thüringer Jonastal beteiligt [14] . 

Was die Erstattung der THW-Ein­
satzkosten betrifft, können die Ge­
meinden vielfach noch vom notwen­
digen Ausbildungsbedarf der Einhei­
ten profitieren. Denn nach den Ko­
stenverzichtsrichtlinien kann der 
Bund bei Vorliegen eines Ausbil­
dungsinteresses bis zur Höhe von 75 
Prozent auf die Erstattung von Ein­
satz kosten verzichten [15]. 

Deutsche Lebens­
Rettungs-Gesellschaft 

Die Deutsche Lebens-Rettungs­
Gesellschaft (DLRG) ist mit bundes­
weit über 520000 Mitgliedern die 
größte Wasserrettungsorganisation 
der Welt. Neben ihren umfassenden 
Aufgaben im Wasserrettungsdienst 
und Küstenschutz nimmt die DLRG 
auch Aufgaben im friedensmäßigen 
Katastrophenschutz verschiedener 
Bundesländer wahr. Dazu wurden 
Wasserrettungszüge und Schnellein­
satzgruppen aufgestellt. 

Auf Grund eines Beschlusses der 
DLRG-Bundesversammlung wurde 
die Mitwirkung im erweiterten Kata­
strophenschutz bis vor zwei Jahren 
jedoch abgelehnt. Mittlerweile hat 
man diese Haltung revidiert. Heute 
hat die DLRG in Berlin und Hessen die 
Trägerschaft für verschiedene Fach­
dienste, vorwiegend im Fernmelde-, 
Betreuungs- und ABC-Dienst über­
nommen. Zudem gehört die DLRG 
seit dem Gesetz über die Erweiterung 
des Katastrophenschutzes vom 14. 
Februar 1990 zu den Organisationen, 
die zur Ausbildung in Erster Hilfe be­
rechtigt sind und dafür vom Bund ge­
fördert werden (Paragraph 13c). 
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Die 1913 gegründete Organisation 
war von t 945 bis zur Wende in der 
DDR verboten. In dieser Zeit übten 
ehemalige DLRG-Helferinnen und 
Helfer ihre Tätigkeit in der Wasser­
wacht des Deutschen Roten Kreuzes 
der DDR weiter aus. Seit dem Wie­
deraufbau der Organisation in den 
neuen Bundesländern ist der Weg 
wieder umgekehrt: Ehemalige Helfer 
der DRK-Wasserwacht der DDR sind 
heute oftmals Mitglieder der DLRG im 
östlichen Teil Deutschlands. 

Im Binnenland hat auch die DLRG 
Schwierigkeiten bei der Suche nach 
geeigneten Liegenschaften. Anders 
an Seen, Flüssen und an der Ostsee. 
Dort werden vorwiegend bestehende 
und im kommunalen Besitz befindli­
che Wasserrettungswachen genutzt. 

Schwerpunkt der DLRG-Aktivitä­
ten in den neuen Bundesländern ist 
die Ostseeküste in Mecklenburg-Vor­
pommern. Doch auch in den anderen 
Ländern sind Landes- und Ortsver­
bände gegründet worden. Nach ei­
nem Beschluß der DLRG-Bundes­
versammlung sollen bis 1995 eine 
Million Mark aus Mitgliedsbeiträgen 
für den Aufbau eigener Gliederungen 
und den Aufbau des Wasserrettungs­
dienstes in Ostdeutschland bereitge­
stellt werden [16] . 

Abb. 3: 
Geplanle 

BVS·Slruklur 
in den neuen 

Bundesländern. 

Im Bereich der Helferwerbung hat 
die DLRG auf Grund ihres sportlichen 
Freizeitangebotes "rund um das 
Wasser" nicht solch große Nach­
wuchssorgen wie andere Organisa­
tionen. Kritischer wird es jedoch 
auch, wenn es darum geht, Funktio­
nen bei den Katastrophenschutzein­
heiten der Länder oder denen des 
Bundes zu besetzen. 

DLRG-Helfer vor Ort beklagen 
häufig, daß ausgesonderte Material­
bestände der ehemaligen Zivilvertei­
digung und der Nationalen Volksar­
mee meist nicht der DLRG zur Über­
nahme angeboten wurden. Kampf­
schwimmer der NVA-Marine waren 
vielfach mit hochwertigen westlichen 
Tauchausrüstungen ausgestattet. 
Der größte Teil davon ist heute aber 
im Besitz privater Tauchclubs. Boote 
und Bootsausrüstungen wurden 
meist vom Technischen Hilfswerk 
übernommen. 

Bundesverband 
für den Selbstschutz 

Obwohl der Selbstschutz nicht Be­
standteil des erweiterten Katastro­
phenschutzes, sondern wie dieser 
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ein weiterer Teilbereich des Zivil­
schutzes ist, soll an dieser Stelle kurz 
auf die Aufbauarbeit des Bundesver­
bandes für den Selbstschutz (BVS) 
eingegangen werden. 

Ziel des BVS ist es, in den neuen 
Bundesländern drei AußensteIlen für 
die Bundesländer 
- Mecklenburg-Vorpommern (zu-

sammen mit Schleswig-Holstein 
und der Freien und Hansestadt 
Hamburg) mit Sitz in Schwerin, 

- Berlin und Brandenburg mit Sitz in 
Potsdam, 

- Sachsen-Anhalt, Thüringen und 
Sachsen mit Sitz in Halle 
sowie Informations- und Bera­

tungsstellen (IBS) einzurichten (Ab­
bildung 3). 

In Schwerin verfügt der BVS be­
reits über eine Liegenschaft. Da dies 
in Potsdam derzeit noch nicht der Fall 
ist, werden vorerst Räumlichkeiten 
der Gesellschaft für den Zivilschutz in 
Berlin e.V. (GZS) im Berliner Stadtteil 
Pankow genutzt. Auch in Halle ist 
noch keine Liegenschaft gefunden 
worden, daher nimmt der Aufbaustab 
seine Aufgaben vom sächsischen 
Riesa aus wahr. 

An diesen Standorten ist zur Zeit 
jeweils ein Aufbaustab mit einer un­
terschiedlichen Zahl hauptamtlicher 
Mitarbeiter damit beschäftigt, Grund­
strukturen für die spätere Arbeit zu 
schaffen. Neben der Aufnahme von 
Kontakten zu öffentlichen privatwirt­
schaftlichen Stellen zählt hierzu in er­
ster Linie die Beschaffung geeigneter 
Räumlichkeiten. Wie das Technische 
Hilfswerk ist auch der BVS gehalten, 
sich bundeseigene Liegenschaften 
zu beschaffen, was in den neuen 
Bundesländern mit erheblichen 
Schwierigkeiten verbunden ist. 

Drei Jahre nach der Wiedervereini­
gung sind alle 16 Bundesländer Mit­
glieder des Bundesverbandes für den 
Selbstschutz. 

Im Rahmen der Recherchen zu 
diesem Artikel wurden bei allen In­
nenministerien der neuen Bundes­
länder große Erwartungen an eine Zu­
sammenarbeit mit dem BVS festge­
stellt. Insbesondere bei der Öffent­
lichkeitsarbeit für den Bevölkerungs­
schutz und die Helferwerbung ver­
spricht man sich mittelfristig Erfolge. 
In Mecklenburg-Vorpommern wurde 
der Bundesverband für den Selbst­
schutz - auf Wunsch des Landesin­
nenministeriums - zudem Mitglied im 
Ausschuß für Katastrophenschutz. 
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Mecklenburg-Vorpommern 

Mecklenburg-Vorpommern ist mit 
23838 Quadratkilometern das zweit­
größte der fünf neuen Bundesländer. 
Mit rund 80 Einwohnern pro Qua­
dratkilometer ist es jedoch das am 
dünnsten besiedelte Land der ehe­
maligen DDR. Rund 1,96 Millionen 
Menschen leben zwischen der unte­
ren Eibe im Westen und dem Oder­
haff im Osten. Mecklenburg-Vorpom­
mern ist ein Land mit weitläufigen 
Agrarflächen, der Mecklenburger 
Seenplatte mit ihren 650 Seen und 
einer langen Ostseeküste. Die größ­
ten pommerschen Inseln sind Rügen 
(926,4 qkm) und Usedom (445 qkm), 
das zu einem Viertel zu Polen gehört. 
Die größten Städte sind Rostock mit 
250000 Einwohnern, Schwerin - zu­
gleich Landeshauptstadt mit 
130000 Einwohnern und Neubran­
denburg mit 85000 Einwohnern [17[. 

In Mecklenburg-Vorpommern gilt 
seit dem 23. Oktober 1992 ein Lan-

Abb. 4: 
Einheilen 

des erweiterten 
Katastrophen­

schu tzes 
in Mecklenburg­

Vorpommern 
und ihre Träger. 

(lZ-R = löschzug­
Renung, 

SZ = Sanitätszug, 
BtZ = Belreuungs­

zug, 
BZ = Bergungszug) 
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Insgesamt 

deskatastrophenschutzgesetz. Bei 
der Erarbeitung wurden bewährte Er­
fahrungen anderer Bundesländer 
berücksichtigt und den spezifischen 
Belangen des Landes angepaßt. Der 
damalige Landesinnenminister, Lo­
thar Kupfer, weist in seinem Vorwort 
ausdrücklich darauf hin, daß das Ge­
setz auch auf der freiwilligen, aufop­
ferungsbereiten und selbstlosen Mit­
wirkung der Bürger des Landes be­
ruhe. Mit dem Landeskatastrophen­
schutzgesetz wurde die notwendige 
Grundlage für die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes geschaffen. 
Von den jeweils 80 Fachdienst-Ein­
heiten, die der Bund für die neuen 
Bundesländer zur Verfügung stellt, 
gehen jeweils 13 nach Mecklenburg­
Vorpommern. Gleichzeitig ist das 
Land in 13 Katastrophenschutzge­
biete eingeteilt. Dabei orientiert man 
sich bereits weitgehend an den vom 
Bundesministerium des Innern vor­
gesehenen Katastrophenschutz­
Kreisen für jeweils 180000 Einwoh­
ner. 

LZ-R SZ HtZ HZ 

DRK 
MHD THW 

FW DRK 
FW DRK ASB 

THW 
FW 

DRK 
FW 

DRK 
FW DRK THW 
FW ASB DRK 
FW 
FW ASB 
FW 
FW DRK 
FW 
FW DRK 
FW 
FW 
FW DRK 
FW THW 
FW DRK JUH 
FW DRK 1UH THW 
FW 

THW 
FW DRK ASB 

THW 
FW ASB 
FW JUH 
FW DRK 
FW DRK 

ASB MHD 
FW 
FW THW 

26 13 13 8 
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Landesamt 
tür Katastrophenschutz 

Da Mecklenburg-Vorpommern 
nicht in Regierungsbezirke unterteilt 
ist , werden die Aufgaben der oberen 
Katastrophenschutz-Behörde durch 
das Landesamt für Katastrophen­
schutz in Bad Kleinen wahrgenom­
men. Dieses ist als ausführendes Or­
gan dem Landesinnenministerium 
unterstellt. Zur Zeit beschäftigen sich 
15 Mitarbeiter des Amtes mit Fragen 
der Gefahrenvorbeugung und -ab­
wehr. Weitere 72 Mitarbeiter arbeiten 
beim Munitionsbergungsdienst, der 
dem Amt angeschlossen ist. 

Zügig wurde mit dem Aufbau der 
Einheiten des erweiterten Katastro­
phenschutzes und der Verteilung der 
Trägerschaften begonnen. Die mei­
sten Einheiten werden von den Feu­
erwehren getragen; das Deutsche 
Rote Kreuz ist als größte Sanitätsor­
ganisation mit 15 Einheiten vertreten 
(Abbildung 4). Die Vorbereitung der 
Aufstellung der für 1993 vorgesehe­
nen Löschzüge Löschen und Was­
serversorgung (LZ-W) und der Tech­
nischen Einsatzleitungen wurde auf 
den Weg gebracht. Derzeit findet eine 
Abstimmung mit den Landkreisen 
statt. 

Probleme bereitet die Helfergewin­
nung. Nicht alle Einheiten sind voll 
einsatzbereit. Im Erweiterungsteil des 
Katastrophenschutzes waren am 31 . 
Dezember 1992 folgende Helfer tätig 
(sollten tätig sein): 
- im Brandschutzdienst 540 (650), 
- im Sanitätsdienst 454 (650) und 
- im Betreuungsdienst 63 (364). 

Vom Grundwehrdienst freigestellte 
Helfer nach Paragraph 8 Abs. 2 des 
Gesetzes über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes sind hierbei 
nicht berücksichtigt. Hauptproblem 
bei der Helfergewinnung ist die wirt­
schaftliche und soziale Lage in den 
neuen Bundesländern. Obwohl eine 
Freistellung von der Arbeit für Einsät­
ze und Ausbildungen gesetzlich ge­
regelt ist, wollen sich viele aus Sorge 
um ihren Arbeitsplatz nicht im Kata­
strophenschutz engagieren. Jedoch 
hat das Innenministerium festgestellt, 
daß die Bevölkerung von Mecklen­
burg-Vorpommern keine Vorbehalte 
gegenüber dem Katastrophenschutz 
besitzt . Diesbezügliche Befürchtun­
gen, auf Grund von Erfahrungen mit 
der ehemaligen Zivilverteidigung, ha­
ben sich nicht bestätigt. Schwierig ist 
jedoch die Suche nach geeigneten 
Liegenschaften für die Helfer und de-
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ren Gerät. Solange viele Eigentums­
verhältnisse noch nicht endgültig ge­
klärt sind, wird diese Problematik 
weiterbestehen. 

Schwerpunkte der friedensmäßi­
gen Katastrophenvorsorge in Meck­
lenburg-Vorpommern sind zum einen 
die vielen Gefahrguttransporte im 
Transitverkehr nach Skandinavien 
und Polen sowie der Küstenschutz an 
der Ostsee. Gerade an den Gefahren 
durch Gefahrguttransporte orientiert 
sich die Neuausstattung der Einhei­
ten. Für den friedensmäßigen Kata­
strophenschutz wendete das Land im 
Jahre 1992 insgesamt 1,435 Millio­
nen Mark auf. Davon wurden vorwie­
gend Chemikalienschutzanzüge, 
Prüfgeräte und Funkgeräte be­
schafft . Der Doppelnutzen wird in 
Mecklenburg-Vorpommern groß ge­
schrieben. Die Einheiten des erwei­
terten Katastrophenschutzes sind 
konkret in die alltägliche Schadens­
bekämpfung eingebunden und wer­
den durch das Land gefördert. 

Katastrophenschutz-Ausschuß 

Anfang 1993 berief der Landesin­
nenminister einen Ausschuß für den 
Katastrophenschutz. Der neugegrün­
dete Ausschuß soll dem Innenmini­
sterium beim weiteren Aufbau im 
Lande beratend zur Seite stehen. Im 
Ausschuß wirken mit : 

- der Städte- und Gemeindetag, 
- der Landkreistag, 
- die Sanitätsorganisationen, 
- der Landesfeuerwehrverband, 
- die Arbeitsgemeinschaft der 

Berufsfeuerwehren, 
- das Technische Hilfswerk, 
- der Bundesverband für den Selbst-

schutz, 
- das Wehrbereichskommando 8 

und 
- das Grenzschutzpräsidium Nord. 

"Der Katastrophenschutz ist eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe", 
erklärte Innenminister Rudi Geil in 
diesem Zusammenhang und verwies 
auf das gute Zusammenwirken aller 
genannten Organisationen und Ein­
richtungen. Große Erwartungen setzt 
das Innenministerium in die künftige 
Präsenz des Bundesverbandes für 
den Selbstschutz in Mecklenburg­
Vorpommern. Ein Aufbaustab hat in 
unmittelbarer Nähe zum Schweriner 
Innenministerium am 1. Juli 1993 mit 
der Arbeit begonnen. 

Sachsen-Anhalt 

Sachsen-Anhalt hat eine Fläche 
von 20445 Quadratkilometern und 
zählt knapp drei Millionen Einwohner. 
In den nördlichen Regionen prägen 
Landwirtschaft und Dörfer das Land, 
im Süden sind es dicht besiedelte In­
dustriegebiete. Zu DDR-Zeiten ka­
men über 22 Prozent der Industrie­
produktion aus Sachsen-Anhalt. Das 
Land reicht von der Altmark, die im 
Norden an Niedersachsen grenzt, 
über die Magdeburger Börde und den 
Harz bis hin zu den Industrierevieren 
um Halle und Bitterfeld. Die drei größ­
ten Städte sind Halle mit 321 000 Ein­
wohnern, Magdeburg - zugleich Lan­
deshauptstadt - mit 288 000 Einwoh­
nern und Dessau mit 101 000 Ein­
wohnern. Dementsprechend ist das 
Bundesland in die drei Regierungs­
bezirke Dessau, Halle und Magde­
burg unterteilt [18] . 

Im Bundesland Sachsen-Anhalt 
gibt es derzeit noch kein Katastro­
phenschutzgesetz. Zur Zeit befindet 
sich eine Gesetzesvorlage zur Ab­
stimmung im Landtag, mit deren Ver­
abschiedung in nächster Zeit gerech­
net wird . Obwohl somit noch keine 
gesetzliche Grundlage auf Landes­
ebene vorhanden ist, mußte trotzdem 
mit dem Aufbau und der Verteilung 
der Einheiten des erweiterten Kata­
strophenschutzes begonnen wer­
den. Von den jeweils 80 Fachdienst­
Einheiten gehen jeweils 16 nach 
Sachsen-Anhalt. Bisher sind im er­
weiterten Katastrophenschutz die 
Feuerwehren, das Technische Hilfs­
werk, der Arbeiter-Samariter-Bund, 
das Deutsche Rote Kreuz und die Jo­
hanniter-Unfall-Hilfe tätig. Bei den 32 
Einheiten im Sanitäts- und Betreu­
ungsdienst wird die Hauptträger­
schaft vom Deutschen Roten Kreuz, 
mit 25 Einheiten, übernommen. 

literaturhinweise: 

- FH ­
(wird fortgesetzt) 
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I Bundesverband für den Selbsuchm 

"Ehrenamtliche werden künftig 
eine noch zentralere Rolle einnehmen" 

Feierstunde für Jürgen Grabke und Ernst Lauer-
Dank und Anerkennung für langjähriges ehrenamtliches Engagement 

Auf zusammen 70 Jahre eh­
renamt licher Mitarbeit beim 
Bundesverband für den Selbst­
schutz konnten der Helferver­
treter bei der BundeshauptsteI­
le des B VS, Jürgen Grabke, 
und der Helfervenreter bei der 
Landesstelle Baden-Wüntem­
berg, AußensteIle Stuttgan, 
Ernst Lauer, zu Beginn des 
Jahres zurückblicken. 

Anläßlich der Jubiläen 
konnte BVS-Direktor Helmut 
Schuch neben zahlreichen 
Helfervenretern und Außen­
steIlenleitern des Verbands 
auch die zivilschutlpolitische 
Sprecherin der CDU/CSU­
Bundestagsfraktion, Erika 
Stein bach, MdB , zu einer Fei­
erstunde in der Bundeshaupt­
steIle begrüßen. 

Vorbildliches Wirken 

"Sie beide haben in heraus­
gehobenen Funktionen über 
Jahrzehnte hinweg vorbildlich 
gewirkt:" Mit diesen Worten 
würdigte Frau Steinbach die 
Verdienste der Geehrten. 
Gleichzeitig übernlittelte die 
Zivilschutzexpertin den Dank 
und die Anerkennung des 
Staatssekretärs im Bundesmi­
nisterium des Innern, Dr. Kurt 
Scheiter. Frau Steinbach be­
kräftigte ihre Aussage anläß­
lich der Helfervenretung des 
BVS im Oktober 1992: .,Der 
Zivil- und Katastrophen,chutz 
in Deutschland würde völlig 
zusammenbrechen , gäbe es 
nicht sie, die vielen engagier­
ten ehrenamtlichen Helfer, die 
große Teile ihrer Freizeit op­
fern, um im Bundesverband 
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Ehrung für langjiihriges Engagement: Jürgcn Grabke (l inks) und Ernst 
Lauer (rechts) mit Mdll Erika Stei nbuch und ßVS-Direktor Hehnut 
Schuch. (Foto: Junker) 

für den Selbstschutz wie in an­
deren Hilfsorganisationen mit­
zuarbeiten." Das erbrachte En­
gagement der bei den Helfer­
vertreter sei UI11 so mehr zu 
würdigen, als der Dienst am 
Nächsten häufig belächelt 
würde. Frau Steinbach verwies 
darauf, daß der Mensch, wie 
die gegenwartige Entwicklung 
zeige, leider nicht ausschließ­
lich friedlich veranlagt sei und 
dem Stellenwert des Bevölke­
rungsschutzes deswegen auch 
in Zukunft eine bedeutsame 
Rolle zukomme. Abschlie­
ßend betonte Frau Steinbach, 
daß die Fähigkeit, aktiv Selbst­
hilfe zu betreiben, künftig, 
auch vor dem Hintergrund 
knapper werdender Finanzen, 
an Wichtigkeit gewinnen wer­
de. 

Mann der ersten Stunde 

Zu Beginn seiner Laudatio 
führte Direktor Schuch aus, 
man sei zusammengekom­
men, um Lwei Männer zu eh­
ren, die sich "über Jahrzehnte 
hinweg durch ihren ehrenamt­
lichen Einsatz im BVS ver­
dient gemacht haben und 
durch ihr beispielhaftes Enga­
gement dazu beigetragen ha­
ben, den Selbstschutl.gedan­
ken einer breiten Bevölkerung 
nahezubringen". In Anbe­
tracht der 40jährigen Tätigkeit 
von Jürgen Grabke, der seine 
Mitarbeit beim Verband be­
reits 1953 begann, fuhr der Di­
rektor fort: "Sie sind also fast 
ei n Mann der ersten Stunde, 
nur wenige haben die Ent­
wicklung des BVS so intensiv 
miterlebt." Lobend erwähnte 
Schuch den gezeigten Einsatz-

willen und die Beharrlichkeit 
Grabkes, um die Mitmenschen 
von der otwendigkeit des ak­
tiven Selbstschutzes zu über­
zeugen. 

In sei nem Dank an Ernst 
Lauer erinnerte Schuch daran, 
daß der Jubilar bereits mit 19 
Jahren Helfer im Verband wur­
de und in den 30 Jahren seiner 
ehrenamtl ichen M itarbeit un­
zählige Stunden für den BVS 
geleistet habe: "Als Führungs­
kraft im Pol izeidienst üben Sie 
eine wichtige Multiplikatoren­
rolle aus und tragen dazu bei, 
die Zusammenarbeit des BVS 
mit Behörden und Betrieben 
effizient und reibungslos zu 
gestalten ." 

Aktive Helfervertreter 

Besonders erwähnt wurden 
die Leistungen der bei den J u­
bilare für die Helfervertretun­
gen des Verbands. Nach 
langjährigem Einsatz für die 
Helferschaft bei der BVS­
Dienststelle Itzehoe und der 
Landesstelle Schieswig-Hol­
stem wurde Jürgen Grabke 
1978 zum Helfervertreter bei 
der BundeshauptsteIle gewählt 
und bei drei weiteren Wahlen 
in seinem Amt bestätigt, wäh­
rend sich Ernst Lauer seit 1973 
für die Belange der ehrenamt­
lichen Mitarbei terinnen und 
Mitarbeiter einsetzt, zunächst 
bei der BVS-Dienststelle 
Mannheim und seit 1989 als 
Landeshelfervertreter in Ba­
den-Wümemberg. 

Schuch gab auch einen Aus­
blick auf die zukünftige Arbeit 
der Helferschaft: .,Ehrenamtli-
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che Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter werden künftig - dies 
steht außer Frage - eine noch 
lcntral ere Rolle einneh men. 
Ihre Einsatzmöglichkeiten 
werden vielftiltiger. die Ver-
3nlWOnung nimmt zu. Auch 
der BVS wird in Zukunft noch 
süirker auf seine Helferinnen 
und Helfer angewiesen sein." 

Bevor Schuch die Ehrenga­
ben an die beiden Jubilare 
überreichte. ziliene er Bundes­
präsident Richard von Weiz­
säcker aus seiner Weihnachts­
ansprache. Der Bundespräsi­
dent beschrieb darin den Wert 
ehrenamtlicher Hilfe wie 
fOlgt: .,Da lernen wir etwas 
über den Sinn unserer Exi­
stenz, Da klären sich unsere 
Maßstäbe für das. was wirk­
lich wichtig ist in unserem Le­
ben. überzeugender als bei so 
manchen politischen Debat­
ten, die doch zumeist Märker 
im Rampenlicht stehen," Dem. 
so Direktor Schuch. sei nichts 
hinzu7ufügen. -dju-

$chlefwig-lIo/ffein 

Kiel 

.. Mit diesem Empfang will 
die Landesregierung Anerken­
nung für Leistungen lum Aus­
druck bringen. auf die die Ge­
sell schaft nicht verzichten 
kann. Die vie len Hilfsorgani­
sationen sind nicht der Notna­
gel eines Staates. der finanzi­
ell in der Klemme ist. Sie sind 
ein lebendiges Element einer 
Gesellschaft. die verkümmern 
würde. wenn sie alles den Staat 
machen ließe:' Da~ sagte Mi­
nisterprä~identin Heide Simo­
nis vor rund 300 Gästen beim 
Jahresempfang der sChleswig­
holsteinischen Landesregie­
rung für Venreterinnen und 
Vertreter gemeinnütziger Ein­
richtungen und Organisatio­
nen in Kiel. 

Die Regierungschefin un­
terstrich, daß der Staat nicht al­
les selber machen könne. 
"Aber wir müssen uns drin­
gend fragen: Kommen die 
1000 Milliarden Mark, die 
überd ie verschi edenen Kanäle 
des Sozialstaates jährlich ver-
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Minisleq)räsidenlin Heide Simonis mit BVS-Außenslellenleiter Diet­
helm Singer (li nks) und BVS-ßundeshc lfervertrctcr Jürgen Grabke. 

teilt werden . eigentlich an den 
richtigen Stellen an?" Obwohl 
ein Drittel der volkswirtschaft­
lichen Gesamt leislUng unter 
sozialen Gesichtspunkten um­
veneilt werde. gebe es wach­
,ende Armut und Obdachlo­
sigkeit. 

Die MiniMerpräsidentin 
dankte den ehrenamtlichen 
Helferinnen und Helfern dafür. 
daß sie vielen tausenden Men­
schen mit sOlialen Problemen 
und Erschütterungen Halt bö­
ten ... Bei Ihnen erleben ,ie Ge­
meinschaft. Solidarität. Zu­
>3mmengehörigkeit. Diese 
Seite ist nicht weniger wichtig 
als die Hilfe selbst. die Sie lei­
sten." 

Stellvertretend für alle 
nannte Heide Simonis die Ar­
beit von Diakonie und Caritas. 
Arbeiterwohlfahrt. DRK und 
MHD, BVS. DLRG und Frei­
wi lliger Feuerwehr. Ebenso 
wichtig sei auch der Einsatl 
derjenigen. die die Hil fe für 
andere zu ihrem Beruf ge­
macht hätten. DalU zählten 
Bundeswehr. Bundesgren/­
schutz und Polizei. 

Die Ministerpräsidentin: 
. .lm Namen der Landesregie­
rung. sicher aber auch im Na­
men aller Menschen. die schon 
einmal Hilfe erfahren haben 
oder sich darauf verlassen kön­
nen. daß Sie im Fall des Falles 
zur Stelle si nd, sage ich herL­
lich: Danke!" 

No,d,hein-WeffFalen 

Körtl inghausen 

Selb~tschutl iM eine wichti ­
ge Auf~abe und muß weiterhin 
in derOffentlichkeit publik ge­
macht werden. Dieses Fazit 
logen die Mitglieder der Jun­
gen Union Duisburg im Rah­
men einer Informat ionstagung 
an der BVS-Schule Körtling­
hausen. Auf Einladung der 
BVS-Informations-und Bera­
tungsstelle Duisburg disku­
tiene man an zwei Tagen über 
die Veränderungen im Zivil­
schutl. 

So registrienen die Teilneh­
mer. daß die praxisorientierte 
Unterweisung der Bevölke­
rung im Selbstschutl in Zu­
kunft Aufgabe der Gemeinde 
ist. welche hierfür eigene 

Lehrkräfte bereitzustellen hat. 
Zur Zeit können hierfür noch 
Mitarbeiter des BVS hinzuge­
zogen werden, 

Nachr uf 

Am 12. De7ember 1993 
verstarb für unI., alle uner­
wartet un!:ler ehrenamt li ­
cher Kollege 

OHO Schulz 

im Alter von 62 Jahren. 

OtLO Schu l7 kam 1972 
ZUIll BVS und ließ sich 
Will BVS-Fachlehrer aus­
bilden. Danach setzte er 
die Ausbildung bis zum 
Au,bildung,helfer fort. 
Ab ehrenalll tlicher Mitar­
beiter der BVS-Dien't­
ste lle Friedberg wurde 
Schulz vorwiegend bei 
Selbstschut7-Grundlehr­
gängen und der Ausstel­
lungsbetreuung einge­
sel7t. Er war durch sein 
korrektes Auftreten und 
,eine ruhige und sachliche 
Art bei allen Kollegen ge­
schätzt. 

Otto Schu ll wird den 
Mitarbeitern und Mitar­
beiterinnen in guter Erin­
nerung bleiben. 

BVS-Außenstelie 
Mainz und BVS-Informa­
tions- und Beratungsstelle 
Friedberg. 

Die Giiste aus Duisburg inrormieren sich in Körtlinghausen. ---
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Bad Soden: Die Information per Bildschirm (links) als zweckmäßige Er­
gänzung der BVS-Ausstellung. 

Heuen 

Bad Soden 

Fast einen Monat präsen­
tierte der BVS die Ausstellung 
"Bevölkerungsschutz - mit 
dem Bürger - für den Bürger" 
in Bad Soden-Salmünster. Wie 
die Jahre zuvor wählte man als 
Ausstellungsort die Wandel­
halle des Thermalbades, da 
man so viele Kurgäste errei­
chen kann. 

Insgesamt vier BVS-Infor­
mations- und Beratungsstellen 
- Frankfurt, Friedberg, Darm­
stadt und Wetzlar - betreuten 
die Ausstellung. Viele Kurgä­
ste infonnienen sich auf dem 
Weg zum Thermalbad über 
den Bevölkerungsschutz. 

Die Ausstellung in Bad So­
den-Salmünster ist der letzte 
derartige Einsatz gewesen. Im 
Zuge der Neukonzeption des 
BVS wird an dem Entwurf ei­
ner neuen Ausstellung gear­
beitet, die dann die neuen Auf­
gaben stellungen des B VS stär­
ker veranschaulichen soll. 

Rheinland-PFalz 

Andernach 

Andernach. Wegen der Gefahr 
von Bränden bei den Produk­
tionsvorgängen bat die Be­
triebsleitung um Ausbildung 
im Brandschutz. 

30 Mitarbeiter der Firma 
nahmen an der Info-Veransta l­
tung teil , die der stellvertreten­
de Wehrleiter der Stadt Ander­
nach, Willi Monn, und der eh­
renamtliche Mitarbeiter der 
BVS-Infonnations- und Bera­
tungsstelle Koblenz, Karl 
Pötz, leiteten . In zwei Schu­
lungen hauen die Teil nehmer 
Gelegenheit, Brände mit dem 
Feuerlöscher und mit einfa­
chen Hilfsmiueln abzu lö­
schen. 

Auf großes Interesse stieß 
die daran anschließende Be­
triebsbegehung. Hier zeigten 
die Mitarbeiter von Feuerwehr 
und BVS, welche Löschgeräte 
vorhanden sind und erklärten 
deren Handhabung. 

Kaiserslautern 

Mit einer Zivilschutz-Aus­
stellung nahm der BVS an der 
diesjährigen Pfal zer-Land­
Ausstellung teil. Die BVS- In­
formations- und Beratungs­
stelle Kaiserslautern haue als 
besondere Attraktion einen Si­
cherheitsweubewerb ausge­
richtet. Vielleicht durch die at­
traktiven Gewinne wie Alu­
Koffer, Feuerlöscher, Ruck­
sack, Ledertasche, Autowerk­
zeug und Radio angezogen, 
nahmen insgesamt 431 Perso­
nen am BVS-Weubewerb teil. 
Auch sonst konnte sich der 
BVS über mangelndes Interes­
se nicht beklagen. Rund 8000 
Besucher kamen zum BVS­
Stand und informierten sich 
über den Selbstschutz der Be­
völkerung. 

Eine besondere Anerken­
nung bedeutet es, wenn der 
BVS und Gewinner von BVS­
Sicherheitsweubewerben von 
ihrem Oberbürgermeister zu 
einem Empfang in den Casi­
mirsaal des Kaiserslaulemer 
Rathauses geladen werden. 
Oberbürgenneister Gerhard 
Piontek begrüßte den Leiter 
der BVS-Informations- und 
Beratungsstelle Kaiserslau­
tern, Hilmar Matheis, und die 
insgesamt 25 Preisträger des 
B VS-Wettbewerbs. Piontek 
beglückwünschte die Gewin­
ner und bedankte sich beim 
BVS für die bisher geleistete 
Arbeit im Selbstschutz. 

Nachruf 

Am 27. Oktober 1993 
verstarb plötzlich und un­
erwartet der langjährige 
ehrenamtliche Mitarbeiter 

Günter Wolter 

im Alter von 61 Jahren. 

Bereits 1961 trat Wolter 
in Saarbrücken in die 
Dienste des BLSV/BVS. 
Im Laufe der folgenden 
Jahre absolvierte er eine 
umfassende Ausbildung. 

Lange Jahre engagierte 
sich Wolter für die Belan­
ge und An liegen der Hel­
fer. Bis 1985 war er Lan­
deshelfervertreter des 
Saarlandes. 

Durch seinen unermüd­
lichen Einsatz zeichnete 
Wolter sich bei haupt- und 
ehrenamtlichen Mitarbei­
tern gleichermaßen aus. 
Sie alle werden ihm stets 
ein ehrendes Andenken 
bewahren. 

Matheis nahm die Glück­
wünsche dankend entgegen 
und nahm die Gelegenheit 
wahr, auf die Bedeutung der 
Selbsthilfe zu verweisen. Aus­
bildung und Aufklärung im Zi­
vilschutz seien unbedingt not­
wendig. 

Die enge Zusammenarbeit 
zwischen Feuerwehr und BVS 
dokumentiene eine gemeinsa­
me Info-Veranstaltung über 
Brandverhütung und Brand­
bekämpfung in ei ner arznei­
stoffverarbeitenden Finna in Ein Empfang im Casimirsaal des Kaiserslauterner Rathauses ist eine besondere Anerkennung. 
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lTechnisches Hilfswerk 

Bremen 

Die Auslandhilfe 
des THW Bremen 
Bremen. Die vom Bremer 

Technischen Hilfswerk 1993 
geleisteten Auslandseinsätze 
standen ganz im Zeichen der 
Humanitären Hilfe für Soma­
lia. Mit insgesamt 19 freiwilli ­
gen Helfern wurde das Bremer 
THW im Nordosten des ost­
afrikanischen Landes aktiv. 
Schwerpunktaufgabe war die 
Verbesserung der Wasserver­
sorgung. Spontan kümmerten 
sich die THW-Helfer außer­
dem um eine Schule, für die sie 
Tische und Bänke bauten. 

Im Auftrag des Auswärtigen 
Amtes und des Bundesmini ­
steriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Ent­
wicklung wurden zum Bei­
spiel in der direkt am Golf von 
Aden gelegenen Stadt Bosaso 
Brunnen repariert und mit 
Handpumpen versehen. Was­
serleitungen verlegt und ein 
neues Fllicht lingscamp errich­
tet. 

Neben den regulären 20 000 
Einwohnern halten sich in Bo­
saso rund 60000 Flüchtlinge 
aus dem Süden des Landes auf. 
Ferner leben dort etwa 6000 
äthiopische Flüchtl inge. In der 
weiter im Landesinneren lie­
genden stadt Gardo standen 
neben mehreren Brunnen auch 
die Energieversorgung und die 
Verbesserung der sanitären 
Einrichtungen eines Kranken­
hauses auf dem Programm. 

Während die Weltöffent ­
lichkeit hauptsächlich das von 
Unruhen geprägte Mogadi­
schu im Blickpunkt hatte, fand 
das Engagement vieler Hilfs­
organisationen im Nordosten 
des Landes vergleichsweise 
weni g Aufmerksamkeit. 
Schwierige klimatische Be­
dingungen machten den Hel­
fern von UNICEF und THW 
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die Arbeit in der Region am 
Eingang zum Indischen Olean 
schwer. Je nach Einsatzort si nd 
Temperaturen bis zu 60° Cel­
sius und extrem hohe Luft­
feuchtigkeit keine Seltenheit. 

Als Lohn für ihre freiwillige 
Ent wicklungshilfe konnten die 
Helfer die dankbaren Ge­
sichtsausdrücke vieler Soma­
lier aufnehmen. Die Übergabe 
zahlreicher instandgesetzter 
Brunnen geriet zu kleinen 
.. Volksfesten". Auch Entwick­
lungshi lfeminister Carl-Dieter 
Spranger konnte sich während 
einer Infonnationsreise von 
den erfolgreich abgeschlo>se­
nen THW-Projekten überzeu­
gen. 

Insgesamt vier hauptamtli­
che Mitarbei ter des THW-
Landesverbandes Bremen 
kümmenen sich in der Repu­
blik Djibouti um den Nach­
schub für die Einsatzkräft e in 
Somalia. Ihre Au fgabe: Emp­
fang der aus Deutschland an­
kommenden Einsatzkräfte. 
Organisation von Übernach­
tung und anschließendem Wei­
terflug nach Somalia sowie die 
Beschaffung von Trinkwasser, 
Lebensmitteln und Ersatl tei­
len. Ebenso hatten sie die 
Rückführung von erkrankten 
Helfern aus dem Ei nsat7gebiet 
zu organi sieren. 

Auch die komplette Verla­
dung des am Horn von Afrika 

benötigten Ei nsatzgerätes lag 
mit in der Hand des THW Bre­
men. Mehr als 700 Tonnen 
Ausrüstungsgegenstände wie 
Einsatzfahrleuge, Brunnen­
bohrgerät, Zelte und Pumpen 
wurden im M ärz über die bre­
mischen Häfen auf den 
"schwarzen KontinenL" trans­
portiert ... Für das Technische 
Hilfswerk aus dem kleinsten 
Bundesland eine hervorragen­
de Leistung", findet THW­
Landesbeauftragter Günther 
Hildebrandt. 

Parlaments­
empfang für 

Auslandshilfe 
Bremen. Mit einem Emp­

fa ng hat jetzt der Präsident der 
Bremischen Bürgerschaft, Dr. 
Dieter Klink t die humanitäre 
Auslandshilfe des THW-Lan­
des verbandes Bremen gewür­
digt. Den 1993 im Ausland 
eingesetzten Helferinnen und 
Helfern des THW Bremen 
sprach Klink die Anerkennung 
der Abgeordneten des Lan­
desparlaments für die geleiste­
ten Einsätze aus: .Jn Somalia, 
Dj ibout i, Lettland. Rußland 
und dem ehemaligen Jugosla­
wien ist das THW als Bot­
schafter einer verantwonungs-

Somalia: Bauarbeilen für die Vertegung einer Wasserleitung. 
(Foto: Lohmann) 

Jlarlamentspräsidcnt Dr, Klink 
(Mitte ) und TIHV-Landesbeauf­
tragter Hildebrandt (rechts) im 
Gespräch mit einem "Somalia­
Heimkehrer", (Foto: Lohmannl 

bewußten und der Humanität 
verpflichteten Bundesrepubli k 
akti v geworden", betonte der 
Parlamenlspräsident. 

Nach der Verleihung von 
Einsatzzeichen für humanitäre 
Hilfe im Ausland bedankte 
sich THW-Landesbeauftragter 
Günther Hildebrandt bei der 
bremi schen Bürgerschaft für 
das dem Technischen Hil fs­
werk entgegengebrachte Inter­
esse. Einstimmig hälten sich 
die Abgeordneten für den Er­
halt eines eigenständigen Bre­
mer THW-Landesverbandes 
ausgesprochen lind das Enga­
gement der Katastrophen­
sChutzorganisation im ostafri ­
kanischen Somalia gelobt , er­
innerte Hildebrandt an die 
zurückl iegenden Monate. 

Niedersachsen 

Einsatz nach 
Großbrand 

P. L. 

Northeim. Lautes Prasseln 
und ungewohnt heller Licht­
schein schreckt den Bewohner 
eines landwinschaftlichen An­
wesens in der Northeimer Ort­
schaft Sunderhausen auf. Als 
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er nach draußen schaut, stehen 

seine an das Wohnhaus an­
grenzenden Stallungen bereits 
lichterloh in Flammen. Die 
Feuerwehren Sunderhausen, 
Nordheim und der umliegen­
den Ortschaften geben 
Großalarm. 

Nachdem das Großfeuer 
durch den massierten Einsatz 
der Feuerwehren unler Kon­
trolle ist, wird das Ausmaß des 
Schadens sichtbar: Das mehr­
stöckige Gebäude ist mitsamt 
seiner Strohlast zusammenge­
brochen. Eine mehrere Meter 
hohe, tonnenschwere Trüm­
merschicht bedeckt den hinte­
ren Teil der Stallungen. 

Um 12.25 Uhr wird die 
"Schnelle Einsatzgruppe" 
(SEG) des THW Northeim 
über Funkalarmempfanger 
alarmiert und rückt nur wenig 
später unter Leitung des Zug­
truppführers Horst Beikirch 
aus. Bei diesem Einsatz er­
weist sich das Bergungsräum­
gerät als besonders hilfreich, 
als es den Helfern den Weg 
durch die Trümmer aus ver­
kohlten Balken und glimmen­
dem Stroh bahnt. Rund 15 Me­
ter "wühlt" sich das Bergungs­
räumgerät durch das Trüm­
merfeld. Dabei lodern immer 
wieder Rammen aus dem 
Stroh und zwingen die Helfer 
zum "Rückzug", bis die 
Brandnester von der Ortswehr 
gelöscht werden. Die Arbeit 
wird zusätzlich erschwert 
durch einsturzgefahrdete Ge­
bäudeteile, die die Helfer mit 
Radlader und Motorsägen ein­
reißen müssen. 

M. A. 

Bayern 

Neue Unterkunft 
für das THW 

Bergki rchen. Der 30. Okto­
ber 1993 geht in die Geschich­
te des THW, des Landkreises 
Dachau, der Gemeinde Berg­
kirchen und natürlich des Ons­
verbandes Dachau selbst ein. 
Es war der Tag der festlichen 
Einweihung der neuen, rund 
drei Millionen Mark teuren 
Unterkunft des Onsverbandes. 
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Eine runde Sache. Die neue Unterkunft des THW-Ortsverbandes Oachau. (Foto: Schwepfinger) 

Und wie nicht anders zu er­
warten war, stieg ein großes 
Fest. 

Zum Festakt stimmte die 
Dachauer Knabenkapelle mit 
einer Auswahl nouer Weisen 
die rund 700 Gäste musika­
lisch auf die langersehnte 
Schlüsselübergabe ein. Promi­
nenz von nah und fern war er­
schienen, um der Dachauer 
"THW-Familic" zur neuen 
Heimstatt zu gratulieren. 

Der Leiter des Finanzbau­
amts München 11 , Egon eu· 
maier, übergab mit einem sym­
bolischen Schlüssel das Ge­
bäude an das THW. In seinen 
Wonen schildene Neumaier, 
was in den zurückl iegenden 24 
Monaten Bauzeit alles an lei­
stung erbracht wurde. Fast auf 
den Tag genau vor zwei Jah­
ren, am 18. Oktober 1991 , war 
der Grundstein gelegt worden. 
Das zweigeschossige Bau­
werk mit rund 1000 m2 Nutz­
näche beherbergt nun die um­
fangreiche Fahrzeug- und 
Geräteausstauung des Ons­
verbandes. Eine große Werk­
statt, Lehr-, Sozial- sowie 
Büroräume runden das Bild 
ab. Ebenfalls eine runde Sache 
ist der Gebäudeteil , in dem die 
Stätte der Traditionspnege un­
tergebracht ist. Von den Bau­
kosten hat der örtliche Förder­
verein einen Anteil von 40 
Prozent im Unterkunfts- und 
ru nd 100 Prozent im M use­
umsleil erbracht. 

In seiner Festansprache 
würdigte Karl-Friedrich Mat­
ten in Vertretung des THW-Di­
rektors die Leistungen, die alle 
Beteiligten an dem Neubau er-

bracht haben. Diese spiegelten 
sich insbesondere in der rund 
zweijährigen Bauzeit des un­
gewöhnlichen Doppelprojekts 
wider, das damit mam.:ht:s an­
dere Bauvorhaben des THW 
auf dem Weg durch die Instan­
zen um Längen geschlagen 
hat. Es könnten nun alle froh 
sein , daß dieser Bau vollendet 
sei, bevor mit dem Jahr 1994 
ein neuer, tiefer Einschniu in 
der Entwicklung aller öffentli­
chen Haushalte, und damit 
auch des THW, heranstehe. 

Mit der Stätte der Traditi­
onspnege in Dachau sei der 
On geschaffen, in dem das re­
lativ junge THW seine Histo­
rie der Nachwelt erhalten und 
pnegen könne, sagte Mauen. 
Er wünsche und hoffe, daß sich 
die Angehörigen des THW mit 
ihrer Organisation noch besser 
als bisher identifizieren könn­
ten. 

Grüße aus Bonn überbrach­
te die dem Onsverband Dach­
au sehr nahe stehende Bundes­
tagsabgeordnete Gerda Has­
selfeldt. Auch sie war begei­
stert von der Leistung, die von 
der so oft gerühmten "Dachau­
er Familie" erbracht wurde. Es 
ist mit auch Verdienst von Frau 
Hasselfeldt, daß die Unler­
kunft noch vor der großen 
Sparwelle feniggestellt wer­
den konnte. 

Mit der kirchlichen Weihe 
der Liegenschaft und der 
Übergabe zweier neuer Ein­
satzfahrzeuge fand die Ein­
weihung ihren Höhepunkt. In 
den anschließenden Grußwor­
ten gaben der Bürgermeister 
der Gemeinde Bergkirehen , 

Huben Huber, der Landrat des 
Landkreises Dachau, Hansjörg 
Christmann, Kreisbrandrat Er­
win Zehrer sowie Vertreter der 
Hilfsorganisationen ihrer 
Freude zu der neuen Unter­
kunft Ausdruck. 

Onsbeauftragter Georg Lei­
tenstorfer dankte zum Schluß 
allen Beteiligten für ihre 
langjährige, tatkräftige und fi­
nanzielle UnterslÜtzung. 

J. Sch. 

Nachruf 

Wir haben durch einen 
tragischen Verkehrsunfall 
unseren Kameraden 

Andreas Schlach ter 

verloren. Andy war seit 
1981 im THW Schopf­
heim aktiv tätig. Er hat 
sich in dieser Zeit als 
ABC-Helfer und Ausbil­
der für Brennschneiden 
spezialisiert. Er war ein 
engagierter und zuverläs­
siger Helfer und hat auch 
bei Einsätzen durch seine 
Ideen maßgebend zum 
Gelingen beigetragen. 

Wir trauern um einen 
vorbildlichen Helfer und 
guten Kameraden. 

Der Onsbeauftragte 
Die Helfer des THW-

Onsverbandes Schopf-
heim 
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fwamdienst 

Infonnations­
besuch in Bonn 

und Mainz 
Vom 11. bis 12. November 

1993 führte das Warn amt I X 
mit seinen Mitarbeitern in be­
sonderer Funktion eine Wei­
terbildungsveranstaltung be­
sonderer Art durch: Kernpunkt 
der Weiterbildung war der Be­
such einer Plenarsitlung des 
Deutschen Bundestages im 
ncuen Plenar.)aal in Bonn. 

Der Be,uch erfolgte auf 
Einladung des Bundesmini­
sters für wirtschaftliche Zu­
~ammcnarbeit. Carl-Dieter 
Spranger. Insgesamt hatten die 
Teilnehmer ein dicht gedräng­
tes und umfangreiches Pro­
gramm I.U absolvieren: 

- Besuch im Presse- und 111 -
fomlation,amt der Bundesre­
gierung in Bonn. 

- Gespräch mit Präsident 
Dusch im Bundesamt für Zi ­
vilschutl in Bonn-Bad Godes­
berg. 

- Teilnahme an der Plenar­
sit7ung des Bundestages. 

- Fahrt zum Warnamt VII 
in Weim,heim. 

- Weiterfahrt nach Mainl 
mit kurzem Infonnationsbe­
such im ZDF-Sendezentrulll in 
Maiß/... 

Alle Teilnehmer der Weiter­
bIldung waren vom gelunge­
nen Ablauf und der vorzügli­
chen Betreuung beeindruckt. 

Helfer aus den 
Anfangszeiten 
verabschiedet 

Anläßlich der Jahresab­
\chlußveram,taltungen wur­
den sechs langjährige ehren­
amtliche Helfer der Warn­
dienst-Leitmeßstelie 61 
(WDLMSt 61) in Butlbach­
Bodenrod und der Warndienst­
Leitmeßstelie 63 (WDLMSt 
63) in Bad Wildungen verab­
schiedet. 

Für ihr besonderes Engage­
ment im Dienst der Allge­
meinheit. das zum Teil weit 
über die achtjährige Mindest­
vcrpnichtungsLcit hinau-,ging. 
wurden die Auswerteleiter 
Bernd Prothmann (15 Jahre. 
WDLMSt 61). Arnd Söhngen 
(9 Jahre. WDLMSt 61). Tho­
mas Noll (16 Jahre. WDLMSt 
63) und Thomas Pehlke (15 
Jahre. WDLMSt 63) geehrt 
und mit den beMcn Wünl.,chen 
für die Zukunft verabschiedet. 

Der besondere Dank galt je­
doch den ausscheidenden 
dienstältesten Helfern im Be­
reich des Warnamtes VI. Wolf-

Die Teilnehmer der Weiterbildung \ or dem ZDF-Sendezentrum in 
!\tainl:. 
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gang Knörr (WDLMSt 61) 
und Dr. Volker Brendow 
(WDLMSt 63). 

Knörr halle sich bereits 
196-l. Iwei Jahre nach Fertig­
slellung des Wamamtes VI. für 
eine freiwillige Mitarbeit im 
Warndienst entschieden. Wei­
tere Stationen waren seine 
Tätigkeiten als Warngruppen­
führer. als Leiter des Fern­
meldebetriebes. als Auswerte­
leiter der WDLMSt 61 und 
schließlich 1987 als Leiter der 
Leilrneß~tclle. Über seine 
Dienstpnichten hinaus hat er 
sich insbesondere um die Ge­
meinschaft der ehren- und 
hauptamtlichen Mitarbeiter 
des Warndien~tes verdient ge­
macht. 

Dr. Brendow war seit 1962 
im Luftschutl-ABC-Dienst 
des Regierungspräsidiums 
Kassel und ,eit 1972 in der 
WDLMSt 63. zunächst als 
Helfer und später als Auswer­
teleiter und Leiter der Leit­
I1lcßstelie. tätig. Auch ihm ist 
C~ insbesondere zu verdanken, 
daß sich die Helfer in der Ge­
meinschaft wohl füh len und 
über einen sehr guten Ausbil­
dung"tand verfügen. 

Beide brachten ihre 
langjährige Dienstzeit in ihren 
Abschiedsworten auf einen 
einfachen enncr: "Es war 
nicht immer einfach. die 
Dienstpnichten im Wamdienst 
mit dem Berufs- und Privatle­
ben LU vereinbaren, aber es hai 
Spaß gemacht. mit jungen 
Menschen für eine gemeinsa­
me Sache. nämlich für den 
Schutz der Bevölkerung. lU­

sammcnl.uarbci ten.·· 

Langjähriger 
Mitarbeiter 

verabschiedet 
Mit Ablauf des Jahres 1993 

wurde der I. FernmeIdemei­
ster Heinz euwinh in den 
verdienten Ruhestand ver­
setzt. Mit ihm verläßt ein Mit-

Mit Heinz Neuwirth verlän. ein 
.• Mann der erslen Slunde" den 
Wurndiens l. 

--

arbeiter der er;ten Stunde das 
Warnamt 111 am Deister. 

Im Jahre 1959 begann er als 
Oberwerk meister lunächst 
noch im damaligen Provisori­
um in der Echternstraße. Nach 
Fertigstellung des Warnbun­
kers 1961 leichnete erfür die 
femmeldetechnischen Aufga­
benbereiche im Wamamt 11 1 
verantwortlich. War sein Wir­
ken in den früheren Jahren des 
Warndienstes auch über die 
Grenzen ieder~achsen~ hin­
au~ vom Aufbau de~ Sirenen­
und Wam~tellennetles sowie 
von der Betreuung der Auslö­
se- und Übertragung~teehnik 
geprägt. so lag der Schwer­
punkt in jüngster Zeit in der 
Überwachung der Umwelt . 

Neuwirth war maßgebl ich 
um Aufbau des Radioakti-
vilät~meßnCll.C~ in ieder-
sachsen beteiligt. Zuletzt 
konnte er \cin Fachwissen 
auch bei der Au,dehnung die­
ser wichtigen Umweltaufgabe 
auf die Länder Sachsen-An­
halt und Brandenburg einbrin­
gen . 

Mit ihm verläßt e1l1 gewis­
senhafter und 7uverlässiger 
Kollege das Wamamt 111. der 
sich auch als Au,bildungsbe­
rater des Bundesverwaltungs­
amles verdient gemacht hat. 
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1 Deu1sches Rotes Kreul + 1 
Rotkreuz-Arbeit 

im ehemaligen Jugoslawien 

Das Deutsche Rote Kreuz 
hat seit Ausbruch des Kon­
nikts im ehemaligen Jugosla­
wien aktiv geholfen. Das DRK 
ist dabei eingebettet in die Ar­
beit des Internationalen Komi­
tees vom Roten Kreuz (IKRK) 
und der Internationalen Föde­
ration der Rotkreuz- und Rot­
halbmondgesellschaften (Fö­
deration). 

Die Rotkreuzbewegung 
benötigt ca. 240 Millionen 
Mark, um die Versorgung von 
rund vier Millionen Kriegsop­
fer im ehemaligen Jugosla­
wien in den Wintermonaten si­
cherstellen zu können. Allein 
ftir die Hilfe in Bosnien-Her­
zegowina fehlten dem IKRK 
im Dezember 1993 über 150 
Millionen DM. 

Fina nzübersicht des DRK 
(Sta nd : 7.12. 1993) 
30, I Millionen DM 
aus Spendenaufrufen 
6,4 Millionen DM 
aus Sachspenden 
26,5 Millionen DM 
aus Sachspenden der DRK­
Landes- und Kreisverbände 
10,2 Millionen DM 
Mittel des Auswärtigen Amtes 
12,2 Millionen DM 
Mittel der EG 
1,0 Millionen DM 
Mittel der Föderation der Rot­
kreuz- und Rothalbmondge­
sellschaften 

Bosnienhilfe 
19931ag der Einsatzschwer­

punkt in Bosnien. Das IKRK 
versorgt in Bosnien rund 
600 000 Menschen (Einwoh­
ner vor Kriegsausbruch: 4,4 
Mill ionen) mit lebensnotwen­
digen Gütern. Neben Nah­
rungsmitteln und Medikamen­
ten erhalten die Kriegsopfer 
während des Winters Heizma-
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terial , Plast ikplanen zum Ab­
decken der Häuser, Decken, 
Kerzen u.v.m., 116 Tonnen 
Hilfsgüter werden täglich ver­
teilt. 

IKRK und die UN-Flücht­
lingsorganisation (UNHCR) 
haben im Frühjahr 1993 die 
Versorgung der Stadt Srebreni­
ca übernommen. Das DRK 
hilft bei der Beschaffung von 
2000 Küchensets, 2000 Was­
serkanistern und 30 t Wasch­
mittel für 20000 Flüchtlinge. 
Die Versorgung mit lebens­
mitteln ist durch die UNHCR 
sichergestellt. 

Das Rote Kreuz hat in Gor­
azde fur die Hunger leidende 
Bevölkerung Volksküchen 
eingerichtet. In der Stadt hal­
ten sich derzeit rund 75000 
Menschen auf, darunter 40 000 
Flüchtlinge. Die Versorgung 
mit Strom, Wasser und Nah­
rungsmitteln ist zusammenge­
brochen. 

Suchdienst 
Immer wichtiger wird der 

Suchdienst des Roten Kreuzes. 
Seit Ausbruch des Konfliktes 
wurden bereits drei Millionen 
Nachrichten übermittelt. ach 
dem Zusammenbruch des 
Postwesens in Bosnien-Herze­
gowina ist dies für viele die 
einzige Möglichkeit, über das 
Schicksal von Verwandten im 
Kriegsgebiet Inrormationen zu 
bekommen. 

Gefa ngenenbetreuung 
Zu den Kemaufgaben des 

Roten Kreuzes (IKRK) gehö­
ren die Besuche in den Gefan­
genenlagern. In dem Zeitraum 
von Juni 1992 bis Juni 1993 
besuchten IKRK-Delegierte 
16300 Gefangene in 90 Inter­
nierungslagern . Das IKRK er­
reichte in der ersten Hälfte 

1993 die Freilassung von über 
3000 Gefangenen. 

Gesundheitssystem 
Das IKRK versorgt allein in 

Bosnien-Herzegowina über 
200 Krankenhäuser und Am­
bulanzen mit Medikamenten, 
medizinischem Material und 
medizinischen Geräten. 

Arbeitsteilung 
in der Rotkreuz-Familie 

Das Internationale Komitee 
vom Roten Kreuz (IKRK) mit 
Sitz in Genf koordiniert die 
Rotkreuz-Hilfe für die Kriegs­
opfer in Bosnien. 

Die Internationale Föderati­
on der Rotkreuz- und Rothalb· 
mondgesellschaften (Födera­
tion) mit Sitz in Genf, küm­
men sich um die Menschen in 
Not in den anderen Republiken 
des ehemaligen Jugoslawien. 
Hier ein Beispiel für die Zu­
sammenarbeit der nationalen 
Rotkreuzgesellschaften unter 
dem Dach der Föderation: An­
fang Dezember haben das 
Deutsche Rote Kreuz und drei 
Schwestergesellschaften die 
Hilfe für die Flüchtlinge und 
Vertriebenen des Krieges, die 
in Kroatien Aufnahme gefun­
den haben, neu aufgeteilt. Da­
nach liefert das DRK wanne 
Decken, das Griechische Rote 
Kreuz schickt diesen Men­
schen Kochsets, das Italieni­
sche Rote Kreuz hilft mit Me­
dikamenten und medizini­
schem Material, das Dänische 
Rote Kreuz unterstützt diese 
Hilfe mit Plastikplanen zum 
Abdichten von Fenstern und 
Dächern. 

In Kroatien haben derzeit 
650000 Menschen aus den 
Kriegsgebieten Zuflucht ge­
sucht. Der frühe Winter 
zwingt. besonders in der Her-

zegowina, immer mehr Men­
schen, die bisher dem Krieg 
getrutzt haben, ihre Dörfer und 
Städte zu verlassen, weil die 
Versorgung mit dem Lebens­
notwendigsten zusammenge­
brochen ist. 

Weitere Schwerpunkte 
der Rotkreuzhilfe 

Sozialhilfeprojekte zur psy­
chosozialen Betreuung von 
Flüchtlingen und Vertriebe­
nen, die in Sammelunterkünf­
ten (Lagern, Hotels) in Kroa­
tien, Serbien, Mazedonien, 
Montenegro leben (insgesamt 
rund 200000 Menschen), sol­
len verstärkt betreut werden. 
In Serbien leben die meisten 
der rund 500000 Flüchtlinge 
bei Familien. Für diese Men­
schen wurde in Belgrad ein 
spezieller Telefonservice ein­
gerichtet. 

Unter den Flüchtlingen 
wachsen die Spannungen: Ju­
gendliche, die keine Schul­
oder Berufsausbildung haben 
und in den Tag leben , droht das 
Abgleiten in die kriminelle 
Szene oder der frühe Tod auf 
dem Schlachtfeld. Erwachse­
ne haben den Lebensfaden ver­
loren, leiden unter Kriegstrau­
mata. Vergewaltigungen etc .. 
Gefahr von Alkoholismus. 

Man will den Menschen 
(besonders den Langzeit­
nüchtl ingen) helfen, ihr Leben 
wieder eigenverantwonlich zu 
führen: Einbinden in die tägli­
che Arbeit des Lagers, d.h. 
Reinigung, Küche, Reparatur, 
Werkstätten etc. Unter der Ob­
hut von ausländischen Rot­
kreuz-Delegierten werden lo­
kale Pädagogen, Psychologen, 
Sozialpädagogen für den Ein­
satz ausgewählt, lokale Helfer 
aus dem Umfeld der Flüchtlin­
ge kommen noch hinzu. 
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Allein in Kroatien werden 
ca. 11 6000 Menschen betreut. 
Ziel ist ein Betreuerschlüssel 
von I :500. Die Einsatzregio­
neo in Kroatien befinden sich 
vor allem im Raum Zagreb, an 
der Dalmatinischen Küste und 
in Istrien. 

Der Finanzbedarf ist mit 
rund 7 Millionen DM veran­
schlagt worden. 

Kroatien 
Im August 1992 übernahm 

das DRK in Ostslawonien die 
Versorgung von 100000 
Flüchtlingen und Venriebenen 
aus den serbisch besetzten Ge­
bieten Kroatiens und Bosnien­
Herlegowinas. Rund 500 Ton­
nen Hilfsgüter wurden monat­
lich in das Zentrallager der Re­
gionalhauptstadt Osijek ge­
bracht. 

Als sich zu Beginn des Jah­
res 1993 die Finanzminel des 
ÖSlerreichischen Roten Kreu­
zes, das bisher über Spenden­
mittel der "Nachbarn in Not"­
Aktion mit dem ORF und der 
Caritas den größten Teil der 
Flüchtlingshilfe in Kroatien fi ­
nanziert hatte. erschöpften, 
übernahm das DRK für Januar 
und Februar die gesamte Rot­
kreuzhilfe in Kroatien mit Le­
bensmineln und Hyg ieneani­
kein für 250000 Menschen . 

In dem Flüchtlingslager Ga­
sinci bei Osijek (Ostslawoni­
en) hat das DRK 1992 vom 
Zentral verband des Deutschen 
Baugewerbes (ZDB ) gespen­
dete Holzhäuser errichtet. 
DRK und iederländisches 
Rotes Kreuz stellten don über 
170 NOlUnterkünfte auf. Die 
Lager-Bewohner konnten so 
1992/93 in festen Quanieren 
überwintern. 

In diesem Winter hat sich 
die Situation allerdings drama­
tisch zugespi tzt. Neue Flücht­
linge aus Bosnien wurden in 
das Lager eingewiesen, das 
nun rund 4CXXl Personen, 
mehrheitlich Frauen und Kin­
der, beherbergt. Noch Anfang 
Dezember war ein Teil der 
Flüchtlinge in Zelten unterge­
bracht. Das Dänische Rote 
Kreuz und die UN-Flücht­
lingsbehörde UNHCR haben 
neue feste Unterkünfte errich­
tet. 

Das DRK hilft allen Kon­
f1ikLOpfern im ehemaligen Ju-
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goslaw len, gleich ob diese 
Moslems, Serben oder Kroa­
ten sind. Der Hilfskonvoi für 
die notleidenden Menschen in 
Serbien war ein Bestandteil 
dieser Hilfe. 

Mazedonien 
In Mazedonien hat das DRK 

in Zusammenarbeit mit der Fö­
deration die Beratung der ma­
zedonischen Schwestergesell­
schaft beim Aufbau eines Ka­
tastrophen schut zprogra mm s 
übernommen. 

Gemeinsame 
Winter-Hilfsaktion 
von DRK und ZDF 

Im Dezember haben DRK 
und ZDF unter dem Mono: 
"Sarajevo soll leben" e ine ge­
meinsame Initiati ve für die 
notleidenden Menschen in 
Bosnien gestanet. Am 12. De­
zember 1993 brachte das ZDF 
dazu zwei Spezialsendungen 
mit Live-Reponagen aus Sara­
jevo. Prominente aus Kunst, 
Kultur und Politik haben die 
Aktion unterstützt. In wenigen 
Stunden wurden an diesem 
Tag I Million DM gesammeh. 
Bereits am 17. Dezember ver­
ließ der erste Lkw mit Winter­
kleidung und 950 Paar Moon­
boots im Wert von 52510 DM 
das Zentrallager des DRK 111 

Meckenheim bei Ba nn . 

Fast vergessen, 
mittellos und krank 

Das Deutsche Rote Kreuz 
ist die einzige Organisation in 
der Bundesrepublik Deutsch­
land, die gezielt Trudarmisten 
in der ehemaligen SowjelUni­
on hilft. Wer sind Trudarnli­
sten? Alle Frauen und Männer 
deutscher Nationalilät zwi­
schen 14 und 65 Jahren wur­
den ab 1941 /42 in die sowjeti­
sche Arbeitsarrnee eingezo­
gen. Bis 1955 le isteten sie als 
Internierte Schwerstarbeit, 
viele starben an Hunger und 
Kälte. Da sie für ihre Zeit in der 
Arbeilsamlee keine Rentenan­
sprüche erworben haben, sind 
sie heute im Alter häufig mit­
tellos. 

Im Jahr 1993 veneilte das 
DRK in'gesamt 8701 Pakete 

an die Trudarrnisten. Die Pa­
kete enthalten jeweils Lebens­
millel wie Kaffee und Tee, eine 
Bendecke, Benwäsche und 
Handtücher. Eine Million 
Mark ste llte das DRK aus Ei­
genmineln zur Verfügung; mit 
über einer weiteren Million 
Mark beteiligte sich die Bun­
desregierung. 

Auch 1994 setzt das DRK 
seine Unterstützung für diese 
besonders benachteiligten 
Menschen fon. Ihre Gesamt­
zahl schätzt das DRK auf 
100 000 Personen. Viele von 
ihnen leiden noch heute unter 
erheblichen seelischen und 
körperlichen Beeinträchtigun­
gen. 

Das Rote Kreuz 
in Somalia 

Regionaler Schwerpunkt 
der DRK-Akti vitäten in Soma­
lia ist die Hiran-Region mit 
den Distrikten Belet Huen und 
8ulo Buni . Gemeinsam mit 
der Internationalen Föderation 
der Rotkreuz- und ROlhalb­
mondgesellschaften (Födera­
tion) und mit dem Somali­
sehen Roten Halbmond enga­
gien sich das DRK in dieser 
Region am Wiederaufbau des 
Landes. Inhaltliche Schwer­
punkte sind: 
- Wiederaufbau der Basisge­

sundheitsvorsorgung. 
- Verbesserung der Wasse r­

versorgung und Brunnen­
bau. 

- Wiederaufbau von Schulen 
sowohl in Belet Huen und 
Bulo Buni wie auch in den 
Flüchtlingslagern 111 der 
Umgebung von Belet Huen. 

- Frauen- und Jugendpro­
gramm . 

- Strukturhilfe für den Soma­
lischen Roten Halbmond. 
um diesen zu befahigen, die 
verschiedenen Projekte nach 
dem Abzug der deutschen 
Helfer weiterzuführen. 
Insgesamt zwölf Basisge-

sundheitsstationen haben ihre 
Arbeit inzwischen aufgenom­
men . An der Station in Bulo 
Buni wurde zusätzlich ein 
Ausbildungszentrum für das 
medizinische Personal des 50-
mal ischen Roten Halbmondes 
ei ngerichtet. 

Eine Grundschule in Bulo 
Buni und vier weitere Grund­
schulen in Flüchtlingslagern in 
der Umgebung von Belet Huen 
befinden sich derzeit im Bau . 
Diese Schu len werden nach ih­
rer Fenigstellung von den ön­
lichen Behörden (Districts 
Councils) übernommen und in 
Eigenregie weitergefühn. 

Alle Projekte werden in en­
ger Zusammenarbeit mit den 
District Councils und den tra­
ditionellen Clanführern durch­
geführt, um eine größtmögli­
che Beteiligung der örtlichen 
Bevölkerung zu erreichen und 
so die Nachhaltigkeit der Pro­
jekte zu sichern. Eine Ausdeh­
nung der DRK-Aktivitäten auf 
die Nachbarregionen ist für 
1994 geplant. 

Das Rote Kreuz, d.h. ver­
schiedene nationale Gesell­
schaften , die Föderation und 
das Internationale Ko mitee 
vom Roten Kreuz (IKRK), i, t 
ferner in folgenden Regionen 
akliv: 

In Garoe wurde das Kran­
kenhaus wieder eröffnet und 
neu organisiert. Außerdem ha­
ben sieben Basisgesundheits­
stalionen ihre Arbeit aufge­
nommen. In Kismaio werden 
Trainingskurse für medizi ni­
sches Personal sowie für die 
Führer der verschiedenen 
Clans organisiert. Drei Ge­
sundheitsslationen nehmen 
ihre Arbeit in Kismaio. in Mu­
gambi und in Kuda auf. In Bai­
doa und Hargeisa wurden De­
legationen eingerichtet. die 
Vorbereitungen sind weitge­
hend abgeschlossen. 

Das IKRK betreut weiterhin 
zwei Krankenhäuser in M o­
gadischu, das DRK ist auch 
hier mit eigenem Personal ver­
trelen . 
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~eHe ... Samarüe"'Bund Ol 
----' 

Annemarle Renger *) 

Notschrei hallt um die Welt! 

Seit dem furchtbaren Erd­
beben 1989 in Armenien 
ist der Arbeiter-Samariter­
Bund weltweit in Not- und 
Katastrophennillen im Ein­
satz. Warum? 

Die wachsende Anfalligkeit 
für Naturkatastrophen ist Aus­
druck einer erhöhten allgemei­
nen Krisenanfalligkeit, die 
sich auch in vennehrten krie­
gerischen Auseinandersetzun­
gen, Flüchtlings- lind Wande­
rungsbewegungen sowie in 
Umwelt- und technischen Ka­
tastrophen äußen . In einer 
vom 18. Juni 1993 datienen 
Presseerklärung des Parla­
mentarischen Staatssekretärs 
im Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenar­
beit und Entwicklung (BMZ) 
heißt es u.a.: Flüchtlingsbewe­
gungen, Winschaftskrisen, 
Dürrekatastrophen und Bür­
gerkriege nehmen in weiten 
Teilen den Charakter von Dau­
emotständen an. 

Ursächlich hierfür sind vor 
allem ethnische Konflikte, so­
ziale Spannungen, Verarmung, 
die rapide Bevölkerungsver­
mehrung, Umweltzerstörung 
und der Klimawechsel. We­
sentliche Voraussetzung für 
die Entschärfung dieser Pro­
bleme können geschaffen wer­
den. wenn sich die Industrie­
länder zu einer durchgreifen­
den Änderung ihrer Konsum­
strukturen und der Produkti­
onsverfahren im Sinne einer 
umwelt- und klimavenrägli­
ehen Winschafts- und Lebens-

.) Die ehemalige Bundestagspräsidenun 
Dr. h.c. Annemarie Renger ist seit 
1984 Pr'Jsidentin des Arbeiler-Sama­
nler-Bundes Deutschland e. V. 
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weise entschließen könnten. 
Es kommt darauf an, daß die 
Entwicklungsländer in den 
Stand gesetzt werden, für die 
Ressourcen die Preise erzielen 
zu können, die zu ihrer weite­
ren Entwicklung erforderlich 
sind. 

Verbesserung der Lebens­
umstände dringend nötig 

In der jetzigen Weltwin­
schaftskrise kann das aber 
nicht heißen, sie müßten dar­
auf warten, bis wieder bessere 
Zeiten kommen und die östli­
chen und südöstlichen eu­
ropäischen Länder hällen ab-

soluten Vorrang. Würde das 
geschehen, entständeeine wei­
tere Verelendung in den Ent­
wicklungsländern, die sich zu 
politischen und menschlichen 
Tragödien auswirken könnten. 
Diese Auswirkungen würden 
wir alle spüren. Eine diese Pro­
bleme beachtende Politik ist 
seitens der Weltbank und an­
derer Institutionen sowie der 
einzelnen nationalen Hilfen 
erforderlich. Die politischen 
Voraussetzungen für eine Ver­
besserung der Lebensumstän­
de in den Ländern des Osten 
und Südens sind ferner Selbst­
bestimmung, Demokratisie­
rung und die Einbeziehung der 

Bevölkerung in den Entwick­
lungsprozeß. 

HIHe zur SelbsthlHe 

Der Arbeiter-Samariter-
Bund versucht die gesell­
schaftlichen Voraussetzungen 
für diesen Prozeß zu schaffen, 
indem er z.B. "Hilfe zur 
Selbsthilfe" im ehemaligen 
Ostblock durch den Aufbau 
von Sozial stationen und 
Volksküchen (SI. Petersburg 
und Moskau) förden. Wir hel­
fen mit Medikamenten, ah­
rungsmineln und Bekleidung 
in Georgien, Aserbaidjan und 
Armenien, damit sich die poli-

Medikamente, Nahrungsmittel und Kleidung brauchen die Menschen in Georgien, damit s ie den Winter über­
stehen. Der Arbeiter-Samariter-Bund schickte mehrere Lkw-Konvois nach Tinis. Beim Beladen packten auch 
prominente Helfer zu: Annemarie Renger, Präsidentin des Arbeiter-Samariter-Bundes, und der Schauspie­
ler Kostas Papanastasiou. Der "Wirt" aus der TV-Serie Lindenstraße arbeitet schon seit längerem ehren­
amtlich für die Georgienhilfe des ASIJ . (Foto: Joker) 
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Nordsomali a: Cer:ld e ist eine Medikamentenlieferung eingetroffen. 

tische Lage dort nicht noch 
weiter 7u"ipitlt und damit die 
Kaukasu>region so die Chance 
erhält. sich in Frieden 7U ent-

wickeln. Wir untcr"itütLen den 
Aufbau von Rettungsleitsyste­
rnen in Bulgarien zur Stabili­
sierung des bulgarischen Ge-

I,undhcitswcsens und wir be­
raten die Bevölkerung ord­
somalias in Fragen der vor­
beugenden Gesundheitspflege 

Wolfgang Clement. Chef der Staatskanzlei von NRW. ~i chli gl mit Alfred Ecke vom ASß den Rohbau der 
RellullgS" 3Che im bulgarischen Ru~. (Foto: Boes) 
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und des Wiederaufbaus. Im 
ehemaligen Jugo;lawien be­
treuen wir die Menschen in 
den Flüchtlingslagern mit me­
dilinischen Lei;tungen und 
mit dringend benötigten Nah­
rungs- und rflegemitteln für 
Kinder. Dies sind nur einige 
wenige Bei;piele der ASB­
Auslandshilfe. die im Jahr 
1993 im wesentlichen unter 
dem Stichwort "Flüchtlings­
hilfe" gestanden hat. 

40 Millionen Menschen 
auf der Flucht 

Was es heißt. ein Flüchtling 
IU sein. kann im vollen Um­
fang nur ennes'en. wer selbst 
einmal flüc hten mußte. Millio­
nen von Deut'ichen haben vor 
fast fünfzig Jahren diese Er­
fahrung gemacht. 18 Millio­
nen Menschen durchleben ge­
genwärtig diesen Alptraum 
oder gehören 7U denen. die die­
ses Schicksal schon viele lan­
ge Jahre erleiden. Sie mußten 
ihr Land verlassen, um sich lU 

re tten. Noch größer is t jedoch 
mit 24 Mi ll ionen die Zah l der­
jenigen. die in ihrem eigenen 
Land auf der Flucht sind. Al­
len diesen Menschen müssen 
wir helfen. au~ humanitären 
Gründen. aber auch. wcil wir 
einsehen müssen. daß eine sta­
bi le neue. dcn Problemen ge­
recht werdende weltweite 
Ordnung nicht entstehen kann. 
;olange ständig über 40 Mil­
lionen Menschen auf der 
Flucht sind. 

Die Welt ist enger gewor­
den. Mexiko-Stadt hat so viele 
Einwohner wie die Niederlan­
de. Afrika ist nur noch vier 
Flugstunden von uns entfernt. 
und zwei Autostunden braucht 
man von Wien. um mitten in 
den Massakern auf dem Bal ­
kan 7U stehen. Durch die At­
mosphäre und die Meere las­
sen sich keine Barrikaden zie­
hen. Wenn irgendwo auf die~er 
Welt Konflikte entstehen. wer­
den deren Auswirkungen auch 
uns erreichen. Der Notschrei 
von Hunderten Millionen 
Menschen hallt um die Welt. 
Deshalb müssen wir helfen. 
Jet7l! 
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I JOhanniier-Un'all·Hille 8 1 
JUH beim Eisenbahnunglück 

in Raisdorf bei Kiel 

An den Rettungs- und Ber­
gungsarbeiten nach dem Ei­
senbahnunglück in Raisdorf 
bei Kiel am 22. Dezember 
1993 war die Johanniter-Un­
fall-Hilfe mit ihren Einheiten 
aus Plön und Eutin maßgeblich 
beteiligt. 

Auf der Strecke Lübeck­
Kiel waren im Klosterforst 
kurz nach 8.00 Uhr ein mit 
etwa 350 Personen besetzter 
100 kmlh schneller Eilzug und 
ein Arbeitszug der Bundes­
bahn auf einer eingleisigen 
Strecke frontal zusammenge­
stoßen. Durch die Wucht des 
Aufpralls wurden ein Perso­
nenwaggon und ein Arbeits­
wagen völlig zertrümmert, ein 
Waggon zwischen den Dreh­
gestellen durchgeknickt, drei 

Wiederaufbau 
von ländlichen 

Gesundheitsposten 
und Kranken­

häusern in Angola 

Seit rund 30 Jahren herrscht 
in der ehemals portugiesischen 
Kolonie Angola fast ununter­
brochen Krieg. War es zu­
nächst der Unabhängigkeits­
krieg, der das Land bis 1975 
belastete, so folgte fast nahtlos 
anschließend ein Bürgerkrieg 
zwischen den beiden stärksten 
politischen Gruppierungen 
MPLA und UNITA, der bis 
heute noch andauert. Auch die 
Unterzeichnung eines Frie­
densabkommens 1991 zwi­
schen der in Luanda regieren­
den MPLA und der UNITA un­
ter Dr. Jonas Savimbi brachte 
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weitere Wagen des Eilzuges 
entgleisten. 

Bereits 15 Minuten nach 
dem Alarm traf das erste Ret­
tungsfahrzeug der JUH aus 
Plön mit einem Notarll an der 
schwer zugänglichen Unfall­
steIleein. Als man das Ausmaß 
des Schadens überblickte, 
wurden sofort weitere Rct­
lungsmiucl aus der Landes­
hauptstadt Kiel, die Schnelle 
Einsatzgruppe (SEG) aus Eu­
tin und Hubschrauber aus 
Rendsburg und Hartenholm 
angefordert. Auch die Freiwa­
chen des Rettungsdienstes der 
J UH und des kommunalen 
Rettungsdienstes wurden alar­
miert, um die zahlreichen Ver­
letzten zu versorgen. 

Die Rettungsarbeiten be­
gannen bei Temperaturen um 

nur einen wenige Monate dau­
ernden Frieden. Auf dieser 
Grundlage verwundert es 
nicht, daß das mit zehn Millio­
nen Menschen relativ dünn be­
siedelte Land einer katastro­
phalen wirtschaftlichen Lage 
gegenübersteht, verbunden 
mit einer zerstörten medizini­
schen Infrastruktur, und mit 
massiven Flüchtlingsbewe­
gungen konfrontiert ist. 

Seit August 1993 engagiert 
sich die JUH in einem Projekt 
zum Wiederaufbau von Kran­
kenhäusern und ländlichen 
Gesundheitsposten in der Pro­
vinz Benguela. Benguela ist 
eine Hafenstadt und ist man­
chem noch im Zusammenhang 
mit der berühmten Benguela­
Bahn bekannt, mit der einst 
wertvolle Rohstoffe vom zen­
tralen Hochland mit der Eisen-

den Gefrierpunkt in einem nur 
über einen einspurigen Wald­
weg erreichbaren Gelände. 
Wegen der Zertrümmerung ei­
nes Teils der Eisenbahnwagen 
war die Suche nach Verletzten 
sehr zeitaufwendig und 
schwierig. Die Rettungsassi­
slenten versorgten die Schwer­
verletzten und transportierten 
sie mit Hilfe von Polizei und 
Feuerwehr durch unwegsames 
Gelände zu den Rettungsfahr­
zeugen und dann zu den um­
liegenden, inzwischen eben­
falls alarnlierten Krankenhäu­
sern. 

Die etwa 100 Helfer von 
Rettungsdienst, Polizei. Feu­
erwehr und Bundesgrenz­
schutz waren über mehrere 
Stunden unter schweren 
äußerlichen Bedingungen im 

bahn an die Küste transportiert 
wurden. Wie fast überall, so ist 
auch in der Provinz Benguela 
die Gesundheitsversorgung 
nahezu zum Eri iegen gebracht. 
Viele Gebäude sind erheblich 
zerstört worden, wurden ge­
plündert oder stehen leer. Das 
medizinische Personal ist im 
Zuge der Auseinandersetzun­
gen genohen. Die Sachmittel­
ausstattung ist dürftig, Arznei­
mittel sind kaum aufzufinden. 
Die vorherrschenden Krank­
heitsbilder sind: Malaria, Ma­
sern, Durchfallerkrankungen, 
Tuberkolose, parasitäre Er­
krankungen. Erkrankungen 
der Atemwege, Geschlechts­
erkrankungen, Bilharliose so­
wie Fehlernährung. Natürlich 
stellt auch die Wasser- und 
Stromversorgung, wie fast 
überall im Land, ein besonde­
res Problem dar. 

Einsatz und befreiten und ver­
sorgten 93 Verletzte. Der Ein­
satz der Rettungsdienste konn­
te leider nicht verhindern, daß 
ein Fahrgast den Unfall nicht 
überlebte. 

Das Unglück hat erneut un­
ter Beweis gestellt, daß ein 
straff organisierter Rettungs­
dienst mit gUl ausgt:bildctcn 
und motivierten Helfern den in 
unserer technischen Umwelt 
unvernleidbaren Unf:ilIen 
schnell und wirkungsvoll be­
gegnen und Folgeschäden be­
grenzen kann. 

Claus D. Sottorf. 
Landespressedezernent des 

JUH-LV Schleswig-Holstein, 
Mecklenburg-Vorpommern 

Das Projekt der Johanniter 
hat ein finanzielles Volumen 
von 1,25 Mio. DM bei einer 
Laufzeit von 18 Monaten. Es 
wird zu 95 Prozent von der 
Kommission der Europäi­
schen Gemeinschaft in Brüssel 
finanziert. Vorgesehen ist die 
physische Rehabilitierung von 
Krankenhäusern und ländli­
chen Gesundheitsposten, die -
soweit möglich - mit lokal ver­
fügbaren Material- und Perso­
nalressourcen durchgeführt 
werden soll. Gezielte Sachmit­
tel ausstattung und Arzneimit­
telhilfe soll geleistet werden, 
verbunden mit basismedizini­
schen Diensten. VorOrt erfolgt 
die Umsetzung in enger Ab­
stimmung mit dem angolani­
schen Projektpartner und in 
Zusammenarbeit mit den Kol­
legen von der Deutschen Welt­
hungerhilfe, die aufgrund ihrer 
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Ausliererung einer Basic-Uni' Medikamente. 

langjährigen Tätigkeit vor On 
über einschlägige Landes­
kennlnis\c verfügen. Wie die 
praktische Umset7ung de, 
Projekte, vor On aussieht, 
schi lden der nachfolgende 
AusLug aus dem Projektbe­
richt der von den l ohannitem 
nach Angola entsandten ÄrL­
tin: 

"Wir arbeiten zur Zeit mit 
drei Centros und ,ieben Po"os 
Lusammen. Nach groben 
SchätLUngen der Admini\lrati­
on und der rnedi7ini schen As­
sistenten liegt die Größe der LU 

versorgenden Bevölkerung bei 
den Centren zwischen 20000 
und 30000, bei den PO>lOS 
zwischen 10000 und 20000. 

Die medikamentöse Versor­
gung ist äußerst schlecht. Vom 
Ministerio de Saude wird ein 
Posto nur alle lwei bis drei 
Monate mit Medikamenten 
beliefen. Die größeren Cen­
tros bekommen jeden Monat 
Medikamente. Aber ,owohl 
bei den Postos als auch bei den 
Centros ist nach spätestens 
zwei Wochen kein einziges 
Medikament mehr da. Die Pa­
tienten bekommen nach Dia­
gnosestellung ein ,Rezept', die 
Medikamente müssen dann 
auf dem Schwarzmarkt be­
sorgt werden. Im Krankenhaus 
ist die Situation auch nicht bes­
ser; dort müssen sich die Pali­
enten sogar ihre eigene Bctt­
wäsche und sterilen Spritzen 
mitbringen. 
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Bei der Auswahl der Cen­
tros und PO\IO\ richteten wir 
uns 7U Beginn des Projekte, 
nach den Wünschen des Ge­
sundheitsministcriums der 
Provinz Bengucla. da man dort 
über die Lage, den Zustand 
und die Bedllrfni"e am besten 
Bescheid wußte. 

ach einer lweitägigen Be­
sichtigungstour blieb es unI, 
überlassen, mit weichen Po-

sloS und Cenlros wir arbeiten 
wollten. 

Ich enlschied mich. zuerst 
mit vier Po~lO~ zu beginnen. 
wovon ein Po~lO in ein Centro 
umgewandelt werden ,ol lte. 
Nach Ablauf der Reparaturar­
beiten konnte ich dann mit 
weiteren Postos anfangen . 

Die nähere Bestandsaufnah­
me ergab in allen Postos ein 
ähnliches Bild: Reparaturen 

Der erste '·alient im Posto Bcnfica. der eine von der JUn gespendeie In · 
rusion erhiiH. 

von Dächern. Wänden, Fußbö­
den und Toiletten und - was 
allgemein als wichtigstes an­
ge,ehen wurde - das Vergit­
tern von Fen5tern und Türen, 
da die Einbruchquote sehr 
hoch ist. 

Im Posto de Saude de Ben­
ftca wurde laut AuS\agen pro 
Woche einmal eingebrochen: 
wenn eine Lieferung von Me­
dikamenten des Gesundheits­
ministeriums ankam. noch öf­
ter. 

Zu Beginn der Reparatur­
arbeiten versuchte ich. die 
benötigten Materialien wie 
Farbe, Zement, Gips usw. in 
den hiesigen Ge,chäften selbst 
zu besorgen. da es nur don 
schriftliche Rechnungen gab. 
Nach ~echs Stunden intensiver 
Suche hatte ich von einem 
Farbengeschäftsinhaber die 
schriftliche Genehmigung, 20 
Liter Wandfarbe zu kaufen. 
Mit Bedauern wurde mein 
Wunsch zurüd.gewiesen, 
mehr als 20 Liter zu kaufen -
dies war leider nicht möglich. 
Ölfarbe, Zement und Gips 
konnte ich in keinem Geschäft 
bekommen. 

Daraufllin bat ich die Hand­
werker. die Prei\e der jeweils 
benötigten Materialien auf 
dem Markt lU erfragen und ei­
nen Kostenvoransch lag zu ma­
chen . Bei größeren Beträgen ­
wie für die Renovierung der 
Centros - erbat ich mehrere 
Kostenvoranschläge. da es 
teilweise riesige Prei~unter­

,chiede gab (z.B. flir Renovie­
rung des Centro Cambanda ei­
nen Prei,unterschied von 150 
Mio. K wanzas). 

Bei Enei lung des Auftrages 
wurde dann der Betrag für das 
veransch lagte Material ent­
richtet und nach Fenigstellung 
der Arbeitslohn bezahlt. In den 
letzten Wochen sind die Hand­
werker dazu übergegangen, 
auch einen kleinen Teil des Ar­
beitslohnes im voraus lU ver­
langen, da die Preise für le­
bensmittel innerhalb von Ta­
gen steigen . 

Die ersten 800 kg Medika­
mente ven eilte ich unter lwei 
Centros, sieben Postos und 
was zu speziell war - wie 
Ernährungssonden usw. - gab 
ich dem Krankenhaus in Ben­
guela." Heinz BitschI 

Gabriele Munding 
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~1Cese"'Hilfscliensc I I 
Disaster Relief - schnelle Hilfe weltweit 

Internationales ECOM-Vorbereitungstreffen in Herbstein 

Ihren 32. Geburtstag ha t 
Ger a ldine O' Brien aus Dub­
lin mit vielen Gästen in 
Deutschland gefeiert. eun 
weitere Iren waren da, acht 
Öster reicher, fünf Franzo­
sen, ein Ita liener und 62 
Deu tsche - alle Malteser wie 
Gera ldine selbst - u nd a lle 
Teilnehmer am Disaster Re­
lief Camp d es deutschen 
M alteser Ausla ndsdienstes 
in Herbstein. 

Disaster Relief heißt Kata­
strophenhilfe.und so ging es in 
Herbstein vom 27. September 
bis zum I. Oktober um die in­
ternationale Katastrophenhilfe 
der Malteser. Jede Teilnehmer­
gruppe vertrat ihren nationalen 
Malteser-Hilfsdienst, und da­
mit trafen sich alle, die derzeit 
das internationale Katastro­
phenhilfskorps des Malteser­
ordens aus der Taufe heben. Es 
ging also um ECOM, das 
Emergency Corps of the Order 
of Malta. 

Binnen zwölf bis 72 Stun­
den sollen ECOM-Helferin­
nen und -Helfer im Notfall am 
Katastrophenort sein. Helfen 
sollen sie da, wo Opfer von Na­
turkatastrophen oder von krie­
gerischen Auseinandersetzun­
gen Soforthilfe zum Überle­
ben brauchen, die das betroffe­
ne Land selbst nicht leisten 
kann. Damit solch ein Einsatz 
klappt, ist gute Vorbereitung 
unerläßlich. Die Helfer müs­
sen mit fremden Eindrücken 
fertig werden, mit hoher kör­
perlicher und seelischer Bela­
stung. sie müssen ihr Material 
kennen, in ihren Fachgebieten 
top sein und - sich auch unter­
ei nander verstehen. Auf all 
diese Punkte ging das Disaster 
Relief Camp ein. An und für 
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sich schon kein leichtes Unter­
fangen, das gemischte Ziel pu­
blikum kam hinzu. Da saßen 
Mediziner neben Technikern, 
alterprobte Helfer, die schon 
vor zwei Jahren bei der Kur­
denhilfe mit von der Partie wa­
ren, neben "Auslandsneulin­
gen". Das Programm trug dem 
Rechnung. Zunächst stellten 
sich die verschiedenen natio­
nalen Maltesergruppen einan­
der vor, dann ergänzten kon­
krete Einweisungen fürdie Ar­
beit vor Ort und Erfahru ngsbe­
richte von gelaufenen Hi lfsak­
tionen allgemeine Hinführun­
gen zum Thema wie den Vor­
trag "Soziologie der Katastro­
phe" des Katastrophenfor­
schers Dr. Wolf Dombrowsky 
von der Universität Kiel. 

Ein Nachmittag war ganz 
für praktische Vorführungen 
reserviert. Auf einem kleinen 
Parcours im Freien boten fünf 
Stationen sachgerechte Infor­
mation. Die Malteser-Ret­
tungshundestaffel Mainz prä­
sentierte ihre Ausrüstung und 
ihren Leistungsstand in Sa­
chen Suche und Bergung ver­
mißter Personen. Nicht weit 
davon entfernt stand die kom­
plette Ausstattung für das im 
Notfall schnell abgesetzte Ra­
pid Deployment Team zur kri­
tischen Begutachtung - vom 
Einfachstklo bis zur SatCom­
A. Gleich daneben zeigte der 
Krefelder ABC-Zug eine 
Trinkwasseraufbereitungsan­
lage in Funktion, die zu De­
monstrationszwecken zehn 
Kubikmeter Trinkwasser pro 
Stu nde produzierte. Und die 
französischen Teilnehmer 
vom CEuvre Hospitaliere 
Franl'aise de l'Ordre de Malte 
stellten aufblasbare High­
Tech-Zelte vor, die sie in be-

So funklioniert 's: Die MaleriaJschau gab GeJegenheil l u regen fachge­
sprächen. 

eindruckender Schnelle auf­
und abbauten und die sie als 
Lazarett- oder Mannschafts­
zelte in ihren ECOM-Antei l 
einbringen wollen. Ein sinn­
n;lIiger Kontrast zur letzten 
Station: sie zeigte, wie einfach, 
unspektakulär und wirkungs­
voll eine wasserfeste Plane. 
drei Meter Schnur und vier 
Holzpfahle zu einem Einfach­
zeIt oder zur Notunterkunft 
werden können. 

Tagungssprache Englisch 

Die Tei lnehmer nutzten die 
Auseinandersetzung mit dem 
handfesten Anschauungsma­
teria l zu angeregten Fachge­
sprächen. Dabei machte auch 
die Tagungssprache Englisch, 
die Arbeitssprache von 
ECOM, kaum Probleme. 

"Wenn es doch mal nicht langt , 
dann helfe ich mir mit Händen 
und Füßen oder mit Stift und 
Papier", faßte Detlef Köcher 
aus Neuss die Sache ganz prag­
matisch. Beim abendlichen ge­
selligen Tei l des Disaster Reli­
ef Camps konnte das dann statt 
des Papiers auch schon mal ein 
Bierdeckel sein ... 

Ohnehin war die Möglich­
keit zum gegenseitigen Ken­
nenlemen und zum unmittel­
baren Erfahrungsaustausch 
mehr als lediglich ein Neben­
produkt der Tagung. "Der ei­
gentliche Wert solch eines 
Treffens" , meinte Mario 
Spanyi vom Malteser-Hospi­
taldienst Austria sogar, "sind 
für mich die informellen Kon­
takte. Denn das Wichtigste für 
den Einsatz ist doch, daß die 
Leute sich kennen und verste­
hen ." Dafür, daß sie sich nicht 
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wieder aus den Augen verlie­
ren . ist berei" gesorgt ach­
dem im vergangenen Jahr die 
Ö~terreicher turn ersten Disa­
ster Relief Camp nach Schloß 
Tyll i,burg geladen hallen. 
wird im nächSlen Jahr Frank­
reich der GaSIgeber ,ein. Dar­
über hinaus sollen auch die 
aufgabenspellfischen Ausbil­
dungen der ECOM-Helferin-

nen und -Helfer bald anlaufen. 
- Damit ECOM der Malteser­
tradition gerecht wird. die ihm 
der Präsiden! des deutschen 
Malleser-Hilfsdienstes. Dr. 
Con~tantin von Branden~lcin­
Zeppelin. bei ,einern Besuch 
in Herbstein mit auf den Weg 
gab: .. Was wir Malleser ma­
chen, machen wir\o gut wie ir­
gend möglich." mw 

Malteser und Neue Oberschule 
gründen Schulsanitätsdienst 

Donnerstag, 9 Uhr, zweite 
nterrichlss tunde: Friedli­

ches Lernen in a llen Klassen. 
Da stört plötzlich ein unge­
wohntes Klingelzeichen: ein­
mal la ng, zweimal kurz. nd 
schon verlassen 700 Schüle­
r innen und Schüler auf Wei­
sung ihrer Lehrer das Schul­
gebäude in der Annahme, es 
handele sich um einen Feu­
eralarm. Das Chaos ist per­
fekt. Und während sich auf 
dem Pausenhof die Schüler­
schar versammelt, haben 
sich die zehn Schulsanitäter 
längst auf die Suche ge­
macht, wo denn ihr Pa tient 
zu find en sei. Ihnen ist das 
neue Klingelzeichen ja 
schliefll ich bekannt. Beint es 
doch: "Alarm für die 
Schulsanitä ter! " Schnell ist 
der hilfs bedürftige Mit­
schüler gefunden. Er hat sich 
an einem Fensterrahmen 
verletzt und eine Platzwunde 
am Kopf zugezogen. Nach 
diesem Einsa tz ist der Dank 
der Schüler und der Ärger 
der Lehrer gewiß und der 
Sc hul s an i tät s di e n s t 
berühmt oder berüchtigt! 

Pädagogische Zielsetzung 

Seit Juli 1992 besteht der 
schulinteme Sanitäbdienst der 

euen Oberschule in Koope­
ration mit den Braunschweiger 
Mallesem. Voraussetzung für 
die Mitarbeit im Sanilätsdicn\t 
ist ein Erste-Hilfe-Kurs. ein 
Sani tätshelfer-Kurs und die re­
gelmäßige Teilnahme al11 Trai ­
ning der Sanitäts·Arbeitsge­
meinschaft (SanAG). Die Ar­
beit im Sanitätsdienst gibt den 
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Schülern Gelegenheit. Kennt­
nisse aus dem Biologieuntcr­
richt in konlo..rclcn. praktischen 
Situationen an711wenden. Ei­
nerseits förden die; das Ver· 
ständnis fürdie OIwendigkeit 
von Hilfsmaßnahmen in ot· 
fallsituationen , das Verant­
wonungsgefühl und die Für­
sorge gegenüber der Gemein­
schaft. Andererseit; begün­
stigt die Arbeit im Sanitäts­
team die Integration in die 
Schulgemeinschaft und bietet 
zudem die Möglichkeit LU 

Aufbau und Stärkung von 
Selbstvenrauen und Selbst­
wengefühl. Durch die gute Zu­
sammenarbeit von Schule und 
Maltesern und dank der finan­
ziellen Untcr~tüllung der El­
ternhilfe und der Vereinigung 
ehemaliger Schüler der Neuen 
Oberschule ist die Realisie­
rung des Schulsanitätsdienstes 
möglich geworden. 

Erste-HlHe-Kurs 
war der Anfang 

Angefangen hat alle, im 
Biologieunterricht bei Dr. Iris 

Oe 

!Sei Üb ungen und echten Einsät­
ze n können die Schulsanitäler ih r 
Können unter ße~eis siellen. 

Ei,enbeiser-Engelbrecht im 
Januar 1992. Das Thema 
"HenJKreislauf' brachte die 
Schüler auf die Idee. einen Er­
ste-Hilfe-Kur> zu absolvieren. 
Auf freiwilliger Basis wurde 
ci n Wochenendkurs bei den 
Maltesern organisien. Und der 
bereitete so viel Spaß. daß sich 
einige Schülerinnen und 
Schüler gleich lU einem Sa­
nittitshelfer-Kurs anmeldeten . 
Während dieser drei Tage (ei­
nen Tag bekamen die Schüler 
sogar schulfrei) wurde die Idee 
eines Schulsanitätsdienstcs 
geboren. Im Biologieumer­
ficht wurde sie dann weiter 
aufgegriffen und auf ihre Rea­
li"erbarkeit überprüft Allen 
Beteiligten war klar. daß es 
nicht leicht werden würde. die 
Idee umzusetzen. Doch die 
hochmotivienen Schüler 
machten allen Mut. am Ball zu 
bleiben. Viele Gespräche mit 
der Schulleitung. den Malte­
'icrn und der organisierenden 
Lehrerin Dr. Eisenbeiser-En­
gelbrecht (die 7wischenzeit­
lieh einen Ausbilderlehrgang 
in Köln besuchte) waren nötig. 
bis es endlich soweit war. Die 
Elternhilfe finanziene einen 
Notfallkoffer und eine otfall-
13\Che. und der Sanilätsraum 
konnte eingerichtet werden. 

Erste Einsätze 
der Schulsanis 

Am Spomag der Neuen 
Oberschule haue die Sanitäts­
Arbeitsgemeinschaft ihren er­
sten Dien~t. Da es (erwar­
tungsgemäß) nicht viel zu tun 
gab. wurde für die frischge­
backenen SanitiilShelfer kur­
lerhand ein NOlfall simulien. 
um die Schlagkräftigkeit der 
Gruppe unter Beweis zu stel· 
len. Als der Patient dann lel7l­
endlich aber von der Trage 
sprang. waren die Sanis ver­
blüfft und ganz schön sauer. 
Weitere weniger spektakuläre. 
aber echte Einsätze folgten bei 
den Bundesjugendspielen, den 
Wochenenddiensten und bei 
diversen Schulfeten. Zu den 
Aufgaben der Arbeitsgemein­
schaft gehört außerdem die 
Assistenl bei Erste- Hilfe-Kur­
sen der Malteser in der Schule. 
Beim Eme-Hilfe-Tag im Sep· 
tember fühne die Sanitäts-Ar­
beitsgemeinschaft eine Frage-

bogenaktion zum Thema: 
"Wann haben sie Ihren letzlen 
Erste·Hilfe·Kurs gemacht?" in 
der Braunschweiger Innen· 
>ladt durch. Flir die Zukunft 
wünschen sich die Sanis mehr 
Akzeptanl durch die Lehrer. 
Leider glauben viele immer 
noch. sie müßten den Schulsa­
ni\ etW3\ vomlachen . Dabei 
liegt bei vielen der letzte ENe­
Hilfe-Kurs schon Jahre lU ­

rück. Dr. Iris Eisenbeiser-
EngelbrechtJ 

Tobias Immenroth 
Malteser-Ililfsdienst 

Braunschweig 

Reallty-TV 
auch weiter ohne 

Malteser 
Seine bereits im vorigen 

Jahr getroffene Entscheidung. 
an Sendungen des .. Reality­
TV" nicht mitluwirken. hat 
der Malteser· Hilfsdien>t jelll 
bekräftigt. Seine klare Position 
habe in der Öffentlichkeit ein 
durchweg positives Echo ge­
funden . heißt es in einern 
Rundschreiben des General­
sekretariates in Köln an die 
620 Dienststellen der Hilfsor­
ganisation . Damit hällen die 
Malteser unterstrichen. daß es 
ihnen in ihren vielfältigen 
DicnMen um den ganzen Men­
schen gehe und daß dabei dem 
Recht der Patienten auf den 
Schutz der Würde ihrer Person 
höchMe Priorililt lukolllme. 

Die Produzenten der ver­
schiedenen Reality-TV-Sen­
dungen häuen auf die öffentli­
che Diskussion unter~chied­

lieh reagiert. Versuche. auf 
Forderungen der Malteser ein· 
lugehen. seien unzulänglich 
geblieben. Denn letltlich habe 
niemand auf den Einschalt­
quoten garantierenden Ner­
venkitzel realer Fälle und rea­
ler Darstellungen verzichten 
wollen. 

Daraus ziehen die Malteser 
den Schluß: Reality-TV macht 
Geschäfte mit menschlichem 
Leid. das noch dazu dem Gaf­
fenum vor dem Bildschirm 
preisgegeben wird. Wir sehen 
un!) nach wie vor außerstande. 
un, daran zu beteiligen. 
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\Deldscher Feuerwehnerband 1 I 
Neuordnung der Entgeltfortzahlung 

Mit großer Sorge beobach­
tete der deutsche Feuerwehr­
verband den vorgelegten Ge­
setzentwurf der Bundesregie­
rung zur Neuordnung der Ent­
geltfortzahlung. Kernpunkt 
dieses Gesetzentwurfes war 
die Einführung von zwei Ka­
renztagen bei krankheitsbe­
dingter Verhinderung der Ar­
beitsleistung. Nach dem Ge­
setzentwurf (BT-Drucksache 
12/5263) sollte die Karenzta­
ge-Regelung jedoch nicht gei­
ten, wenn die Krankheit auf ei­
nem Arbeitsunfall beruht oder 
eine Berufskrankheit im Sinne 
der Unfallversicherung ist. Da 
Unfallfolgen jedoch auch 
krankheitsbedingte Zeiten der 

Auslands­
verwendungs­

gesetz 
Intensiv setzte sich der Vor­

stand des Deutschen Feuer­
wehrverbandes mit dem Ge­
setz über dienstrechtliche Re­
gelungen für besondere Ver­
wendungen im Ausland (Aus­
land s verwen dun gs gesetz) 
auseinander. Ziel richtung die­
ses zwischenzeitlich in Kraft 
getretenen Gesetzes ist die 
Motivation von Beamten und 
Soldaten. Auch die Angehöri­
gen der Bundesanstalt Techni­
sches Hilfswerk sollen moti­
viert werden, sich an huma­
nitären und unterstützenden 
Maßnahmen im Ausland zu 
beteiligen. Das Gesetz sieht 
vor, daß die im Ausland einge­
setzten Helfer abgestufte Ta­
gessätze von 50,- 100,- und 
150,- DM erhalten. Mit die­
sem Geld sollen die mit dem 
Einsatz verbundenen Bela­
stungen und Gefahren ange­
messen abgegolten werden. 
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Arbeitsunfahigkeit nach sich 
ziehen, wollte der Vorstand des 
Deutschen Feuerwehrverban­
des die Gelegenheit nutzen, 
die Frage der Lohn- und Ge­
haltsfortzahlung für ehrenamt­
lich tätige Feuerwehran­
gehörige grundlegend zu re­
geln. Der Präsident des Deut­
schen Feuerwehrverbandes, 
Hinrich Struvc. hat sich mit 
seinem Schreiben vom 10. Au­
gust 1993 an die Vorsitzenden 
der Bundestagsfraktionen ge­
wandt und zum diskutierten 
Entwurf eines Entgeltfortzah­
lungsgesetzes um KlarsteIlung 
gebeten. Insbesondere hat Prä­
sident Struve daraufhingewie­
sen, daß gerade in einerZeit, in 

Der Deutsche Feuerwehrver­
band hat sich an den zuständi­
gen Bundesminister des In­
nern gewandt und mit Befrem­
den festgestellt, daß zwar die 
Helfer des THW vom Gesetz 
berücksichtigt werden, jedoch 
solche der Sanitätsorganisatio­
nen und der Feuerwehren 
nicht. Speziell für die deut­
schen Feuerwehren sei festzu­
stellen, daß die Einbindung der 
Feuerwehren in die Abkom­
men zwischen der Regierung 
der Bundesrepublik Deutsch­
land und den Regierungen von 
Frankreich, Luxemburg, Bel­
gien, der Schweiz, Dänemark 
und Österreich über die gegen­
seitige Hilfeleistung bei Kata­
strophen und bei schweren Un­
glücksfallen unberücksichtigt 
bleibt. Auch die Einsatzarten 
seien sowohl humanitär als 
auch unterstützend, werden je­
doch vom Auslandsverwen­
dungsgesetz für die Feuerweh­
ren nicht erfaßt. 

Darüber hinaus monierte 
der Deutsche Feuerwehrver­
band, daß er als Fachverband 

der die Finanzausstattung der 
Kommunen, Länder lind des 
Bundes zunehmend kritischer 
wird, man stärker als bisher auf 
die ehrenamtliche Mitarbeit 
von Bürgerinnen und Bürgern 
angewiesen sei. Dieses träfe 
für alle Bereiche unseres tägli­
chen Lebens zu. Es sei fatal , 
wenn der ehrenamtlich Tätige 
aufgrund seiner Tätigkeit und 
seines Einsatzes krank wird 
und für ihn dadurch noch zu­
sätzliche Geldeinbußen entste­
hen . 

Wie nunmehr der Vorsitzen­
de der CDU/CSU-Bundes­
tagsfraktion, Herr Dr. Wolf­
gang Schäuble, mitteilte, hat 
der Deutsche Bundestag zur 

aller deutschen Feuerwehren 
zum Auslandsverwendungs­
gesetz nicht gehört worden ist, 
sondern lediglich auf Anre­
gung von parlamentarischer 
Seite über den bereits einge­
brachten Gesetzentwurf unter­
richtet worden ist. Mit Nach­
druck verlangt der Deutsche 
Feuerwehrverband, daß eine 
analoge dienstrechtliche Re­
gelung zugunsten der An­
gehörigen der Feuerwehren er­
folgt. 

Video-Lehrfilm 
über "Lebens­

rettende Sofort­
maßnahmen" 

rö 

Lebensrettende Sofortmaß­
nahmen bei Verkehrsunfallen: 
Oft entscheiden die ersten Mi­
nuten der Hilfe über Leben und 
Tod. Eine neue Video-Produk­
tion des Kinothek-Verlages 
verdeutlicht anhand von fünf 
realistisch dargestellten, typi-

Kompensation der Belastun­
gen der Wirtschaft durch die 
solidarische pnegeversiche­
rung statt der ursprünglich ge­
planten Selbstbeteiligung der 
Arbeitnehmer an der lohn­
fortzahlung im Krankheitsfall 
eine Begrenzung der Lohn­
fortzahlung an den derzeit 
zehn bundeseinheitlichen Fei­
ertagen auf 80% beschlossen. 

Durch die Änderung der Fi­
nanzierung der solidarischen 
Pflegeversicherung, so Präsi­
dent truve, bleibt ein Ein­
schnitt in die soziale Absiche­
rung der ehrenamtlich tätigen 
Feuerwehrangehörigen aus. 

rö 

schen Unfall- und Notfallsi­
tuationen, was jedem passie­
ren kann, was dann wie zu {un 
ist und wie sinnvolle Erste Hil­
fe aussieht. Erstversorgung 
Bewußtloser - Atemspende -
Herz-Lungen- Wiederbele­
bung, aber auch Betreuung 
von unter Schock stehenden 
Unfallbeteiligten oder Kin­
dern. Vieles von dem, was je­
der irgendwann einmal gelernt 
und meist längst wieder ver-
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gessen hat, wird hier gezeig!. 
Von daher ist das Video, nicht 
nur we!;en der klaren GI iede­
rung, Ubersichtlichkeit und 
seines Infonnatioll!'tgehalLIi 
empfehlenswen für AUlOfah­
rer: E":I iM auch ein Beitrag lur 
Bewußtseins-Schärfung brei­
ter Bevölkerungskreise für die 
Notwendigkeit schneller Ersl­
maßnahmen durch Laien. 

Bei der Herstellung ;!anden 
dem Produktionsteam kompe­
tente Panner vom DR K, 
ADAC und dem Deutschen 
Feuerwehrverband 'ur Seite. 
Venrieb: Versandhaus des 
Deutschen Feuerwehrverban­
des, Postfach 240 I 25 in 53 151 
Bonn. 

Rarität: IIFlori" 
als Feuerwehr­

Telefonkarte 
Schnell wie die Feuerwehr: 

Nur wer ganz fix ist, wird bei 
der Feuerwehr-Telefonkane 
1994 eine Chance haben. An­
fang März liegt beim DFV­
Versandhaus in Bonn (Fax: 
0228/95350-90) die er;te Tele­
fonkane ,.Flori" zum Abruf 
bereit - limitiert in einer Auf­
lage von nur 1000 Stück, die 
Ludem nicht im Sammler­
dienst der Post erhältlich i". 
Also eine Rarität. "Flori", die 
Symbolfigur für BrandschutL­
Information, schmückt die 
Kane. 
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IIDJF-Schlag­
lichter" mit Daten 

und Fakten 
Mit den .. Schlaglichtern" ist 

der Versuch gelungen, eine 
.. neue DJF-Fibel" LU machen, 
ohne damit das im Verbands­
bereich anerkannte .. Vorgän­
gennodell" aus dem Jahre 
I 966 in seiner GrundSalzbe­
deutung abzuwenen. Im Ge­
genteil: die "Schlaglichter" 
bekennen ,ich LU dieserTradi­
tion (einige 7entrale Anikel 
der .,Jugendfeuerwehr-Pionie­
TC" wurden übernommen). Die 
rund 200 Seiten sind es wirk­
lich wen, gelesen zu werden. 
Diese Publikation spricht si­
cherlich in Form (viel Farbe, 
zahlreiche FOIO') und Inhalt 
ein breites Publikum. nicht nur 
aus dem Verband,bereich an. 
denn es gibt keine umfassen­
dere Quelle, um sich über die 
Jugendfeuerwehren zu infor­
mieren. 

Ein Blick in das Inhalt"er­
zeichnis beweiM die~. Themen 
wie Technik. Brandschutz­
erziehung. Ehrenamtlichkeit, 
Drine-Welt-Arbeit. Umwelt­
schutz. Medien. Öffentlich­
keitsarbeit, Jugendringe und 
Internationales leigen auf, wo 
sich die Jugendarbeit in der 
Feuerwehr derzeit befinde!. 

Die Beiträge. durchweg von 
Insidern der Jugendfeuerwehr­
arbeit verfaßt. halten auch rnit 
kritischen Anmerkungen nicht 
hinter dem Berg. Ergänzt wird 
das Buch durch Anikel aus der 
"Gründerzeit" der Jugendfeu­
erwehren, die weitere wichtige 
(fa;! schon historische) Ein­
blicke vermineln. Schließlich 
werden auch diejenigen bei der 
Lektüre der . .schlaglichter" 
LUfriedengestellt werden. die 
"nur" auf der Suche nach Quel­
len und son>ligcn Jugendfeu­
erwehr-Zeitdokumenten sind. 

(Versandhaus des Deut-
schen Feuerwehrverbandes. 
53154 Bonn) 

Feuerwehr-Jahr­
buch 1993/94 

Mit der 28. Ausgabe selZl 
der DFV die Reihe der Jahr-

Datum 

5.3 . 
5.3.-6.3. 

11.3- 12.3. 
12.3. 
24 .3.-26.3. 

8.4.-9.4. 
16.4. 
18.4. 
19.4.-20.4. 

20.4. 
23.4 . 

23.4 . 

TERMINPLAN 

DFV Tagung 
Stand: I I. Januar 1994 

On 

DFV 5. FRef "Musik" Rietberg 
DFV 8. Feuerwehr-Skilanglauf-

meisterschaften Schon ach 
DFV 4. FRef .. Umweltschutz" Fulda 

AK "Feuerwehrheime" Bad Harlburg 
Frühjahrsbesprechenagung 
LFV Bayern NeU>ladt a. d. W. 

DFV 2. FRef "Frauenarbeit" Berlin 
UF-Versammlung SH Krempe 

DFV 5. FRef .• Gesundh./Rellungsd." Kassel 
FNFW-AA4.,Löschminel. 
Löschgeräte und 
Löschanlagen" 

DFV 4. FRef "Einsatz" 
Friedrichsdorf 

Fulda 
LFV SH Landesfeuerwehr-
versammlung 
I. Verbandsversammlung 
LFV Bayern 

Elmenhorst 

3.5.-4.5. DFV 5. FRef "Vorb. Brandschut'" 
7. Bundeswenungs­

Eieh>län 
Fulda 

7.5. DFV 
spielen RietberglNRW 

16.5.- I 8.5. 38. Sitzung AGBF AK 
..Technik" Brunsbüllel 

30.5.-3 I -5. DFV 
3.6.-8.6. 

5. FRef "Fahrzeuge" Rostock 
INTERSCHUTZ Hannover 

3.6.-8.6. (?) 
3.6.-8.6. (?) 

CTIF-Symposium Interschutz (?) 
CTIF-Permanenter Rat Inte"chutz (?) 

4.6. DFV 42. Delegienenversamrnlung Hannover 
11.6. Wellkampf Senmspokal Bremen 
17.6- I 7.7. 
9.9.- 11.9. 

Fußball-Weltmeisterschaft USA 
LFV HEl 

17.9. 

17 .9.-25 .9. 
23.9.-24.9. 

Friedrichsdorf Hess. Feuerwehnag 
Eröffnungsveranstaltung 
Bayerische Brandschutzwoche 
Bayerische Brandschutzwoche 
LFV B W Vcrbands-

Rehau 
Bayern 

versammlung Tübingen 

bücher fon . Auch die neue 
Ausgabe bietet mit Berichter­
stattungen und Beilrägen aus 
der Verbandsarbeit und dem 
vielftiltigen Geschehen im ver­
gangenen Jahr einen Einblick 
in die Arbeit der Feuerweh­
ren . Die CTIF-Veranstaltung 
(CTIF = Internationales Tech­
nisches Comilee für vorbeu­
genden Brandschutz und Feu­
erlöschwesen) in Berlin findet 
ebenso Berücksichtigung wie 
die Delegienenversammlung 
des Deutschen Feuerwehrver­
bandes in Schwerin. 

Darüber hinaus enthält das 
Jahrbuch sämtliche Anschrif­
ten der Feuerwehr-Gremien 
auf internationaler, nationaler 

und Länderebene. hinzu kom­
men die Anschriften von Lan­
des- und Bundesbehörden so­
wie einer Vielzahl von für die 
Feuerwehren wichtigen Insti­
tutionen. Dieser Anschriften­
teil macht das Jahrbuch in Ver­
bindung mit dem statistischen 
Teil zu einem wertvollen 
Nachschlagewerk. Das Feuer­
wehr-Jahrbuch ist die einzige 
Veröffentlichung, in der in die­
ser umfassenden Form über 
das gesamte Brandschutzwe­
sen in der Bundesrepublik be­
richtet wird. 

(Versandhaus des Deut­
schen Feuerwehrverbandes. 
53154 Bonn) 
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DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

DLRG-Fachseminar Technik an der 
DFB-Sportschule in Grünberg 

48 Technische Leiter, Frau­
en und Männer aus Hessen, die 
als Ausbilder, in Schwimm-, 
Boots-, Funk-, Tauch- und 
Geräteausbildung fungieren, 
folgten der Einladung des 
o LRG- Landesbeau ftragten 
für Technik, Gerd-Peter Brüh­
bach (Witzenhausen), zu ei­
nem Wochenendseminar in 
Grünberg. DLRG-Präsident 
Peter Enders begrüßte die 
Lehrgangsteilnehmer und be­
dankte sich dafür, daß sie trotz 
winterlicher Straßenverhält­
nisse weite Anfahrtswege 
zurücklegten, um sich über 
Neuerungen in der Technik zu 
informieren. 

1993 sei ein schwieriges 
Jahr für die DLRG gewesen 
mit vielen finanziellen Proble­
men. Dennoch seien für 1994 
die Zuschüsse der Hessischen 
Landesregierung für Ausbil­
dungsmaßnahmen zugesichert 
worden, führte Enders aus. Er 
sähe optimistisch ins neue Jahr 
und wünsche allen Teilneh­
mern weiterhin viel Erfolg und 
gutes Gelingen bei ihrer Ar­
beit. 

Anschließend bedankte En­
ders sich stellvertretend für 
alle Anwesenden bei Bemd 
Rüdiger für die in 1993 im 
Landesverband Hessen gelei­
stele Arbeit. Enders zeichnete 
Rüdiger für seine persönl ichen 
Verdienste um die DLRG mit 
dem Verdienstzeichen in Gold 
aus. Der Name "Rüdiger" sei 
in Frankfurt ein Begriff und 
untrennbar mit der DLRG ver­
bunden. 

Neue Übungspuppen 
für HLW 

Ein Vertreter einer namhaf­
ten Herstellerfirma stellte an­
schließend die neuen Übungs-
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puppen "LinIe Anne" und 
"Baby" vor und demonstriene 
daran die Herz-Lungen-Wie­
derbelebung. Neu ist, daß aus 
hygienischen Gründen der 
Atem- oder Lungenbeutel aus­
gewechselt wird. Auch die Ge­
sichtsmaske ist mit leichten 
Handgriffen zur Desinfektion 
und Wiederverwendung aus­
wechselbar. 

Berichte aus der Technik 

Alfred Rebe (Grünberg), 
Beauftragter Lehrscheine, be­
richtet, daß 1993 in den Re­
gionalstäben gute Arbeit gelei­
stet worden sei. 96 neue 
Lehrscheine, 45 Lehrschein-
Verlängerungen und 20 I 
Fachübungslizenzen seien 
ausgestellt worden. 

Willi Vogt (Hm.), Beauf­
tragter Tauchen, verwies dar­
auf, daß bei einem Tauchlehr­
gang in 1993 mit elf Teilneh­
mern nur zwei Personen die 
Taucherprüfung erreicht hät­
ten. 

Horst Schöberl (Wetzlar), 
Beauftragter Rettungssport , 
stellte an hand einer Analyse 
fes t, daß nur rund 50 Prozent 
der Gliederungen an der Aus­
tragung der Rettungs-Sport­
Meisterschaften (RSM) inter­
essiert seien. Für diese Misere 
nannte er als Gründe: Hohe [n­
vestitionskosten und ständiger 
Standort wechsel. Die Kosten 
der RSM 1993 beliefen sich 
auf ca. 30000 DM. Er schlug 
vor, die RSM nicht mehr 
durchzuführen. Damit waren 
die Techniker nicht einverstan­
den. Ihre Meinung: Die Durch­
führung von RSM gehöre zur 
Öffentlichkeitsarbeit und zei­
ge Breitenwirkung für die 
DLRG, auf die im Interesse ei­
ner Jugendarbeit nicht ver-

Demonstrationen an der neuen Übungslmppe. 

zichtet werden könne. Vor­
schlag: Es wird ein Ausschuß 
gebildet, der sich mit der Zen­
tralisierung der RSM auf einen 
Austragungsort und zur Ko­
stensenkung durch Sponsoring 
befaßt. Dieser Vorschlag fand 
allgemeine Zustimmung. 

Walter Schwab (Friedberg), 
Beauftragter Katastrophen­
schutz, berichtete, daß 1993 
vier Helfer-, zwei Kfz- sowie 

ein Sanitätslehrgang in Johan­
nisberg durchgeführt worden 
seien . Bundesweit bemühe 
man sich darum, in den erwei­
terten KatS einzusteigen. 

Bemd Rüdiger (Ffm.), Be­
auftragter Einsatz, verwies auf 
die Gefahren für Helfer bei der 
Eisrellung. So habe die DLRG 
erstmals mit der Feuerwehr in 
Marburg einen gemeinsamen 
Eisrellungslehrgang durch ge-

Oie schwimmfahige Rettungstrage wird getestet. 
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fühn . Hierbei habe man fest ­
gestellt, daß die bi;hengen 
Theorien in der Ei\rettung den 
tatsächlichen Anforderungen 
nicht gewachsen sind . .. Weil 
da; Ei; sehr brüchig war, hal­
fen bei einer " bung im Laufe 
des Lehrgangs weder der Ret­
lUngS\chlillen der Feuerwehr 
noch die Leinen der DLRG. 
Ein Versuch, den ,Verunfall­
ten' mit dem Rcltungsgurt au~ 

dem Wa'-J'iicr IU lichen. 
mißlang au, zwei Gründen: 
Die Helfer brachen an der Un­
fallstelle trotl Bauchlage ,el­
ber ein. Aus sicherer Entfer­
nung den ,Verunfallten ' her­
auszuziehen. war ebenfalls 
nicht möglich, weil die Leinen 
7U kurz waren. Bewährt bei 
dieser Aktion haben sich 
Schutzanlüge", '0 Rüdiger. 
Diese hielten die Körperwür-

me bis IU - 35 Grad Außen­
temperatur und boten durch 
ihre Schwimmnihigkeit eine 
gute Sicherhetl im Wa"er. 

Der Abend des Seminar; 
war der praktischen Ausbil­
dung im Wasser vorbehalten. 
Geübt wurde u.a. das Bergen 
eines Ertrunkenen mit der 
schwimmfahlgen Rellung,tra­
ge. 

Hirgen Kämmerer 

Katastrophenschutz-Übung 
des LandeswasserreHungszuges 

Rhein-Neckar-Mannheim 

Etwas völlig eue~ tCl.,tete 

der DLRG-Landes-KatS-Was­
serrellungsLug Rhein- eckar­
Mannheim. So wurde um 
zweiten Samstag im Oktober 
in der Zeit von morgen, 4 .00 
bis 20.00 Uhr abend, eine neue 
Übungsstrategie von der Idee 
zur Erprobung gebracht. Ein­
gesellt wurden vier Tauchret­
tungsgruppen, die vier ver­
\chiedene Ein~ät7e hinterein­
ander durchlaufen mußten. 
Diese Trainingsmethode wur­
de dem Circuil-Trainmg im 
Spon abgeschaut und durch 
Schiedsrichter au; den DLRG­
Gruppen Heidelberg, Leimen. 

eckargemünd und Walldorf 
überwacht. 

Der Sammelpunkt für die 
Helferbefand sich an derGrill­
hülle in Oftersheim bei 
Schwctzingen. an der ein mo­
biler Funkleitwagen (TEL) der 

Stadt Heidelberg ,""allien 
wurde. Von hier wurden die 
Einsatzstellen Schleuse 
Schwabenhelm, Feuerwehr­
übungsplatz Sandhofen in 
Mannheim, die Seen Binsfeld 
bei Speyer und der Badesee 
Walldorf - gelei tet. Die jewei­
I igen Schiedsrichter an den Or­
ten bereiteten die Übungsteile 
vor und wiesen die Helfer der 
Einsallgruppen an . An diesen 
Orten wurden ,. Verlcl/lc" von 
gekentenen Booten geborgen, 
Rellung"aucher und Helfer 
suchten und bargen verschüt­
tetes Material nach vorheri­
gem GUV-Tauehgang, Boote 
wurden an steilen und unüber­
sichtlichen Stellen zu Wa'ser 
gebracht. und Bootsmann­
schaften mußten erschütte­
rungssensible Stoffe mit Ge­
schicklichkeit. durch gekonn­
te; und eingespieltes Paddeln, 

Die DLRG-lIelrer bei der Übung. 
--''--------
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von einem lum anderen Ufer 
befö rdern . 

Bewertungkriterien waren 
unter anderem. übersichtliche 
Führung der Helfer, Team­
work, erfolgreiche Aufgaben­
bewültigung. Disziplin und 
Schnelligkeit. Vermieden wur­
de bei dieser Übungsstrategie 
die vielfach aufgetrelenen un­
freiwilligen Pausen, in denen 
KatS-Helfer bis zu mehreren 
Stunden unbeschäftigt blie­
ben . Dies schlug sich auf die 
Motivation nieder. Somit be­
''''"gte ,ich diese Technik als 
attraktive An der Ausbildung 
\ on Helfern, welche auch bei 
Hochwasser-Einsätzen. wie 
Ende Dezember in Eberbach, 
Neckargemünd und Heidel­
berg. für die Bevölkerung tat­
I-.räftig eingesetzt werden. 

(mI) 

Weihnachts­
hochwasser am 

Neckar:Pegelvon 
1926 erreicht 

20. DelClnber 1993. 19.00 
Uhr: Alarnlierung aller Ein­
satzkräfte der DLRG eckar­
gemünd. Durch anhaltende 
Regenfalle ist es LU einem star­
ken Anstieg des Neckars ge­
kommen. Maßgebend für die 
Stadt Neckargemünd ist der 
Pegel Gundeisheim. An ihm 
kann man absehen, wie hoch 
der Neckar in Neckargemünd 
sleigen wird. Nonnalpegel ist 
don ca. 240 cm. Am 20. De­
zember 1993, 12 .00 Uhr, ist 
der Wasserstand Gundelsheim 
bei 442 cm, um 22 .00 Uhr bei 
592 Clll . Bei einem Stand von 
550 cm tritt in eckargemünd 
der Neekar über die Ufer. Pro­
gnose: der eckar steigt wei­
ler, stündlich um ca. 15 cm. 

Für die Helfer der DLRG 
Neckargemünd heißt das, daß 
~ie in 7wei Arbeitsschichten, 
Tag und acht. arbeiten müs­
sen. In Zusammenarbeit mit 
der Freiwilligen Feuerwehr 
Neckargemünd müssen Woh­
nungen au\geräulllt. Personen 
evakuien, Sandsäcke geHillt 
und veneilt, Öl tanks gesichen 
und Pumpen geselLt werden. 
Am Vormittag des 21 . Dezem­
ber 1993 wird die einzige Ver­
bindungsstraße der Stadt in das 
Wiesenbachenal überflutet. 
hier wird. unterstütlt durch dru, 
THW Neckargemünd, ein 
Sc h lauch boot pende I verk eh r 
eingerichtet. Teile der Altstadt 
Kleingemünds und der Mühl­
gasse sind übernUlet. Die teil­
weise in den Häusern verblie­
bene Bevölkerung wird per 
Schlauchboot versorgt. 

Mit dem Rückgang des 
Wasserstandes begann das 
große Aufräumen : Keller wur­
den leergepumpt. Straßen und 
Hüuser vom Schlamm befreit. 
Bei diesem Einsatz wird den 
Helfern alles abverlangt. der 
Arbeitseinsatz ging bis an die 
Gren/c der Belastbarkeit. Die 
29 Frauen und Männer der 
DLRG Neckargemünd kamen 
auf fast 700 ArbeilSstundcn. 
Der Hochwassereinsatz war 
am 24. DeLCmber 1993 um 
14.00 Uhr beendet. 

(des) 
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VERBAND DER ARBEITSGEMEINSCHAFTEN rARHAT DER HELFER IN DEN REGIEEINHEITEN·EINRICHTUNGEN DES 
KATASTROPHENSCHUTZES IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND E.V. 

Dlpl.-Ing. Klaus-Dleler Kühn, BundesvorsItzender der AR KAT, Braunschwelg 

Integration von mobilen Komponenten 
des Katastrophenschutzes in Führung, 

Kommunikation und Logistik bei 
Großschadenslagen 

Vortrag an läßl ich der 7. ARKAT-Fachtagung am 6. November 1993 in Lehrte 

In der Wirtschaft und der 
Wissenschaft wird so gern von 
neuen Leitbildern für die 
Führung, die Organisation, die 
Kommunikation und Logistik 
gesprochen. Hier finden ge­
genwärtig Revolutionen statt, 
die mittlerweile auch die 
Hochkulturen hauptamtlicher 
Bürokratien in öffentlichen 
Verwaltungen zu erei len dro­
hen. Mit .. Lean-Manage­
ment", dem Optimieren von 
Entscheidungs- und Informa­
tionswegen und angepaßten 

etzwerkkonzepten will man 
dazu beitragen, aufgeblähte 
Strukturen schlanker, effizien­
ter und transparenter zu gestal­
ten. 

Man besinnt sich mehr und 
mehr auch auf natürliche Or­
ganis3tionsformen und ver­
sucht, teilweise hierarchische 
Ordnungen durch organische 
Netzwerkstrukturen zu über­
winden, um so insgesamt wie­
der mehr Humankapital in Ent­
scheidungsprozessen freizu­
setzen. Es sind hierfür eine 
ganze Reihe von Organisa­
tionsleitbildern und dynami­
ehen Modellen entworfen 

worden, und es lohnt sich 
wirkJich, diese einmal auf die 
Gegebenheiten eines komple­
xen Gefahrenmanagements 
hin zu analysieren. Bisherige 
Organisationsmodelle werden 
obder gewachsenen Dynamik, 
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Komplexität und auch Globa­
lisierung zivilisatorischer Ge­
fahrenpotentiale allein durch 
weitere Spezialisierung lang­
fristig nicht mehr in den Griff 
zu bekommen sein. 

Vergleicht man den Kata­
strophenschutz als Ganzes mit 
einem Organismus, so haben 
auch in unserem Hilfelei­
stungssystem eine Vielzahl 
von Organen zusammenzu­
wirken und miteinander ver­
netzt zu kommunizieren. 
Führung und Kommunikation 
stellen das" ervensystem" in 
diesem Organismus .. Kata­
strophenschutz" dar. un tum­
meln sich bekanntermaßen zur 
Zeit eine Menge Viren aus 
Bonn 11d anderen Landen in 
diesem V'o' · 'smus. Selbst­
verständlich gibt es im Kata­
strophenschutz seit geraumer 
Zeit zumindest an der Basis 
früh erkannte Krankheiten. 
Vor Radikaloperationen im 
Bereich von Führung, Kom­
munikation und Logistik und 
einem damit einhergehenden 
Verlust an Gesamtfunktiona­
lität kann jedoch nur gewarnt 
werden. 

Was benötigt wird, sind in 
diesem Bereich Anpassungen 
an vorhandene, nicht aber der 
Abbau und der Wegfall von 
Grundstrukturen. Schlüssel al­
ler Betrachtungen für die per­
sonale .. Überlebensftihigkeit" 

des Katastrophenschutzes ist 
zweifellos die Nutzung der In­
tegrationsmöglichkeiten die· 
ser Fachdienst- und Hilfelei­
stungspotentiale für die Berei­
che der allgemeinen Gefahren­
abwehr. 

Chancen zur Steigerung der 
Effizienz im Gefahrenbereich 
liegen vor allem in der Ent­
wicklung integriener Schutz­
konzepte mit vemetzter Ein­
satzlogistik. um so die Gefah­
renabwehr räumlich und in be­
zug auf das Schadensbild fle­
xibel, präventiv und von der 
Reaktions- und Logistikfahig­
keit her gesehen zeitlich ver­
zuglos gestalten zu können. 

Insgesamt kann dadurch die 
Flexibilität und der Einsatz­
wen des Katastrophen­
schutzes erheblich gesteigen 
und vielfach zu einer Reduzie­
rung von Kosten sowie einer 
nachhaltigen Erhöhung der 
Schutzqual ität beigetragen 
werden. Notwendig ist also ein 
Konzept, das die vorhandenen 
Schutzstrukturen deran seg­
mentien, daß deren Funktio­
nen autonom wahrgenommen, 
aber nach modularem Prinzip 
sowohl personell, technisch, 
organisatorisch und logistisch 
vom Gesundheitswesen, dem 
Rettungsdienst, Feuerwehr, 
Polizei, Bundesgrenzschutz, 
Bundeswehr u.a. Fachbehör­
den bis hin zum Katastrophen-

schutz aufeinander abge­
stimmt in ein auf dezentrale 
Strukturen abgestelltes Netz­
werk integriert werden kön­
nen. 

Es ist deshalb eine Schutz­
strategie zu verfolgen, bei der 
alle diese Schutzfunktionen in 
einer abgestimmten schutzlo­
gistischen Kette unter ganz­
heitlicher Betrachtungsweise 
bei geringstem Aufwand einen 
qualitativ hohen, schnell ver­
füg- und flexibel kombinierba­
ren Schutzstandard im Sinne 
einer sequenzgerechten Ver­
stärkung sicherstellen. 

Zentrale Bedeutung kommt 
hierbei den Einheiten und Ein­
richtungen der Führung, des 
Fernmelde- und Versorgungs­
dienstes zu und setzt im Be­
reich von Führung, Kommuni­
kation und Logistik ein inte­
grienes Gefahrenmanagement 
voraus. Dabei müssen sich be­
zogen auf den Großschadens­
fall dem Schadens- und Ein­
satzgeschehen fraktal auf­
wuchs- und anpaßfahige 
Führungs- und Kommunikati­
onsstrukturen ergeben. 

Ein Fraktal ist ein Begriff 
aus der Mathematik, der den 
exakten Wissenschaften zuge­
rechnet wird, und kennzeich­
net autonom und nach be­
stimmten Ziel- und Leistungs­
vorgaben eindeutig beschreib­
bare Systeme, hier übenragen 
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auf die Führung und Kommu­
nikation. Ihnen gemein ist das 
Prin7ip der Selbstähnlichkeit 
und Selb;torganisation, und 
sie können als Elemente wie­
derum BCMandtei l eines in 
mehrere Fraktale gegliederten 
umfassenderen Führung"y­
Mem, werden und deran er­
weiten über Kommunikati­
ons- und Informarionssyslcmc 
in übergeordnete Leitungs­
und Koordinierungsebenen 
eingebunden werden. 

Innerhalb einer integrienen 
Führung!)organisation müssen 
solche Fraktale modular über 
die nötigen personellen und 
technischen Ressourcen verfü­
gen. um auf diese Weise ei­
genständig nach Einsatlziel­
vorgaben einer übergeordne­
ten Gefahrenabwehrleitung 
operieren 7U können. 

Wa, bedeutet das nun hin­
sichtlich der Möglichkeiten 
der Einbindung mobiler Kom­
ponenten des Katastrophen­
schulLes in die konkrete 
Führung, Kommunikation und 
Logi>lik bei Großschadensla­
gen? 

Erste Führungseinheit in ei­
nem Schadensfall dürfte in al­
ler Regel die Besatzung eine, 
ELW (Einsatzleitwagen) der 
Feuerwehr (Polizei) sein mit 
einer Führungskraft mit Be­
flihigung S2I3 und einem 
Führungsa"istenten für die 
Kommunikation mit einer 
oIL,festen Leitstelle, Bild I. In 
Großschadensfallen wird es 
dann notwendig werden, eine 
örtliche Einsatzleitung den 
Prinzipien einer fraktalen Füh­
rungssystematik folgend auf­
zubauen, d.h. die Einsatzlei­
tung in ihrem Führungs- und 
Kommunikationsteil zu ver-

r-
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\lärken. Berei" für die;e Auf­
gaben ließen sich Fun'ti­
onsträger und Betrieb,perso­
nal einer Technischen Ein'at7-
leitung des Kata'trophen­
schutzes zur Entlastung haupt­
amtlicher Ressourcen. die im 
rückwärtigen Führung,be­
reich insbesondere an der 
Schwelle zum Katastrophen­
fall benötigt werden, in eine 
örtliche Einsatlleitung inte­
grieren. Abhängig von den 
eingesetzten Kräften und dem 
Schadensausmaß kann die 
Einsatzleitung gegebenenfalls 
durch einen Fachberatung;teil 
ergänzt werden. 

Hinsichtlich der künftigen 
Einsalllogistik und der Kom­
munikationstechniken wird 
man von der Ausstattung her 
jedoch künftig auf zeitgemäße 
Technologie zuriickgreifen 
müssen. So wird die TEL des 
KatastrophenschulLe, .. SEG­
ftihig" konzipiert werden müs­
sen. so daß ihr Fiihrungsin­
strumentarium nach maximal 
30 Minuten am Schadensort 
eingesetzt werden kann. Lage­
meldungen. Einsat7führung, 
Personal- und Versorgungs­
übersicht müssen mittels mo­
biler rechnergeMütlter Ein­
!)atzleitsysteme im Verbund 
mit übergeordneten Führungs­
ebenen ebenso möglich ~ein 

wie beispielsweise der Abruf 
von Einsatzplänen. Gefahren­
gutinformationen, Beuen­
nachweisen usw. 

Die Vorstellungen von Ka­
t3strophenschützern gehen da­
von aus, daß die alarmierten 
TEL-Kräfte die notwendige 
Infonnations- und Kommuni­
kationstechnik am jeweiligen 
Einsalzort betriebsbereit vor­
finden. Dazu ist ein mobiler 

• Katastrophentall 
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Fiihrungsraum (Container) 
nach Alarmierung des TEL­
Personal, von hauptamtlichen 
Präsenzkräften im Rendel­
voussystem vor Ort zu trans­
ponieren, Im Zusammenwir­
ken mit Schnelleinsatzgrup­
pen de, Fernmeldedienstes als 
dezentral ein,etzbare FM­
Komponente ließe sich dann 
an einer Schadensstelle kurz­
fristig die gesamte Einsatz­
kommunikation und -logistik 
als mobile Leitstelle überneh­
mcn sowie weitere Führungs­
komponenten fernmel­
demäßig erschließen. Bei 
großnächigen Gefahrenanla­
gen ist es gegebenenfalls auch 
weiterhin sinnvoll, der TEL ei­
nen Erkundungs- und LOIsen­
trupp ab mobi le Komponente 
anzugliedern. um so cin Leit­
und Orientierungssystem ein­
richten und betreiben zu kön­
nen, 

Ebenso kann es notwendig 
werden, auch bei friedens­
mäßigen ABC-Lagen mobile 
Meß- und Auswertungseinhei­
ten (AMAST/Umweltbeob­
achtungs- und ABC-Meßstel­
len) modular in die EinsalLlei­
tung vor Ort lU integrieren. 

All das wird im Sinne des 
vielfach Litierten ,.Doppelnut­
zens" jedoch nur dann 7U ei­
nem integrierten Gefahrenma­
nagelllent zu entwickeln ,ein. 
wenn die jelLt Lur Disposition 
>lehenden Führungs-. Kom­
munikations- und Logi­
Mikkomponenten nicht ein­
fach aufgegeben, sondern ent­
'prechend den veränderten 
Anforderungen restrukturiel1 
in eine wirkliche eukonlep­
tion für einen Gefahrenschutz 
als gesamtstaatlichem Anlie-

r-
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Ilitd t : 
Integriertes 
Cefahren­
managemenl. 
Einbindung 
mobiler 
KomlJOnenten in 
Führung, 
Kommunikation 
und Logistik bei 
Großschadens­
lagen. 
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gen eingebracht werden kön­
nen. 

Die rückwärtige Gefahren­
abwehrleitung,ebene geht mit 
zunehmender Komplexität im 
Katastrophenfall dann von der 
Feuerwehrein~al/ieilstelle in 
die Katastrophenschutzleitung 
über. wobei die örtliche Ein­
satz)eitung wieder schlanker 
wird. indem sie an die Ge­
samtgefahrenabwehrlei tu ng 
bLw. Katastrophenschutzlei­
tung Kompetenzen abgibt und 
Fraktale nach modularem 
PrinLip Lur Unterstützung 
rüCkwärtiger Leitungsaufga­
ben entkoppelt werden kön­
nen, 

Führungsmodelle mü"en 
also dynamisch konfiguriert 
sein und den Aufbau konfä­
deralivcr Strulo.turen ermögli­
chen mit einern hohen Grad an 
dezentrali,ierbarer Kompe­
tenz. 

Die Rahmenbedingungen 
des konkreten Einsatzgesehe­
hens bestimmen letztendlich 
den jeweiligen Aufbau ent­
sprechend 'pezifizierter 
Führungs- und Komrnunikati­
onskonLepte und -strategien. 
Im EinLeifall kann und sollte 
hier auch kein ,laffes SYMem 
vorgegeben werden. 

Altemativ hier/u werden 
gegenwärtig Führungsmodel­
le diskutiert, die diesen vorge­
nannten Prinzipien vom An­
satz her überhaupt nicht ent­
sprechen, Bild 2. 

Alle eingeset7ten Kräfte 
von Feuerwehr. Rettungs­
dienst, Kata;trophenschutz. 
Hilfsorganisationen und SEGs 
zur Verstärkung des Rettungs­
dienste~ werden in diesem Bei­
~piel (und er;; ist nur eines von 
vielen Modellen) vor Ort zu­
nächst von allen bekannten 
Führungsebenen einer Berufs­
feuerwehr (Direktionsdienst, 
Einsatzleitdienst, Zugführer­
dienst, Sachbearbeiterdienst) 
geführt. Der für die medizini­
schen Leitungsaufgaben ver­
antwortliche Leitende Notarzt 
untersteht in diesem Fall dem 
Direktionsdienst der Feuer­
wehr, dem die GesamteinsalZ­
leitung obliegt. In Verbindung 
mit dem Transpol1organisator. 
der Sachbearbeiter des haupt­
amtlichen Rettungsdienstes 
isl. soll er alle sanitätsdienstli­
chen Maßnahmen am Scha-
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U; ld 2: 
Zentral istisches 

Führungsmodell 
einer Stadt mit 

Berufsreuerwehr 
rur Groß· 

schadensnille. 
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denson leiten, koordinieren 
und überwachen. Je nach 
Schadensausmaß iSI die örtli­
che Einsatzleitung eingebun­
den in eine Gefahrenabwehr­
leitung. die wiederum zwi­
schen fachlicher und techni­
scher Leitung und ständigen, 
sonstigen und beratenden Mit­
gliedern unterscheidet. 

In bezug auf den Katastro­
phenschutz sind solche Mo­
delle in keiner Weise integra­
tiv und eher geeignet, die hin­
länglich bekannte "Schwerfal­
ligkeit" stabsmäßiger Führung 
vom rückwärtigen Bereich in 
die Einsatzleitung vor Ort zu 
verlagern. Eine dezentrale 
ziel- und fachaufgabenorien­
tiene und nach dem Prinzip 
schneller kleiner Regelkreise 
segmentierte Führung wird so 
nur schwer möglich sein. 

1-.... 

Welchen ulzen man im 
konkreten Einsatzfall aus der 
Einbeziehung des Katastro­
phenschutzes in die örtlichen 
Führungs- und Versorgungs­
strategien ziehen kann, und 
zwar unabhängig von der je­
weiligen Trägerschaft, haben 
beispielsweise 1993 die Erfah­
rungen bei der Bewältigung 
der schweren Zugunglücke in 
Lehrte und onheim hinrei­
chend verdeutlicht. 

Die Schnelleinsatzgruppen 
der verschiedenen Organisa­
tionen zeigen uns, daß vor Ort 
längst durch Initiativen auf 
Kreis- und Trägerschaftsebene 
Strukturen im Katastrophen­
schutz so angepaßt worden 
sind, daß diese Fachdienst­
komponenten in zivilisatori­
schen Schadensfallen voll ein­
satzfahig sind. 

In Bonn (auch in einigen 
Bundesländern) hat man das in 
den Amtsstuben jedoch noch 
nicht wahrgenommen. was 
sich in den letzten Jahren an 
der Basis bereits verändert hat. 
So will man nach den jüngsten 
Vorstellungen a lle (alle!) Ein­
richtungen und Einheiten der 
Führung, des Fernmelde- und 
Versorgungsdienstes des Kata­
strophenschutzes zur Disposi­
tion stellen, Bild 3. 

Der Staat kündigt damit den 
ihm nach der Verfassung auf­
erlegten Schutz seiner Bevöl­
kerung aus KostengfÜnden 
auf. 

Die meisten der jetzt vom 
Bund und einigen Ländern zur 
Disposi tion gestellten Fach­
dienstkomponenten der 
Führung, Kommunikation und 
Logistik sind auch in einem 
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neustrukturiel1en Katastro­
phenschutz und insbesondere 
für den Aufbau eines integrier­
ten Gefahrenmanagements auf 
Kreisebene nach wie vor un­
verzichtbar. Diese Einheiten 
und Einrichtungen sind in der 
Regel zur Unterstützung der 
örtlichen Hilfeleistungspoten­
tiale in Großschadensfallen 
von hohem utzen und verur­
sachen in Relation zu diesem 
Nutzen vergleichsweise wenig 
Kosten. 

In diesen Einheiten und Ein­
richtungen leisten hochmoti­
vierte und erfahrene 
Führungskräfte und Helfer ei­
nen freiwilligen und ehren­
amtlichen Dienst in Funktio­
nen, deren Notwendigkeit in 
Staat und Politik entweder 
nicht mehr erkannt oder ganz 
bewußt nicht mehr verstanden 
werden soll. 

Es sind zudem weitgehend 
dieselben Menschen, die diese 
Aufgaben in Personalunion im 
gemeinsamen Katastrophen­
schutzsystem von Bund und 
Ländern wahrnehmen. Sie las­
sen sich nicht teilen in Krieg 
und Frieden. Insofern ist ein 
helferzentriCl1er Ansatz für die 
weitere Aufrechterhaltung der 
Einsatzftihigkeit des gemein­
samen Hilfeleistungssystems 
auch nicht besonders förder­
lich. 

Dieses staats- und demokra­
tieerhaltende Humankapi tal 
und fachlich für die Gefahren­
abwehr in Katastrophenfallen 
gezielt entwickeltes Know­
how darf nicht verlorengehen. 
Der Grundgedanke der Frak­
tale beinhaltet die Schaffung 
von (innerhalb ihres Kompen­
tenzbereiches) sich selbst re­
gelnden organisatorischen 
Führungsgruppen und -berei­
chen. Zur Abstimmung der 
Ein- und Ausgangsgrößen die­
ser Fraktale ist jedoch ein über­
geordnetes Informations-, 
Kommunikations- und Logi­
stiksystem erforderlich. Die 
Fraktale Führung eröffnet im 
Zuge der Integration von Ka­
tastrophenschutzpotentialen 
in die allgemeine Gefahrenab­
wehr zugleich wieder mehr 
Denkanstöße zur besseren 
Selbstverwirklichung und für 
das Selbstverständnis der im 
Katastrophenschutz Mitwir­
kenden. 
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Strahlenschutz 
3. Auflage 

Von Georg Zimmermann 
Vertag W. Kohlhammer GmbH, 

70549 Stuttgart 

In diesem Buch werden zunächst die physika­
lischen Grundlagen der Radioaktivität sowie die 
Gefahren erläutert, die von der radioaktiven Strah­
lung für die lebende Substanz ausgehen. SOdann 
werden die gesetzlichen Bestimmungen im Um­
gang mit radioaktiven Stoffen, insbesondere im 
Gefahrenfall dargestellt Durch den ständig wach­
senden Umgang mit radioaktivem Material sind 
Unfälle keine Seltenheit mehr. Für die Erstmaß­
nahmen durch die Feuerwehr ist detailliertes 
Fachwissen erforderlich, um nach Unfällen mit ra­
dioaktivem Material umgehen und Geräte verant­
wortungSVOll und wirksam einsetzen zu können. 
Das Buch soll dazu Hilfestellung leisten. 

UKW-Spreehfunk-Handbueh 
Von Wotf Siebel 

Siebei Verlag GmbH, 
53340 Meckenheim 

Das Buch wurde vollkommen neu bearbeitet 
und dem aktuellen Stand angepaßt. Es gibt einen 
Überblick über den gesamten Frequenzbereich 
von 30 MHz bis 400 GHz. Daneben bietet es in­
teressante Informationen über den UKW-Sprech­
funk sowie ausführliche Erläuterungen zu den ver­
schiedenen Funkdiensten wie Betriebsfunk, Auto­
telefon, Behörden- und Sicherheitsdienste (BOS). 
See-. Rhein-, Flug- und Zugfunk. 

Notruf 112 
Feuerwehren im Einsatz 

Band 14 
Lothar Haus Verlag , 

63521 Erlensee 

Interessante FeuerwehreInsätze aus aller Welt 
Sind in den Bänden dieser Dokumentationsserie 
zusammengefaßt. Verlaßt von kompetenten 
Fachautoren bieten die einzelnen Beiträge wert­
volle HIntergrundInformationen zum Jeweils ge­
schilderten Schadensereignis. Eine Serie, die Sich 
sowohl an den Fachmann als auch den interes­
sierten laien wendet. 

Experimente für den 
Feuerwehrunterrichl 

Von Gisbert Rodewald 
Verlag W. Kohlhammer GmbH, 

70549 Stuttgart 

Um den vielfältigen Gefahren bei der Brand­
bekämpfung und der technischen Hilfeleistung 
wirksam zu begegnen, muß die AUSbildung der 
Einsatzkräfte angepaßt und IntenSlvlM werden. 
Das Expenment als zentraler Untemchtsbestand­
teil dient dazu, dieses Ziel zu erreichen. Das Buch 
enthält eine Auswahl von bewährten Expenmen-
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ten zu den Unternchtsgebleten Brandlehre, 
Löschlehre und Gefahrenlehre. Es schließt damit 
eine seit Jahrzehnten bestehende Lücke in der 
Feuerwehrliteratur. Der allgemeine Tell enthält 
Hinweise zur Vorbereitung und sicheren Durch­
führung der Versuche. Die Versuchsbeschreibun­
gen zu den einzelnen Gebieten geben Anregun­
gen für geeignete Experimente. 

Scanner 
UKW-Sprechfunk-Empfänger, Informationen, 

Testberichte 
Von Nlls Schiffhauer 

Siebel Verlag , 
53340 Meckenheim 

Das Buch erläutert, was es mit den Geräten auf 
Sich hat und welche Funkdienste man damit emp­
fangen kann. Was erlaubt und was verboten ist, 
Wird konkret erklärt. Im Hauptteil des Buches wer­
den alle aktuellen Geräte, vom Handscanner bis 
hin zum professionellen Uberwachungsempfän­
ger, vorgestellt und beurteilt. Ein weiteres Kapitel 
befaßt Sich mit den dazugehöngen Antennen. Das 
Buch vermittelt umfangreiche Informationen zum 
Thema UKW-Sprechfunk und gibt Viele nützliche 
nps. 

Feuenvehr-Klassiker 
Magirus KW 

Von Udo Paulitz 
Motorbuch-Verlag, 

70180 Stuttgart 

Als erster Band der neuen Reihe "Feuerwehr­
Klassiker~ erschien soeben "Maglrus-KW", die 
vollständige Einsatz- und Technikgeschichte des 
Inzwischen legendären Kranwagens ("KW") aus 
Ulm. Die rapide steigende Verkehrsdichte und die 
damit verbundene Unfallhäufigkeit erforderten ab 
Mitte der 20er Jahre neue Lösungen, um Ver­
kehrshindernisse rasch beseitigen zu können. Bis 
dahin war das Bergen und Heben umgestürzter 
Bäume, ver1etzter Pferde und verunglückter Fahr­
zeuge immer mit großem Zeit- und Personalauf­
wand verbunden. Großstädtische Wehren be­
schafften und erprobten Fahrzeuge, die von der 
Industrie individuell hergestellt wurden. Führend 
in der EntwiCklung neuer Spezialfahrzeuge wurde 
der Ulmer Lastwagenhersteller und Feuerwehr­
ausrüster Magirus. Udo Paulitz dokumentiert In 
dieser Neuerscheinung, angereichert mit zahlrei­
chen Fotografien, chronologisch Entwicklung und 
Einsatze dieser markanten Sonderanfertigung. 

Geschichten, 
die die Forschung schreibt 
Band 12: Von Karthago, Chaos und 

Klebewesen 
Von Kart-Heinz Preuß und 

Ralf H, Simen (Hrsg.) 
Vertag Deutscher Forschungsdienst, 

53170 Bonn 

Faszimerende Geschichten über die Wunder 
dieser Welt, die so manches Rätsel aufdecken und 

die neugierig machen auf das. was die moderne 
Wissenschaft sonst noch zu bieten hat - so prä­
sentiert sich der neue Band der Lesebuchreihe 
"Geschichten, die die Forschung schrelbt~. Da ge­
lingt zum Beispiel endlich eine "Beweisführung" 
zu der uralten Frage, wer zuerst da war, die Hen­
ne oder das Ei. Denn Sprachwissenschaftler 
scheinen darauf mit der Feststellung "Erst war die 
Henne, dann das Ei - des Kolumbus~ eine eben­
so pfiffige wie schlÜSSige Antwort gefunden zu ha­
ben. Das neue Buch ist ebenso spannendes und 
unterhaltsames wie auch lehrr6lches Lesevergnu­
gen für Jung und alt, Fachleute wie Nichtfachleu­
te, kurz für Jedermann, der neugierig ist. 

Die Roten Hefte 
Lehrschriften 

10r den Feuerwehrmann 
Verlag W. Kohlhammer, 

70565 Stuttgart 

Die Hefte der Schnftenreihe, die über 50 Titel 
umfaßt, werden ständig überarbeitet, um den Viel­
fältigen Aufgaben der Feuerwehr gerecht zu wer­
den. Auch in den vorliegenden Neuerscheinungen 
wurden alle neuen Erkenntnisse berücksichtigt, 
um den Jeweiligen Themenbereich auf den aktu­
ellen techOischen Stand zu bnngen. 

Friedrich Kaufhold 
Verbrennen und löschen 

Nr. 1, 15. Auflage 

Hermann Schröder 
Einsatztaktik 

10r den Gruppen10hrer 
Nr. 10, 13. Auflage 

Jürgen Kallenbach 
Arbeitsschutz und Unfall­

verhütung bei den Feuerwehren 
Nr. 17, 7. Auflage 

*, 
Karl -Heinz Knorr 

Die Gefahren der Einsatzstelle 
Nr. 28, 5. Auflage 

* 
Kar! Huber 
Brandschau 

Nr. 29, 3. Auflage 

Georg Zimmermann 
Mechanik für die Feuerwehrpraxis 

Nr. 33, 5. Auflage 

* Hans-Peter Plattner 
Ölalarm 

Nr. 36, 3. Auflage 
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Wollgang Jendsch , 

MINIMAGAZIN } 

Arzttruppkraftwagen (ATrKw) 
Mercedes-Benz 407 D 

Den Sanitätszügen des Katastro­
phenschutzes sind jeweils zwei Arzt­
truppkraftwagen (ATrKw) zugeord­
net, die im Bereich der Arztgruppe 
(zwei Arzttrupps) dem Transport von 
Personal , Ausstattung und Gerät die­
nen. In besonderen Fällen kann der 
ATrKw dem Transport von maximal 
vier Verletzten dienen - dazu muß ein 
Vier-Krankentragen-Gestell in den 
Heckraum des Fahrzeugs eingebaut 
werden. Vom Bund ausgeliefert wur­
den bisher Fahrzeuge auf der Basis 
des Mercedes-Benz-Transporters in 
der Version mit mittlerem Radstand 
(ca. sechs Meter). 

Bereits im Heft 8/90 haben wir den 
ATrKw auf der Basis des neue ren MB 
609 D ("T2") vorgestellt, nunmehr ist 
für den Modellbauer auch die Version 
des MB 407 D (ältere Version) mög­
lich. 

Die Doppelkabinenfahrzeuge sind 
in der Regel den KatS-Zügen (Sa­
nitätszügen) der Sanitätsorganisatio­
nen (DRK, JUH, MHD, ASB) zuge­
ordnet . Im wesentlichen unterschei­
den sie sich optisch in der organ isa­
tionstypischen Beschriftung. Die 
Lackierung erfolgt als Sanitätsfahr­
zeug allgemein in RAL 1014 (elfen­
bein) mit schwarzen Stoßstangen. 

Das Modell 

Konnten wir in o.g. Beitrag (8/90) 
den ATrKw auf der Basis des .. T2" be­
ziehungsweise auf Basis des Grund­
modelIs der Firma Praline (Nr. 4309, 
4313 oder 4372) vorstellen, so macht 
ein neu es Produkt von Preiser (Nr. 
37008) nunmehr auch die erste Ge­
neration dieser Fahrzeuge möglich. 
Zudem ist damit jetzt auch die kom­
plette Darstellung des KatS-Sanitäts­
zuges - zusammen mit den anderen 
Fahrzeugen - in älterer (ausgenom­
men 4-Tragen-Wagen) und neuer 
Version möglich. 

Bei dem von Preiser produzierten 
Grundmodell des ATrKw handelt es 
sich um ein absolut vorbildgetreues 
KatS-Fahrzeug (Fertigmodell) mit 

Die Einsatzfahrzeuge des Katastrophenschutzes 
Vom Vorbild zum Modell 

Eines der Vorbi ld­
fahrzeuge fü r den 

ATrKw vom 
ASS-Ortsverband 

Kassel. 

ATrKw im Maß­
stab 1:87/HO 
in möglicher 

Ausführu ng von 
JUH (f inks) und 

ASS (rechts). 

DRK-Beschriftung. Im Prinzip könnte 
es in dieser Form belassen werden -
es soll jedoch hier versucht werden, 
das Modell im Detail zu verfeinern be­
ziehungsweise es in den Darstel­
lungsformen der anderen Organisa­
tionen zu präsentieren. Dazu könnte 
als Grundmodell auch die Nr. 37009 
(Kastenwagen Bundeswehr) genutzt 
werden - damit könnte die Entfer­
nung von Blaulicht und Beschriftung 
entfallen, jedoch muß in diesem Fall 
von Dunkelgrün auf Elfenbein lackiert 
werden. 

Zunächst muß das Modell in seine 
Einzelteile zerlegt werden. Fahrge­
stell einschließlich Kühlergrill und Rä­
der verbleiben in der vorgegebenen 
Form (schwarze Lackierung) . Die Fi­
guren (Fahrer und Beifahrer) werden 
bei Bedarf entfernt. Entfernt wird zu­
dem das Blaulicht einschließlich 
Sockel , es wird ferner - je nach Vor­
bild - durch einen dunkelblauen 

Sockel sowie durch vorbildentspre­
chende Rundumleuchten ersetzt (Zu­
behör Herpa). 

Die DRK-Beschriftung wird vor­
sichtig entfernt, das gesamte Modell 
farblich grundiert (weiß-matt) und in 
Elfenbein (RAL 1014) lackiert (Farbe: 
z.B. Müller, Siegen). Nach dem aus­
reichenden Trocknen der Farbe er­
folgt zunächst· ein vorsichtiges und 
genaues farbliches Absetzen der 
Fenster- Innenränder in schwarz-matt 
( .. Gummiränder"). dann der Zusam­
menbau der Einzelteile sowie zu­
nächst die farbliche Detaillierung 
(Blinker orange, Rückleuchten rot, 
Türgriffe schwarz, Außenspiegel in­
nen silber, MB-Stern silber). Die vor­
bildgerechte Beschriftung des ATrKw 
läßt sich für alle Organisationen vor­
nehmen. Die entsprechenden Be­
schriftungs-Sets (DRK, JUH, MHD, 
ASB, KATS) liefert ebenfalls die Firma 
Müller aus Siegen. 

J 
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Die JlulllalJen laclllfompetem lJeträHillt 

Anläßlich der 7. ARKAT-Fachtagung 
am 6. November 1993 in Lehrte diskutier­
ten namhafte Experten über neue Mög­
lichkeiten der Führung, Logistik und Kom­
munikation im Katastrophenschutz. Im 
Mittelpunkt der Veranstaltung stand die 
Entwicklung medizinischer Versorgungs­
strategien und die Integration des Kata­
strophenschutzes in das Gefahrenmana­
gement von Großunglücksfällen. Beson­
ders beeindruckt zeigten sich die über t 00 
Teilnehmer von dem Erfahrungsbericht 
über die Bewältigung des schweren Zug­
unglückes vom t 5. November 1992 im 
Landkreis Northeim. 

Die Ausführungen der Einsatzleiter ver­
deutlichlen, welchen Nutzen man aus der 
Einbindung des Katastrophenschutzes in 
die örtlichen Führungs- und Versorgungsstrategien für den Einsatzerfolg ziehen 
kann . Die positiven Erfahrungen waren Grundlage für ein jetzt mit dem Landkreis, 
der Feuerwehr, den Hilfsorganisationen und den kommunalen Regieeinheiten der 
Führung und des Sanitätsdienstes abgestimmten Gefahrenabwehrmodells beim 
Massenanfall von Verletzten. 

Unser Titelbild zeigt, wie die Hilfskräfte unter schwierigsten Umständen erfolgreich 
zusammengewirkl und die Aufgaben fachkompetent bewältigt haben. Die Fotos auf 
dieser Seite zeigen das schreckliche Szenario. 62 Fahrgäste, eingeklemmt und mit 
teilweise lebensgefährlichen Verletzungen, mußten aus den zerborstenen Reisezug­
wagen befreit, elf Tote geborgen und insgesamt über 250 Personen betreut und ver­
sorgt werden. (Fotos: Lange) 


